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Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Versorgungsberichts 
(Versorgungsreformgesetz 1998 - VReformG) 

A. Zielsetzung 

Weitere Umsetzung des Versorgungsberichts der Bundesregie-
rung (Drucksache 13/5840 vom 17. Oktober 1996) auf der Grund-
lage der vom Bundeskabinett am 18. Juni 1997 gebilligten Eck-
punkte. Dämpfung der Kosten der öffentlichen Haushalte, insbe-
sondere durch notwendige Anpassungen im System der Beamten-
versorgung sowie im Dienst- und Besoldungsrecht. Zugleich 
werden damit im Hinblick auf die für die gesetzliche Rentenver-
sicherung vorgesehenen Maßnahmen gleichgerichtete und wir-
kungsgleiche Änderungen im Beamtenbereich sichergestellt. 

B. Lösung 

Änderung status-, besoldungs- und versorgungsrechtlicher Rege-
lungen im Beamten-, Richter- und Soldatenbereich, insbesondere 

- Neuordnung und Straffung des Zulagenwesens, 

- Anhebung der besonderen Altersgrenzen im Vollzugs- und Sol-
datenbereich, 

- Verlängerung der Wartefrist für die Versorgung aus einem Be-
förderungsamt, 

- Verschärfung der Hinzuverdienstregelungen, 

- Einschränkungen bei politischen Beamten, 

- Einführung einer Teildienstfähigkeit, 

- Absenkung der Anwärterbezüge und 

- Abschläge bei Inanspruchnahme der besonderen Antragsalters-
grenze für Schwerbehinderte. 

Darüber hinaus werden aus Eigenbeiträgen der aktiven Mitarbei-
ter und Versorgungsberechtigten Versorgungsrücklagen zur Stär-
kung der Finanzierungsgrundlage im Zeitraum der höchsten 
relativen Belastung gebildet. Diese Eigenbeiträge werden in der 
Weise erhoben, daß in den Jahren 1999 bis 2013 die Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungen geringer ausfallen als entspre- 
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chende Tariferhöhungen und damit eine Absenkung des Besol-
dungs- und Versorgungsniveaus erfolgt. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Einzelmaßnahmen des Gesetzes bewirken eine Kostenentla-
stung der Gebietskörperschaften in Höhe von rund 1,5 Mrd. DM 
bezogen auf das Jahr 2008. Hinzu kommt die Bildung der Versor-
gungsrücklage in Höhe von 66 Mrd. DM, die die Versorgungsaus-
gaben der Gebietskörperschaften ab ca. 2014 entsprechend min-
dert. 

Lediglich Artikel 6 Nr. 16, Artikel 13 und Artikel 16 führen zu 
geringfügigen Mehrkosten gegenüber dem geltenden Recht, die 
jedoch durch die Einsparungen infolge der Verringerung der Zahl 
und der Versorgung politischer Beamter und der Einführung des 
neuen Rechtsinstituts der Teildienstfähigkeit kompensiert werden. 

2. Vollzugsaufwand 

Keiner 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (132) - 222 00 - Ve 123/97 

Bonn, den 19. Dezember 1997 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Versorgungsberichts 
(Versorgungsreformgesetz 1998 - VReformG) 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 719. Sitzung am 28. November 1997 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Versorgungsberichts 
(Versorgungsreformgesetz 1998 - VReformG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Änderung des Beamtenrechtsrahmen-
gesetzes 

Artikel 2 Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Artikel 3 Änderung des Bundespolizeibeamten-
gesetzes 

Artikel 4 Änderung des Soldatengesetzes 

Artikel 5 Änderung des Bundesbesoldungs-
gesetzes 

Artikel 6 Änderung des Beamtenversorgungs-
gesetzes 

Artikel 7 Änderung des Soldatenversorgungs-
gesetzes 

Artikel 8 Änderung des Deutschen Richter-
gesetzes 

Artikel 9 Wegfall der Dynamisierung von Stellen-
zulagen 

Artikel 10 Änderung des Gesetzes über die Gewäh-
rung einer jährlichen Sonderzuwendung 

Artikel 11 Änderung des Gesetzes über vermögens-
wirksame Leistungen für Beamte, Rich-
ter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 

Artikel 12 Änderung des Urlaubsgeldgesetzes 

Artikel 13 Änderung des 2. Haushaltsstruktur-
gesetzes 

Artikel 14 Änderung der Beamtenversorgungs

-

Übergangsverordnung 

Artikel 15 Änderung der Soldatenversorgungs

-

Übergangsverordnung 

Artikel 16 Änderung der Erziehungsurlaubs-
verordnung 

Artikel 17 Änderung anderer Vorschriften 

Artikel 18 Übergangsvorschriften 

Artikel 19 Neubekanntmachungserlaubnisse 

Artikel 20 Rückkehr zum einheitlichen Verordnungs-
rang 

Artikel 21 Umsetzungspflicht 

Artikel 22 Inkrafttreten 

Artikel 1 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Februar 1985 (BGBl. I 
S. 462), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 14 c wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Anforderungen für Staatsan-
gehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften" wird gestrichen. 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Laufbahnbefähigung kann auch auf 
Grund 

1. der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1988 über eine allgemeine 
Regelung zur Anerkennung der Hochschul-
diplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschließen (ABl. EG 1989 
Nr. L 19 S. 16), .oder 

2. der Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 
18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine 
Regelung zur Anerkennung beruflicher Be-
fähigungsnachweise in Ergänzung zur Richt-
linie 89/48/EWG (ABl. EG Nr. L 209 S. 25) 

erworben werden. " 

2. In § 25 Abs. 1 Satz 3 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„die das vollendete einundsechzigste Lebensjahr 
nicht unterschreiten darf. " 

3. § 26 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
der Beamte auf Lebenszeit auch ohne Nachweis 
der Dienstunfähigkeit auf seinen Antrag in den 
Ruhestand versetzt werden kann, wenn er 

1. das sechzigste Lebensjahr vollendet hat und 
schwerbehindert im Sinne des § 1 des Schwer-
behindertengesetzes ist oder 

2. das sechzigste Lebensjahr vollendet hat und für 
ihn eine von § 25 Abs. 1 Satz 2 abweichende 
frühere Altersgrenze gesetzlich bestimmt ist 
oder 

3. das dreiundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hat."  

4. Nach § 26 wird folgender § 26 a eingefügt: 

„§ 26a 

(1) Von der Versetzung des Beamten in den Ruhe-
stand wegen Dienstunfähigkeit soll abgesehen 
werden, wenn der Beamte das fünfzigste Lebens- 
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fahr vollendet hat und er unter Beibehaltung sei-
nes Amtes seine Dienstpflichten noch während 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit). 

(2) Die Arbeitszeit des Beamten ist entsprechend 
der begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. Er 
kann mit seiner Zustimmung auch in einer nicht 
seinem Amt entsprechenden Tätigkeit einge-
schränkt verwendet werden. 

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung des 
Beamten nach Absatz 2 soll abgesehen werden, 
wenn ihm nach § 26 Abs. 3 ein anderes Amt oder 
eine geringerwertige Tätigkeit übertragen werden 
kann. 

(4) § 26 Abs. 2 gilt entsprechend. § 42 Abs. 2 
Satz 3 gilt mit der Maßgabe, daß von der regelmä-
ßigen Arbeitszeit des Beamten unter Berücksichti-
gung der verminderten Arbeitszeit nach Absatz 2 
auszugehen ist. 

(5) Von der Möglichkeit nach Absatz 1 darf nur 
bis zum 31. Dezember 2004 Gebrauch gemacht 
werden. " 

5. In § 45 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 26 Abs.4 
letzter Satz, " gestrichen. 

6. In § 122 Abs. 2 wird die Angabe „§§ 13, 14, 14 a 
und 14b " durch die Angabe „§§ 13 bis 14c " er-
setzt. 

7. Nach § 122 wird folgender § 122a eingefügt: 

„§ 122a 

§ 122 Abs. 2 gilt entsprechend, wenn die Befähi-
gung auf Grund der Maßgaben in Anlage I Kapitel 
XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 2 Buchstabe c 
oder Nr. 3 Buchstabe b des Einigungsvertrages 
vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 
II S. 885, 1141) festgestellt worden ist und der Be-
amte nach Feststellung der Befähigung Aufgaben 
seiner Laufbahn mindestens fünf Jahre wahrge-
nommen hat."  

Artikel 2 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1985 (BGBl. I S. 479), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 15 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 15 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates nach Maßgabe der §§ 15 a bis 25 

1. die allgemeinen Vorschriften über die Lauf-
bahnen der Beamten, 

2. die besonderen Vorschriften für die einzelnen 
Laufbahnen (Laufbahn-, Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen) 

zu erlassen. 

(2) Die Bundesregierung kann die Befugnis 
nach Absatz 1 Nr. 2 durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates auf oberste 
Dienstbehörden übertragen. Rechtsverordnun-
gen nach Satz 1 bedürfen des Einvernehmens 
mit dem Bundesministerium des Innern." 

2. § 20 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Anforderungen für Staats-
angehörige der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaften" wird gestrichen. 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Laufbahnbefähigung kann auch auf 
Grund 

1. der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1988 über eine allgemeine 
Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens drei-
jährige Berufsausbildung abschließen (ABl. 
EG 1989 Nr. L 19 S. 16), oder 

2. der Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 
18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine 
Regelung zur Anerkennung beruflicher 
Befähigungsnachweise in Ergänzung zur 
Richtlinie 89/48/EWG (ABl. EG Nr. L 209 
S.25) 

erworben werden. " 

3. § 36 Abs. 1 Nr. 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„2. sonstige Beamte des höheren Dienstes im 
auswärtigen Dienst von der Besoldungs-
gruppe B 3 an aufwärts sowie Botschafter in 
der Besoldungsgruppe A 16, 

3. Beamte des höheren Dienstes des Amtes für 
den Militärischen Abschirmdienst, des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz und des 
Bundesnachrichtendienstes von der Besol-
dungsgruppe B 6 an aufwärts,". 

4. In § 41 a wird das Wort  „sechzigste" durch das 
Wort  „einundsechzigste" ersetzt. 

5. § 42 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Der Beamte auf Lebenszeit kann auch 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf seinen 
Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn 
er 

1. das sechzigste Lebensjahr vollendet hat und 
schwerbehindert im Sinne des § 1 des Schwer-
behindertengesetzes ist oder 

2. das sechzigste Lebensjahr vollendet hat und 
für ihn eine von § 41 Abs. 1 Satz 1 abweichen-
de frühere Altersgrenze gesetzlich bestimmt 
ist oder 

3. das dreiundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hat."  

6. Nach § 42 wird folgender § 42 a eingefügt: 

„§ 42a 

(1) Von der Versetzung des Beamten in den Ru-
hestand wegen Dienstunfähigkeit soll abgesehen 
werden, wenn der Beamte das fünfzigste Lebens- 
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jahr vollendet hat und er unter Beibehaltung 
seines Amtes seine Dienstpflichten noch wäh-
rend mindestens der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfähig-
keit) . 

(2) Die Arbeitszeit des Beamten ist entspre-
chend der begrenzten Dienstfähigkeit herabzu-
setzen. Er kann mit seiner Zustimmung auch in 
einer nicht seinem Amt entsprechenden Tätig-
keit eingeschränkt verwendet werden. 

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung 
des Beamten nach Absatz 2 soll abgesehen wer-
den, wenn ihm nach § 42 Abs. 3 ein anderes Amt 
oder eine geringerwertige Tätigkeit übertragen 
werden kann. 

(4) § 42 Abs. 1 Satz 3 sowie die §§ 44, 46a und 
47 gelten entsprechend. § 65 Abs. 2 Satz 4 gilt 
mit der Maßgabe, daß von der regelmäßigen 
Arbeitszeit des Beamten unter Berücksichtigung 
der verminderten Arbeitszeit nach Absatz 2 aus-
zugehen ist. 

(5) Von der Möglichkeit nach Absatz 1 darf nur 
bis zum 31. Dezember 2004 Gebrauch gemacht 
werden. " 

7. In § 44 Abs. 5 Satz 3 werden die Worte „mit dem 
Ende des Monats, in dem ihm die Verfügung mit-
geteilt worden ist, " gestrichen. 

8. § 47 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Ruhestand beginnt, abgesehen von 
den Fällen der §§ 37 und 41, mit dem Ende des 
Monats, in dem die Versetzung in den Ruhestand 
dem Beamten mitgeteilt worden ist. " 

9. Dem § 72 e wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bis zum 31. Dezember 2004 kann Beamten 
Urlaub nach Absatz 1 Nr. 2 bereits nach Vollen-
dung des fünfzigsten Lebensjahres bewil ligt wer-
den. Absatz 3 Satz 1 ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß die Dauer des Urlaubs fünfzehn 
Jahre nicht überschreiten darf." 

10. § 77 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird nach dem Wo rt  „nach-
kommt" das Komma durch einen Punkt er-
setzt. 

b) Nummer 5 wird aufgehoben. 

11. § 98 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1, 2 und 4 werden aufgehoben. 

b) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 1. 

c) Die bisherigen Nummern 5 und 6 werden die 
Nummern 2 und 3. 

12. § 100 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Beauftragten der Verwaltungen sind 
auf Verlangen zu hören. " 

13. § 171 Abs. 3 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I 
S. 1357), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden in Buchstabe b der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgender 
Buchstabe c angefügt: 

„c) die Laufbahn des höheren Polizeivollzugs-
dienstes. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
die allgemeinen Vorschriften über die Lauf-
bahnen durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates zu erlassen. Das Bun-
desministerium des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die besonderen Vorschriften für 
die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Laufbah-
nen (Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen) zu erlassen." 

2. In § 5 wird das Wort  „sechzigste" durch das Wo rt 
 „einundsechzigste" ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1737), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort  „vier" durch 
das Wort  „drei" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der zweite Halbsatz wie 
folgt gefaßt: 

„wenn er die nach § 45 Abs. 2 festgesetzte be
- sondere Altersgrenze überschritten hat". 

c) In Absatz 2 Satz 3 wird die Zahl „4 " durch die 
Zahl „5 " ersetzt. 

2. § 45 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 45 

Altersgrenzen 

(1) Für die Berufssoldaten bildet das vollendete 
zweiundsechzigste Lebensjahr die allgemeine 
Altersgrenze. 

(2) Als besondere Altersgrenzen der Berufs-
soldaten mit Ausnahme der Offiziere des Sanitäts

-

dienstes, des Militärmusikdienstes und des Mili-
tärgeographischen Dienstes werden festgesetzt 

1. die Vollendung des einundsechzigsten Lebens-
jahres für die Obersten, 

2. die Vollendung des neunundfünfzigsten Le-
bensjahres für die Oberstleutnante, 
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3. die Vollendung des siebenundfünfzigsten Le-
bensjahres für die Majore und Stabshaupt-
leute, 

4. die Vollendung des fünfundfünfzigsten Lebens-
jahres für die Hauptleute, Oberleutnante und 
Leutnante, 

5. die Vollendung des vierundfünfzigsten Lebens-
jahres für die Berufsunteroffiziere, 

6. die Vollendung des einundvierzigsten Lebens-
jahres für die Offiziere, die in strahlgetriebenen 
Kampfflugzeugen als Flugzeugführer oder Waf-
fensystemoffizier verwendet werden, die Voll-
endung des vierzigsten Lebensjahres, soweit 
sie wehrfliegerverwendungsunfähig sind. 

(3) Die besonderen Altersgrenzen nach Absatz 2 
gelten auch für die Berufssoldaten der Marine mit 
entsprechenden Dienstgraden. " 

3. Folgender § 75 wird angefügt: 

,,§ 75 

Übergangsvorschrift aus Anlaß 
des Versorgungsreformgesetzes 1998 

Abweichend von § 45 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 werden 
für die ani ... (einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
des Versorgungsreformgesetzes 1998) 1) vorhande-
nen Berufssoldaten folgende besondere Alters-
grenzen festgesetzt: 

1. für Obersten in der Besoldungsgruppe A 16 bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2014 die Voll-
endung des sechzigsten Lebensjahres, 

2. für Oberstleutnante in der Besoldungsgruppe 
A 14 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 die 
Vollendung des achtundfünfzigsten Lebens-
jahres, 

3. für Majore bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2014 die Vollendung des sechsundfünfzigsten 
Lebensjahres, 

4. für Hauptleute, Oberleutnante und Leutnante 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 die Voll-
endung des vierundfünfzigsten Lebensjahres, 

5. für Berufsunteroffiziere bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2012 die Vollendung des drei-
undfünfzigsten Lebensjahres." 

Artikel 5 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Mai 1997 (BGBl. I S. 1065, 
2032), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Nach § 3 Abs. 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Bei der Berechnung von Bezügen nach § 1 
sind die sich ergebenden Bruchteile eines Pfen-
nigs unter 0,5 abzurunden und Bruchteile von 0,5 
und mehr aufzurunden. Zwischenrechnungen 
werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durch- 

1 ) Nachfolgend durch die Kurzform: ... (Tag des Inkraftretens) 
ersetzt. 

geführt. Jeder Bezügebestandteil ist einzeln zu 
runden. " 

2. In § 3 a Abs. 1 Satz 1 wird das Wo rt  „Dienstbe-
züge" durch die Worte „Dienst- und Anwärter-
bezüge" ersetzt. 

3. In § 9 a Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wo rt  „Be-
amter" die Worte „oder Richter" und nach dem 
Wort  „Beamtenrechtsrahmengesetzes" die Worte 
„oder ein Soldat aus einer Kommandierung" ein-
gefügt. 

4. Nach § 14 wird folgender § 14 a eingefügt: 

„§ 14a 

Versorgungsrücklage 

(1) Um die Versorgungsleistungen angesichts 
der demographischen Veränderungen und des 
Anstiegs der Zahl der Versorgungsempfänger 
sicherzustellen, werden beim Bund und bei den 
Ländern Versorgungsrücklagen als Sonderver-
mögen aus dem Beitrag der Besoldungs- und 
Versorgungsempfänger nach Absatz 2 gebildet. 
Damit soll zugleich das Besoldungs- und Ver-
sorgungsniveau um 3 vom Hundert abgesenkt 
werden. 

(2) In der Zeit vom 1. Januar 1999 bis zum 
31. Dezember 2013 werden die regelmäßigen 
Anpassungen der Besoldung nach § 14 gegen-
über der tarifvertraglichen Erhöhung der Löhne 
und Vergütungen der Arbeiter und Angestellten 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden um 
den jeweils im Bundesbesoldungs- und -versor-
gungsanpassungsgesetz festzulegenden Anteil 
vermindert; dieser Anteil ist unter Berücksichti-
gung des Absatzes 1 Satz 2 festzusetzen. Der Un-
terschiedsbetrag gegenüber der nicht nach Satz 1 
geminderten Anpassung wird als Beitrag der Be-
soldungs- und Versorgungsempfänger den Son-
dervermögen zugeführt. Die Mittel der Sonder-
vermögen dürfen nur zur Finanzierung künftiger 
Versorgungsausgaben verwendet werden. 

(3) Das Nähere regeln der Bund und die Län-
der jeweils für ihren Bereich durch Gesetz. Dabei 
können insbesondere Bestimmungen über Ver-
waltung und Anlage der Sondervermögen getrof-
fen werden. Soweit ein Land bereits eine Versor-
gungsrücklage, einen Versorgungsfonds oder 
eine ähnliche Einrichtung gebildet hat, können 
die Bestimmungen über die Verwendung des 
Versorgungsbeitrages den für diese Einrichtung 
geltenden angepaßt werden. " 

5. § 17 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 17 

Aufwandsentschädigungen 

Aufwandsentschädigungen dürfen nur ge-
währt werden, wenn und soweit aus dienstlicher 
Veranlassung finanzielle Aufwendungen entste-
hen, deren Übernahme dem Beamten, Richter 
oder Soldaten nicht zugemutet werden kann, 
und der Haushaltsplan Mittel zur Verfügung 
stellt. Aufwandsentschädigungen in festen Beträ-
gen sind nur zulässig, wenn auf Grund tatsäch- 



Drucksache 13/9527 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

licher Anhaltspunkte oder tatsächlicher Erhe-
bungen nachvollziehbar ist, daß und in welcher 
Höhe dienstbezogene finanzielle Aufwendungen 
typischerweise entstehen; sie werden im Einver-
nehmen mit dem für das Besoldungsrecht zustän-
digen Ministerium festgesetzt. " 

6. Dem § 39 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst (Anwärter) ist die Besoldungsgruppe des 
Eingangsamtes maßgebend, in das der Anwärter 
nach Abschluß des Vorbereitungsdienstes unmit-
telbar eintritt. " 

7. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 4 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Beanspruchen mehrere nach dieser Vor-
schrift Anspruchsberechtigte, Angestellte im 
öffentlichen Dienst oder auf Grund einer Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst Versorgungsbe-
rechtigte wegen der Aufnahme einer anderen 
Person oder mehrerer anderer Personen in die 
gemeinsam bewohnte Wohnung einen Fami-
lienzuschlag der Stufe 1 oder eine entspre-
chende Leistung, wird der Betrag der Stufe 1 
des für den Beamten, Richter oder Soldaten 
maßgebenden Familienzuschlages nach der 
Zahl der Berechtigten anteilig gewährt." 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wo rt 
 „Einkommensteuergesetzes" die Worte „oder 

des Bundeskindergeldgesetzes" eingefügt. 

c) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ange-
fügt: 

„(7) Die Bezügestellen des öffentlichen 
Dienstes (Absatz 6) dürfen die zur Durch-
führung dieser Vorschrift erforderlichen per-
sonenbezogenen Daten erheben und unter-
einander austauschen. " 

8. § 46 Abs. 3 wird aufgehoben. 

9. In § 48 Abs. 2 wird die Angabe „20 000" durch 
die Angabe „40 000 ersetzt. 

10. § 49 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

11. In § 57 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Amts- 

 

und Stellenzulagen" durch die Worte „Amts-, 
Stellen-, Ausgleichs- und Überleitungszulagen" 
ersetzt. 

12. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Anwärter (§ 39 Abs. 1 Satz 3) erhalten 
Anwärterbezüge." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wo rt  „Anwär-
tergrundbetrag" das Komma und die Wor-
te „der Anwärterverheiratetenzuschlag" 
gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wo rt „wer

-

den"  die Worte „der Familienzuschlag," 
eingefügt.  

c) In Absatz 3 wird das Wort  „Anwärterverheira-
tetenzuschlag" durch das Wort  „Familienzu-
schlag der Stufe 1" ersetzt. 

13. In § 60 werden jeweils nach dem Wort  „Anwär-
terbezüge" die Worte „und der Familienzu-
schlag " eingefügt. 

14. § 62 wird aufgehoben. 

15. In § 63 Abs. 3 und in § 64 Satz 3 werden jeweils 
die Worte „und dem Anwärterverheiratetenzu-
schlag " gestrichen und jeweils das Wo rt  „Dienst-
altersstufe" durch das Wo rt  „Stufe" ersetzt. 

16. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach dem Wo rt  „Summe" 
die Worte „von Entgelt und Anwärterbe-
zügen" durch die Worte „von Entgelt, Anwär-
terbezügen und Familienzuschlag" sowie 
das Wort  „Dienstaltersstufe" durch das Wo rt 

 „Stufe" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Übt ein Anwärter gleichzeitig eine Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst mit mindestens 
der Hälfte der dafür geltenden regelmäßigen 
Arbeitszeit aus, gilt § 5 entsprechend." 

17. Nach § 72 wird folgender § 72 a eingefügt: 

„§ 72a 

Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit 

(1) Bei begrenzter Dienstfähigkeit (§ 42a Bun-
desbeamtengesetz und entsprechendes Landes-
recht) erhält der Beamte Dienstbezüge entspre-
chend § 6. Sie werden mindestens in Höhe des 
Ruhegehaltes gewährt, das er bei Versetzung in 
den Ruhestand erhalten würde. 

(2) Die Bundesregierung und die Landesregie-
rungen werden ermächtigt, jeweils für ihren 
Bereich zusätzlich zu den Dienstbezügen nach 
Absatz 1 durch Rechtsverordnung die Gewäh-
rung eines nicht ruhegehaltfähigen Zuschlags zu 
regeln. Die Rechtsverordnung der Bundesregie-
rung bedarf nicht der Zustimmung des Bundes-
rates. " 

18. Die  §§ 74, 77 und 80a werden gestrichen. 

19. Die §§ 81 und 82 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 81 

Übergangsregelungen bei Zulagenänderungen 
aus Anlaß des Versorgungsreformgesetzes 1998 

(1) Verringern sich durch das Versorgungs-
reformgesetz 1998 vom ... (BGBl. I S. ...) die 
Dienstbezüge, weil Zulagen wegfallen oder ge-
ändert werden, wird eine Ausgleichszulage in 
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der 
bisherigen und der neuen Zulage, bei Wegfall 
der Zulage in Höhe der bisherigen Zulage, ge-
währt, soweit und solange die bisherigen An-
spruchsvoraussetzungen für die Gewährung der 
Zulage weiterhin erfüllt wären. Die Ausgleichs-
zulage vermindert sich bei jeder Erhöhung der 
Dienstbezüge um ein Drittel des Erhöhungs-
betrages. 
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(2) Soweit durch das Versorgungsreformgesetz 
1998 die Ruhegehaltfähigkeit von Zulagen weg-
fällt oder Zulagen nicht mehr zu den ruhegehalt-
fähigen Dienstbezügen gehören, sind für Emp-
fänger von Dienstbezügen, die bis zum 31. De-
zember 2007 in den Ruhestand treten oder ver-
setzt werden, die bisherigen Vorschriften über 
die Ruhegehaltfähigkeit in der bis zum ... (ein-
setzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten des 
Versorgungsreformgesetzes 1998) 2) geltenden 
Fassung weiter anzuwenden, für Empfänger von 
Dienstbezügen der Besoldungsgruppen A 1 bis 
A 9 bei einer Zurruhesetzung bis zum 31. Dezem-
ber 2010. Dies gilt nicht, wenn die Zulage nach 
dem ... (Tag des Inkrafttretens) erstmals gewährt 
wird. 

§ 82 

Übergangsregelungen für Anwärterbezüge 
aus Anlaß des Versorgungsreformgesetzes 1998 

Anwärter, die sich am ... (Tag vor Inkrafttreten) 
in einem Beamtenverhältnis auf Widerruf befin-
den, erhalten Anwärterbezüge nach den bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden Vor-
schriften." 

20. Die Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungs-
ordnungen A und B (Anlage I) werden wie folgt 
geändert: 

a) Nummer 3 a wird aufgehoben. 

b) In Nummer 5 a Abs. 2 wird das Wort  „nicht-
ruhegehaltfähige" gestrichen. 

c) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 4 wird aufgehoben. 

bb) In Absatz 5 werden die Worte „oder Num-
mer 23" gestrichen. 

cc) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden 
Absätze 4 und 5. 

d) Nummer 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) Absatz 3 wird aufgehoben. 

e) In Nummer 8 a werden die Worte „und des-
halb den Sicherheitsbestimmungen der Fe rn

-meldeaufklärung unterliegen" gestrichen. 

f) Nummer 8 b wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) Absatz 2 wird aufgehoben. 

cc) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

g) Die Nummer 8 c wird aufgehoben, und die 
Nummer 8 d wird gestrichen. 

h) In Nummer 9 werden die Worte „die haupt-
amtlichen Bahnpolizeibeamten," und die 
Worte „des Fahndungsdienstes der Deutschen 
Bundesbahn," gestrichen. 

i) Nummer 11 wird aufgehoben. 

2 ) Nachfolgend durch die Kurzform:... (Tag vor Inkrafttreten) 
ersetzt. 

j) Nummer 12 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden vor den Worten „erhal-
ten eine Stellenzulage nach Anlage IX" 
die Worte „und in Abschiebehafteinrich-
tungen" eingefügt. 

bb) Der neue Wortlaut wird Absatz 1. 

cc) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Die Stellenzulage wird für Beamte 
in Abschiebehafteinrichtungen nicht ne-
ben einer Stellenzulage nach Nummer 9 
gewährt." 

k) Nach Nummer 13b wird folgende neue Num-
mer 13 c eingefügt: 

„13 c. Zulage für Beamte des Bundeskriminal-
amtes 

(1) Beamte, die beim Bundeskriminal-
amt verwendet werden, erhalten eine 
Zulage nach Anlage IX. Die Zulage wird 
nicht neben einer Stellenzulage nach 
Nummer 9 gewährt. Mit der Zulage wer-
den auch die mit der Tätigkeit allgemein 
verbundenen Aufwendungen abgegolten. 

(2) Die Länder können bestimmen, 
daß Beamte, die bei den Landeskrimi-
nalämtern verwendet werden, eine Zu-
lage erhalten. Absatz 1 Satz 2 und 3 so-
wie die Zulagenregelung in der An-
lage IX gelten entsprechend. " 

1) Die Nummern 23 und 24 werden aufgehoben. 

m) In den Nummern 25 und 26 Abs. 1 wird je-
weils das Wort  „ruhegehaltfähige" gestrichen. 

n) Nummer 30 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 wird das Wo rt  „ruhegehalt-
fähige" gestrichen. 

bb) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

21. In der Anlage III (Bundesbesoldungsordnung R) 
wird in der Vorbemerkung Nummer 4 das Wo rt 

 „ruhegehaltfähige" gestrichen. 

22. Die Anlage VIII wird durch die Anlage 1 dieses 
Gesetzes ersetzt. 

23. Die Anlage IX (Amtszulagen, Stellenzulagen, 
Zulagen, Vergütungen) wird wie folgt geändert: 

a) Im Abschnitt Bundesbesoldungsgesetz wird 
die Angabe „§ 48 Abs. 2 bis zu 100" durch die 
Angabe „§ 48 Abs. 2 bis zu 200" ersetzt. 

b) Der Abschnitt Vorbemerkungen zu den Bun-
desbesoldungsordnungen A und B wird wie 
folgt geändert: 

aa) Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„Nummer 8 

Die Zulage beträgt für Beamte der Besol-
dungsgruppen 

A 1 bis A 5 	 225,00 

A 6 bis A 9 	 300,00 

A 10 und höher 	 375,00". 
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bb) Nummer 8 b wird wie folgt gefaßt: 

„Nummer 8 b 

Die Zulage beträgt für Beamte der Besol-
dungsgruppen 

A 1 bis A 5 	 180,00 

A 6 bis A 9 	 240,00 

A 10 bis A 13 	 300,00 

A 14 und höher 	 360,00". 

cc) Die Nummern 8 c und 11 werden ge-
strichen. 

dd) Nach Nummer 13 a wird folgende Num-
mer 13 c eingefügt: 

„Nummer 13 c 

Die Zulage beträgt für Beamte der Besol-
dungsgruppen 

A1 bis A 7 	 90,00 

A 8 bis A 11 	 120,00 

A l2 bis A 15 	 140,00 

A 16 und höher 	 180,00". 

ee) Die Nummern 23 und 24 werden ge-
strichen. 

c) Im Abschnitt Vorbemerkungen zu der Bun-
desbesoldungsordnung R werden in Num-
mer 2 Buchstabe b nach dem Wort  „Bundes-
behörden" das Komma und die Worte „der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundes-
bahn" gestrichen. 

Artikel 6 

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1994 
(BGBl. I S. 3858), zuletzt geändert durch ..., wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach „§ 47 Übergangsgeld" wird „§ 47a 
Übergangsgeld für entlassene politische Be-
amte" eingefügt. 

b) Die Worte „§ 53 Zusammentreffen von Versor-
gungsbezügen mit Verwendungseinkommen" 
werden durch die Worte „§ 53 Zusammentref-
fen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- 

 

und Erwerbsersatzeinkommen" ersetzt. 

c) Die Worte „§ 53 a Zusammentreffen von Ver-
sorgungsbezügen mit sonstigem Erwerbsein-
kommen" werden durch die Worte „ § 53 a Zu-
sammentreffen von Versorgungsbezügen eines 
Wahlbeamten auf Zeit mit sonstigem Erwerbs-
einkommen" ersetzt. 

d) Die Worte „ § 69 b Übergangsregelungen für 
vor dem 1. Juli 1997 eingetretene Versor-
gungsfälle" werden durch die Worte „§ 69 b 
Übergangsregelungen für vor dem 1. Juli 1997 
bewilligte Freistellungen und eingetretene 
Versorgungsfälle" ersetzt. 

e) Nach „ § 69 b Übergangsregelungen für vor 
dem 1. Juli 1997 bewil ligte Freistellungen und 
eingetretene Versorgungsfälle" wird „§ 69 c 
Übergangsregelungen für vor dem ... (Tag des 
Inkrafttretens) eingetretene Versorgungsfälle 
und für am ... (Tag des Inkrafttretens) vor-
handene Beamte" eingefügt. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 7 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 8 bis 11 werden 
Nummern 7 bis 10. 

c) In der neuen Nummer 10 wird die Angabe 
„ § 71" durch die Angabe „ § 69b Abs. 2 Satz 5" 
ersetzt. 

3. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird nach den Worten „ge-
worden ist" das Wort  „oder" durch einen 
Punkt ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

b) In Satz 3 werden das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt und der Halbsatz „die Einschrän-
kung des § 10 Abs. 2 gilt nicht. " gestrichen. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt oder die diesem ent-
sprechenden Dienstbezüge, 

2. der Familienzuschlag (§ 50 Abs. 1) der 
Stufe 1, 

3. sonstige Dienstbezüge, die im Be-
soldungsrecht als ruhegehaltfähig be-
zeichnet sind, 

die dem Beamten in den Fällen der Num-
mern 1 und 3 zuletzt zugestanden haben 
oder in den Fällen der Nummer 2 nach 
dem Besoldungsrecht zustehen würden." 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Satz 2 gilt entsprechend bei einge-
schränkter Verwendung eines Beamten 
wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach 
§ 42 a des Bundesbeamtengesetzes oder 
entsprechendem Landesrecht. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist ein Beamter aus einem Amt in den 
Ruhestand getreten, das nicht der Ein-
gangsbesoldungsgruppe seiner Laufbahn 
oder das keiner Laufbahn angehört, und 
hat er die Dienstbezüge dieses oder eines 
mindestens gleichwertigen Amtes vor 
dem Eintritt in den Ruhestand nicht min-
destens drei Jahre erhalten, so sind ruhe-
gehaltfähig nur die Bezüge des vorher be-
kleideten Amtes. " 
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bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden 
durch folgenden Satz ersetzt: 

„In die Dreijahresfrist einzurechnen ist 
die innerhalb dieser Frist liegende Zeit 
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, 
soweit sie als ruhegehaltfähig berücksich-
tigt worden ist. " 

c) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben. 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zwei" durch das 
Wort  „drei" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Absatz 4 gilt entsprechend." 

5. Dem § 6 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Zeiten der eingeschränkten Verwendung eines 
Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach 
§ 42 a des Bundesbeamtengesetzes oder entspre-
chendem Landesrecht sind nur zu dem Teil ruhe-
gehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßigten 
zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. " 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 6 er-
höht sich um die Zeit, die ein Ruhestandsbe-
amter 

1. in einer seine Arbeitskraft voll beanspru-
chenden entgeltlichen Beschäftigung als 
Beamter, Richter, Berufssoldat oder in 
einem Amtsverhältnis im Sinne des § 6 
Abs. 3 Nr. 2 und 3 zurückgelegt hat, ohne 
einen neuen Versorgungsanspruch zu er-
langen, 

2. in einer Tätigkeit im Sinne des § 6 Abs. 3 
Nr. 4 zurückgelegt hat."  

b) In Satz 2 werden die Worte „Buchstabe a" ge-
strichen. 

7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 
3,6 vom Hundert für jedes Jahr, um das der 
Beamte vor Erreichen der für ihn geltenden 
gesetzlichen Altersgrenze für den Eintritt in 
den Ruhestand nach § 42 Abs. 4 Nr. 2 oder 3 
des Bundesbeamtengesetzes oder entspre-
chendem Landesrecht in den Ruhestand ver-
setzt wird. Das Ruhegehalt vermindert sich 
um 3,6 vom Hundert für jedes Jahr, um das 
der Beamte vor Vollendung des dreiundsech-
zigsten Lebensjahrs nach § 42 Abs. 4 Nr. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechen-
dem Landesrecht in den Ruhestand versetzt 
wird. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend." 

b) In Absatz 4 Satz 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „zuzüglich eines Betrages nach Ab-
satz 2" gestrichen. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „Zu-
sammentreffen von Mindestversorgung" 
die Worte „nach Absatz 4" eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Erhöhungs-
beträge nach Absatz 2 und" durch die 
Worte „Der Erhöhungsbetrag nach" er-
setzt. 

d) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei einem in den einstweiligen Ruhestand 
versetzten Beamten beträgt das Ruhegehalt 
für die Dauer der Zeit, die der Beamte das 
Amt, aus dem er in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt worden ist, innehatte, minde-
stens für die Dauer von sechs Monaten, läng-
stens für die Dauer von drei Jahren, fünfund-
siebzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, in der sich der Beamte zur Zeit 
seiner Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand befunden  hat."  

8. In § 14 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird die Angabe 
„§ 53a Abs. 6" durch die Angabe „§ 53 Abs. 7" 
ersetzt. 

9. In § 18 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 
Satz 2" durch die Angabe „§ 5 Abs. 1 Satz 2 
und 3" ersetzt. 

10. In § 20 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „ § 14 
Abs. 5" durch die Angabe „§ 14 Abs. 6" ersetzt. 

11. In § 24 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „ § 14 
Abs. 5" durch die Angabe „§ 14 Abs. 6" ersetzt. 

12. In § 30 Abs. 2 werden in Nummer 6 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Num-
mern 7 und 8 angefügt: 

„7. Schadensausgleich in besonderen Fällen 
(§ 43a), 

8. Versorgung bei gefährlichen Dienstgeschäf-
ten im Ausland (§ 46 a). " 

13. § 31 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des 
mit dem Dienst zusammenhängenden Weges 
nach und von der Dienststelle; hat der Beamte 
wegen der Entfernung seiner ständigen Fami-
lienwohnung vom Dienstort an diesem oder in 
dessen Nähe eine Unterkunft, so gilt Halbsatz 1 
auch für den Weg von und nach der Familien-
wohnung. Der Zusammenhang mit dem Dienst 
gilt als nicht unterbrochen, wenn der Beamte von 
dem unmittelbaren Wege zwischen der Wohnung 
und der Dienststelle in vertretbarem Umfang ab-
weicht, weil sein dem Grunde nach kindergeld-
berechtigendes Kind, das mit ihm in einem Haus-
halt lebt, wegen seiner oder seines Ehegatten 
beruflichen Tätigkeit fremder Obhut anvertraut 
wird oder weil er mit anderen berufstätigen oder 
in der gesetzlichen Unfa llversicherung versicher-
ten Personen gemeinsam ein Fahrzeug für den 
Weg nach und von der Dienststelle benutzt. Ein 
Unfall, den der Verletzte bei Durchführung des 
Heilverfahrens (§ 33) oder auf einem hierzu not- 
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wendigen Wege erleidet, gilt als Folge eines 
Dienstunfalles." 

14. In § 36 Abs. 3 Satz 2 und 3 werden jeweils die 
Worte „zuzüglich eines Betrages nach § 14 
Abs. 2" gestrichen. 

15. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte „zuzüglich 
eines Betrages nach § 14 Abs. 2" gestrichen. 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wo rt  „er-
gibt" das Komma und die Worte „zuzüglich 
eines Betrages nach § 14 Abs. 2" gestrichen. 

16. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort  „einhunderttau-
send" durch das Wort  „einhundertfünfzigtau-
send" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

c)

aa) In Nummer 1 wird das Wo rt  „fünfzigtau-
send" durch das Wort  „fünfundsiebzig

-

tausend" ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird das Wort  „fünfund-
zwanzigtausend" durch das Wo rt  „sieben-
unddreißigtausendfünfhundert" ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird das Wo rt  „zwölftausend

-

fünfhundert" durch das Wort  „achtzehn-
tausendsiebenhundertfünfzig" ersetzt. 

d) Absatz 4 wird aufgehoben. 

e) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „Ab-
sätze 1, 2 und 4" durch die Worte „Absätze 1 
und 2" ersetzt. 

f) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte „Ab-
sätze 1 und 2 sowie 4 und 5" durch die Worte 
„Absätze 1, 2 und 5" ersetzt. 

g) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Besteht auf Grund derselben Ursache 
Anspruch sowohl auf eine einmalige Unfall-
entschädigung nach den Absätzen 1 bis 3 als 
auch auf eine einmalige Entschädigung nach 
den Absätzen 5 und 6, wird nur die einmalige 
Unfallentschädigung gewährt." 

17. In § 46 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§§ 30 
bis 43 " durch die Angabe „ 30 bis 43 a 
und 46a" ersetzt. 

18. In § 46a Satz 1 wird die Angabe „43 Abs. 4 bis 7" 
durch die Angabe „43 Abs. 5 bis 7" ersetzt. 

19. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird nach dem Wort  „wird" 
das Wort  „oder" durch einen Punkt ersetzt. 

bb) Die Nummern 5 und 6 werden aufgeho-
ben. 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Bezieht der entlassene Beamte Erwerbs- 

 

oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des 
§ 53 Abs. 7, verringert sich das Übergangsgeld 
um den Betrag dieser Einkünfte. " 

20. Nach § 47 wird folgender 47 a eingefügt: 

„§ 47a 

Übergangsgeld für entlassene politische Beamte 

(1) Ein Beamter, der aus einem Amt im Sinne 
des § 36 des Bundesbeamtengesetzes oder des 
entsprechenden Landesrechts nicht auf eigenen 
Antrag entlassen wird, erhält ein Übergangsgeld 
in Höhe von fünfundsiebzig vom Hundert der ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe, in der er sich zur Zeit sei-
ner Entlassung befunden hat. § 4 des Bundesbe-
soldungsgesetzes gilt entsprechend. 

(2) Das Übergangsgeld wird für die Dauer der 
Zeit, die der Beamte das Amt, aus dem er entlas-
sen worden ist, innehatte, mindestens für die 
Dauer von sechs Monaten, längstens für die 
Dauer von drei Jahren, gewährt. 

(3) § 47 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 und Abs. 4 gilt ent-
sprechend. 

(4) Bezieht der entlassene Beamte Erwerbs-
oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 53 
Abs. 7, so verringern sich die in entsprechender 
Anwendung des § 4 des Bundesbesoldungsge-
setzes fortgezahlten Bezüge und das Übergangs-
geld um den Betrag dieser Einkünfte; § 63 Nr. 10 
findet keine Anwendung. " 

21. § 48 Abs. 1 Satz 1, 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Beamte des Vollzugsdienstes, Beamte des Ein-
satzdienstes der Feuerwehr und Beamte im Flug-
verkehrskontrolldienst, die vor Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres wegen Errei

-

chens der für sie geltenden. gesetzlichen Alters-
grenze für den Eintritt in den Ruhestand oder vor 
Erreichen dieser Altersgrenze nach § 42 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder 
entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand 
versetzt werden, erhalten neben dem Ruhegehalt 
einen Ausgleich in Höhe des Vierfachen der 
Dienstbezüge (§ 1 Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 des 
Bundesbesoldungsgesetzes) des letzten Monats, 
jedoch nicht über achttausend Deutsche Mark. 
Dieser Betrag verringert sich um jeweils ein Vier-
tel für jedes Jahr, das über das vollendete ein-
undsechzigste Lebensjahr hinaus abgeleistet 
wird. § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. " 

22. In § 51 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Klammer-
zusatz „(§ 43)" die Worte „und auf Schadensaus-
gleich in besonderen Fällen (§ 43 a)" eingefügt. 

23. § 53 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 53 

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen 

(1) Bezieht ein Versorgungsberechtigter Er-
werbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (Absatz 7), 
erhält er daneben seine Versorgungsbezüge nur 
bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten 
Höchstgrenze. 
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(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte und Witwen die ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe, in der sich der Beamte 
zuletzt befunden hat, mindestens ein Betrag 
in Höhe des Eineinviertelfachen der jeweils 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich 
des jeweils zustehenden Unterschiedsbetra-
ges nach § 50 Abs. 1, 

2. für Waisen vierzig vom Hundert des Betrages, 
der sich nach Nummer 1 unter Berücksichti-
gung des ihnen zustehenden Unterschieds-
betrages nach § 50 Abs. 1 ergibt, 

3. für Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfä-
higkeit, die nicht auf einem Dienstunfall be-
ruht, in den Ruhestand getreten sind, bis zum 
Ablauf des Monats, in dem das fünfundsech-
zigste Lebensjahr vollendet wird, fünfund-
siebzig vom Hundert des sich nach Nummer 1 
ergebenden Betrages, zuzüglich eines Sieb-
tels der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch). 

(3) Die Höchstgrenze nach Absatz 2 ist für den 
Monat Juli um den Betrag des Urlaubsgeldes 
nach § 4 des Urlaubsgeldgesetzes zu erhöhen. 
Das Urlaubsgeld nach dem Urlaubsgeldgesetz 
und entsprechende Leistungen, die der Versor-
gungsberechtigte aus einer Erwerbstätigkeit er-
hält, sind im Monat Juli zu berücksichtigen. 

(4) Die Höchstgrenze nach Absatz 2 ist für den 
Monat Dezember um den für die Sonderzuwen-
dung maßgeblichen Höchstgrenzenbetrag und 
um den Sonderbetrag nach § 8 des Gesetzes über 
die Gewährung einer jährlichen Sonderzuwen-
dung zu erhöhen. Die Zuwendung nach dem Ge-
setz über die Gewährung einer jährlichen Son-
derzuwendung und entsprechende Leistungen, 
die der Versorgungsberechtigte aus einer Er-
werbstätigkeit erhält, sind im Monat Dezember 
zu berücksichtigen. 

(5) Dem Versorgungsberechtigten ist minde-
stens ein Betrag in Höhe von zwanzig vom Hun-
dert seines Versorgungsbezuges zu belassen. 

(6) Bei der Ruhensberechnung für einen frühe-
ren Beamten oder früheren Ruhestandsbeamten, 
der Anspruch auf Versorgung nach § 38 hat, ist 
mindestens ein Betrag als Versorgung zu belas-
sen, der unter Berücksichtigung seiner Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit infolge des Dienstun-
falles dem Unfallausgleich entspricht. Dies gilt 
nicht, wenn wegen desselben Unfalls Grund-
rente nach dem Bundesversorgungsgesetz zu-
steht. 

(7) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit einschließlich Abfin-
dungen, aus selbständiger Arbeit sowie aus Ge-
werbebetrieb und aus Land- und Forstwirtschaft. 
Nicht als Erwerbseinkommen gelten Aufwands-
entschädigungen, soweit diese einkommen-
steuerfreie Einnahmen sind, ein Unfallausgleich 
(§ 35) sowie Einkünfte aus Tätigkeiten, die nach 

Art  und Umfang Nebentätigkeiten im Sinne des 
§ 42 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes entsprechen. Erwerbsersatzein-
kommen sind Leistungen, die auf Grund oder in 
entsprechender Anwendung öffentlich-recht-
licher Vorschriften kurzfristig erbracht werden, 
um Erwerbseinkommen zu ersetzen (§ 18a Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch). Die Berücksichtigung des Erwerbs- und 
des Erwerbsersatzeinkommens erfolgt monats-
bezogen. Wird Einkommen nicht in Monatsbe-
trägen erzielt, ist das Einkommen des Kalender-
jahres, geteilt durch zwölf Kalendermonate, an-
zusetzen. 

(8) Nach Ablauf des Monats, in dem der Ver-
sorgungsberechtigte das fünfundsechzigste Le-
bensjahr vollendet, gelten die Absätze 1 bis 7 nur 
für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst (Verwendungseinkom-
men). Dies ist jede Beschäftigung im Dienst von 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
deutschen öffentlichen Rechts oder ihrer Verbän-
de; ausgenommen ist die Beschäftigung bei öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder 
ihren Verbänden. Der Verwendung im öffent-
lichen Dienst steht gleich die Verwendung im öf-
fentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, an der eine Körper-
schaft oder ein Verband im Sinne des Satzes 2 
durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen 
oder in anderer Weise beteiligt ist. Ob die Vor-
aussetzungen zutreffen, entscheidet auf Antrag 
der zuständigen Stelle oder des Versorgungsbe-
rechtigten das für das Versorgungsrecht zustän-
dige Ministerium  oder die von ihm bestimmte 
Stelle. 

(9) Bezieht ein Wahlbeamter auf Zeit im Ruhe-
stand neben seinen Versorgungsbezügen Ver-
wendungseinkommen nach Absatz 8, findet an-
stelle der Absätze 1 bis 8 § 53 in der bis zum ... 
(Tag vor Inkrafttreten) geltenden Fassung An-
wendung. Satz 1 gilt entsprechend für Hinter-
bliebene. " 

24. § 53 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„ § 53 a Zusammentreffen von Versorgungsbe-
zügen eines Wahlbeamten auf Zeit mit sonsti-
gem Erwerbseinkommen". 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bezieht ein Wahlbeamter auf Zeit im Ruhe-
stand neben seinen Versorgungsbezügen 
Erwerbseinkommen aus einer Beschäftigung 
oder Tätigkeit, die nicht von § 53 Abs. 8 erfaßt 
ist, wird das Erwerbseinkommen auf das 
Ruhegehalt bis zur Höhe des Betrages an-
gerechnet, um den das Ruhegehalt, das sich 
vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- oder 
Anrechnungsvorschriften ergibt, den Betrag 
überschreitet, der sich als Ruhegehalt ergäbe, 
wenn dienstunfallbedingte Erhöhungen und 
die Regelungen der § 5 Abs. 2, § 13 Abs. 1, 
§ 14 Abs. 4, §§ 14a sowie 66 Abs. 6 unberück-
sichtigt bleiben. " 
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c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) § 53 Abs. 3, 4 und 7 Satz 1 und 4 gilt 
entsprechend. " 

d) Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben. 

25. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in dem Klammerzusatz die 
Angabe „ § 53 Abs. 5 Satz 1" durch die An-
gabe „§ 53 Abs. 8" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 werden die Worte 
„und des Betrages nach § 14 Abs. 2" gestri-
chen. 

c) In Absatz 5 wird die Angabe „ § 53 Abs. 4" 
durch die Angabe „§ 53 Abs. 6" ersetzt. 

26. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wird die Angabe „der §§ 53, 53 a" 
durch die Angabe „des § 53" ersetzt. 

b) In Absatz 7 wird die Angabe „§ 53 Abs. 4" 
durch die Angabe „§ 53 Abs. 6" ersetzt. 

27. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 1 
Satz 1 zweiter Halbsatz, Absatz 3 und 4" 
durch die Angabe „Absatz 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz, Absatz 3, 4 und 6" ersetzt. 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Der Ruhensbetrag darf die von der zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich-
tung gewährte Versorgung nicht übersteigen. 
Dem Ruhestandsbeamten ist mindestens ein 
Betrag in Höhe von zwanzig vom Hundert 
seines deutschen Ruhegehalts zu belassen. 
Satz 2 gilt nicht, wenn die Unterschreitung 
der Mindestbelassung darauf beruht, daß 

1. das deutsche Ruhegehalt in Höhe des Be-
trages ruht, der einer Minderung des 
Vomhundertsatzes um 1,875 für jedes im 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Dienst vollendete Jahr entspricht, oder 

2. Absatz 1 Satz 2 Anwendung findet." 

d) Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 7 
angefügt: 

„(7) § 53 Abs. 6 gilt entsprechend." 

28. Dem § 57 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und 
des § 5 des Gesetzes zur Regelung von Härten 
im Versorgungsausgleich vom 21. Februar 1983 
(BGBl. I S. 105) steht die Zahlung des Ruhege-
halts des verpflichteten Ehegatten für den Fa ll 

 rückwirkender oder erst nachträglich bekannt-
werdender Rentengewährung an  den berechtig-
ten Ehegatten unter dem Vorbehalt der Rück-
forderung. " 

29. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 47 
Abs. 5, §§ 53, 54) " gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 werden nach der An-
gabe „§ 47 Abs. 5" die Worte „und des § 47a" 
eingefügt. 

30. In § 65 Satz 1 wird in dem Klammerzusatz die 
Angabe „§ 53 Abs. 5" durch die Angabe ,,§ 53 
Abs. 8" ersetzt. 

31. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „zuzüg-
lich eines Betrages nach § 14 Abs. 2" gestri-
chen. 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Wird ein Wahlbeamter auf Zeit abge-
wählt, erhält er bis zum Ablauf seiner Amts-
zeit, bei einem vorherigen Eintritt in den Ru-
hestand oder der Entlassung längstens bis zu 
diesem Zeitpunkt, Versorgung mit der Maßga-
be, daß das Ruhegehalt während der ersten 
fünf Jahre fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der Besoldungsgruppe, in der sich der 
Beamte zur Zeit seiner Abwahl befunden hat, 
beträgt. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach 
§ 6 erhöht sich um die Zeit, in der ein Wahlbe-
amter auf Zeit Versorgung nach Satz 1 erhält, 
bis zu fünf Jahren; das Höchstruhegehalt nach 
Absatz 2 darf nicht überschritten werden. " 

32. § 69 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Die §§ 3, 9 Abs. 2, § 22 Abs. 1 Satz 2, die 
§§ 33, 34, 42 Satz 2, die  §§ 49 bis 54, 55 
Abs. 2 bis 8, die  §§ 57 bis 65 und 70 dieses 
Gesetzes finden Anwendung; § 6 Abs. 1 
Satz 5, § 10 Abs. 2, die §§ 14a, 55 Abs. 1 
und § 56 finden in der bis zum 31. Dezem-
ber 1991 geltenden Fassung Anwendung. 
Ist in den Fällen des § 54 dieses Gesetzes 
die Ruhensregelung nach dem bis zum 
31. Dezember 1976 geltenden Recht für 
den Versorgungsempfänger günstiger, 
verbleibt es dabei, solange eine weitere 
Versorgung besteht. Solange ein über 
den ... (Tag des Inkrafttretens) hinaus be-
stehendes Beschäftigungsverhältnis an-
dauert, finden, wenn dies für den Versor-
gungsempfänger günstiger ist, die §§ 53 
und 53 a in der bis zum ... (Tag vor In-
krafttreten) geltenden Fassung, längstens 
für weitere drei Jahre vom ... (Tag des In-
krafttretens) an, mit folgenden Maßgaben 
Anwendung: 

a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensre-
gelung nach dem bis zum 31. Dezem-
ber 1976 geltenden Recht für den 
Versorgungsempfänger günstiger, ver-
bleibt es dabei, solange ein über den 
31. Dezember 1976 hinaus bestehendes 
Beschäftigungsverhältnis andauert. 

b) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhens-
regelung nach dem bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Recht günsti-
ger, verbleibt es dabei, solange ein 
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über den 31. Dezember 1991 hinaus 
bestehendes Beschäftigungsverhältnis 
andauert. 

c) Bei der Anwendung des § 53 a Abs. 1 
Satz 1 treten an die Stelle der do rt  ge-
nannten Vorschriften die entsprechen-
den Vorschriften des bis zum 31. De-
zember 1976 geltenden Rechts. 

d) § 53 a gilt nicht, solange eine am 
31. Dezember 1991 über diesen Zeit-
punkt hinaus bestehende Beschäfti-
gung oder Tätigkeit eines Ruhestands-
beamten andauert." 

b) In Nummer 4 Satz 2 werden nach der Angabe 
„ § 53 Abs. 2 Nr. 1" die Worte „und 3 dieses 
Gesetzes" eingefügt und die Worte „§ 53 a 
Abs. 2 dieses Gesetzes" durch die Worte 

,,§ 53a Abs. 2 in der bis zum ... (Tag vor In-
krafttreten) geltenden Fassung" ersetzt. 

c) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird im zweiten Halbsatz die 
Angabe „ § 22 Abs. 1 Satz 2, §§ 53 und 55 
Abs. 4" durch die Angabe „§ 22 Abs. 1 
Satz 2 und § 55 Abs. 4 " ersetzt. 

bb) Der bisherige Satz 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„ § 53 findet Anwendung. § 53 findet, 
wenn dies für den Versorgungsempfänger 
günstiger ist, in der bis zum ... (Tag vor 
Inkrafttreten) geltenden Fassung, läng-
stens für weitere drei Jahre vom ... (Tag 
des Inkrafttretens) an, Anwendung, so-
lange ein über den ... (Tag des Inkrafttre-
tens) hinaus bestehendes Beschäftigungs-
verhältnis andauert. § 53 findet, wenn 
dies für den Versorgungsempfänger gün-
stiger ist, in der bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Fassung Anwendung, so-
lange ein über den 31. Dezember 1991 
hinaus bestehendes Beschäftigungsver-
hältnis, längstens für weitere drei Jahre 
vom ... (Tag des Inkrafttretens) an , an

-dauert. " 

33. In § 69a werden die Nummern 1 und 2 wie folgt 
gefaßt: 

„1. § 22 Abs. 1 Satz 2 und die §§ 53, 54 und 55 
Abs. 2 bis 8 dieses Gesetzes finden Anwen-
dung. 

2. Solange ein über den ... (Tag des Inkrafttre-
tens) hinaus bestehendes Beschäftigungs-
verhältnis andauert, finden, wenn dies für 
den Versorgungsempfänger günstiger ist, die 
§§ 53 und 53 a in der bis zum ... (Tag vor In-
krafttreten) geltenden Fassung, längstens für 
weitere drei Jahre vom ... (Tag des Inkraft-
tretens) an, mit folgenden Maßgaben An-
wendung: 

a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensrege-
lung nach dem bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Recht günstiger, verbleibt 

es dabei, solange ein über den 31. Dezem-
ber 1991 hinaus bestehendes Beschäfti-
gungsverhältnis andauert. 

b) Bei der Anwendung des § 53a Abs. 1 
Satz 1 treten an die Stelle der do rt  ge-
nannten Vorschriften die entsprechenden 
Vorschriften des bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Rechts. 

c) § 53a gilt nicht, solange eine am 31. De-
zember 1991 über diesen Zeitpunkt hinaus 
bestehende Beschäftigung oder Tätigkeit 
eines Ruhestandsbeamten andauert." 

34. § 69b wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„§ 696 Übergangsregelungen für vor dem 
1. Juli 1997 bewi lligte Freistellungen und ein-
getretene Versorgungsfälle" 

b) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 1 Satz 4 
und 5, § 12 Abs. 5 und § 13 Abs. 1 Satz 3" 
durch die Angabe „ § 6 Abs. 1 Satz 4 und 5, 
§ 12 Abs. 5, § 13 Abs. 1 Satz 3 und § 14 Abs. 4 
Satz 4" ersetzt. 

35. Nach § 69 b wird folgender § 69 c eingefügt: 

„§ 69c 

Übergangsregelungen für 
vor dem ... (Tag des Inkrafttretens) 

eingetretene Versorgungsfälle und für am ... 
(Tag des Inkrafttretens) vorhandene Beamte 

(1) Für Versorgungsfälle, die vor dem ... (Tag 
des Inkrafttretens) eingetreten sind, finden § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 5 Abs. 3 bis 5, die §§ 7, 14 
Abs. 6 sowie die §§ 43 und 66 Abs. 6 in der bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden Fassung 
Anwendung. Satz 1 gilt entsprechend für künf-
tige Hinterbliebene eines vor dem ... (Tag des In-
krafttretens) vorhandenen Versorgungsempfän-
gers. 

(2) Für Beamte, die vor dem ... (einsetzen: Da

-

tum  des Tages zwei Jahre nach dem Tag des 
Inkrafttretens des Versorgungsreformgesetzes 
1998) befördert worden sind oder denen ein an

-deres Amt mit höherem Endgrundgehalt verlie-
hen worden ist, findet § 5 Abs. 3 bis 5 in der bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden Fassung 
Anwendung. 

(3) Für Beamte, denen erstmals vor dem ... (Tag 
vor Inkrafttreten) ein Amt im Sinne des § 36 des 
Bundesbeamtengesetzes oder des entsprechen-
den Landesrechts übertragen worden war, finden 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, die §§ 7, 14 Abs. 6 und § 66 
Abs. 6 in der bis zum ... (Tag vor Inkrafttreten) 
geltenden Fassung Anwendung. 

(4) Die §§ 53 und 53a in der bis zum ... (Tag vor 
Inkrafttreten) geltenden Fassung finden, wenn 
dies für den Versorgungsempfänger günstiger 
ist, längstens für weitere drei Jahre vom ... (Tag 
des Inkrafttretens) an, Anwendung, solange eine 
am ... (Tag vor Inkrafttreten) über diesen Zeit-
punkt hinaus ausgeübte Beschäftigung oder 
Tätigkeit des Versorgungsempfängers andauert. 
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Im Falle des Satzes 1 sind ebenfa lls anzuwenden 
§ 2 Abs. 5 Satz 4, Abs. 7 und 8 des Gesetzes zur 
Übernahme der Beamten und Arbeitnehmer der 
Bundesanstalt für Flugsicherung vom 23. Juli 
1992 (BGBl. I S. 1370, 1376) in der bis zum ... (Tag 
vor Inkrafttreten) geltenden Fassung sowie § 2 
Abs. 3 des Bundeswehrbeamtenanpassungsge-
setzes vom 20. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2378) in 
der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fas-
sung und § 2 Abs. 3 des Gesetzes zur Verbesse-
rung der personellen Struktur in der Bundeszoll-
verwaltung vom 11. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2682, 2690) in der bis zum 31. Dezember 1995 
geltenden Fassung. 

(5) Gilt für Beamte eine besondere gesetzliche 
Altersgrenze im Sinne des § 41 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes oder des entsprechen-
den Landesrechts, tritt bei Anwendung des § 85 
Abs. 3 an die Stelle des 1. Januar 2002 der 1. Ja-
nuar 2003. 

(6) § 56 findet Anwendung, soweit Zeiten im 
Sinne des § 56 erstmals nach dem ... (Tag des In-
krafttretens) zurückgelegt werden. Im übrigen ist 
§ 56 in der bis zum 30. September 1994 geltenden 
Fassung anzuwenden, es sei denn, die Anwen-
dung des § 56 in der bis zum ... (Tag vor Inkraft-
treten) geltenden Fassung ist für den Versor-
gungsempfänger günstiger; § 85 Abs. 6 bleibt 
unberührt. 

(7) Für Schwerbehinderte (§ 1 des Schwerbe-
hindertengesetzes), die ihre Versetzung in den 
Ruhestand nach § 42 Abs. 4 Nr. 1 des Bundes-
beamtengesetzes oder entsprechendem Landes-
recht beantragen, gilt folgendes: 

1. § 14 Abs. 3 gilt nicht, wenn sie 

a) vor dem 1. Januar 1940 geboren sind, 

b) nach dem 31. Dezember 1939 und vor dem 
1. Januar 1943 geboren sind und ihre 
Schwerbehinderung vor dem ... (einsetzen: 
Datum des ersten Tages des auf den Kabi-
nettbeschluß des Versorgungsreformgeset-
zes 1998 folgenden Kalendermonats) fest-
gestellt worden ist, 

c) bis zum ... (Tag vor Inkrafttreten) einen 
nach § 72a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Bundes-
beamtengesetzes in der am 1. Juni 1994 
geltenden Fassung oder § 72 e Abs. 1 Nr. 2 
des Bundesbeamtengesetzes oder nach 
entsprechendem Landesrecht bewilligten 
Urlaub angetreten haben. 

2. Für Schwerbehinderte, die nach dem 31. De-
zember 1939 und vor dem 1. Januar 1943 ge-
boren sind und deren Schwerbehinderung 
nach dem ... (einsetzen: Datum des ersten 
Tages des auf den Kabinettbeschluß des Ver-
sorgungsreformgesetzes 1998 folgenden Ka-
lendermonats) festgestellt worden ist, gilt § 14 
Abs. 3 Satz 2 mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle der Vollendung des dreiundsechzig-
sten Lebensjahres 

a) die Vollendung des einundsechzigsten Le-
bensjahres tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 
1941 geboren sind, 

b) die Vollendung des zweiundsechzigsten 
Lebensjahres tritt, wenn sie vor dem 1. Ja-
nuar 1942 geboren sind. 

3. Ist für Schwerbehinderte die Anwendung des 
§ 14 Abs. 3 nicht ausgeschlossen, ist § 85 
Abs. 5 entsprechend anzuwenden, auch wenn 
das Beamtenverhältnis, aus dem sie in den Ru-
hestand getreten sind, am 31. Dezember 1991 
noch nicht bestanden hat. 

(8) Für Beamte, für die eine besondere gesetz-
liche Altersgrenze im Sinne des § 41 Abs. 1 Satz 2 
des Bundesbeamtengesetzes oder des entspre-
chenden Landesrechts gilt und die ihre Verset-
zung in den Ruhestand nach § 42 Abs. 4 Nr. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem 
Landesrecht beantragen, ist § 85 Abs. 5 entspre-
chend anzuwenden, auch wenn das Beamtenver-
hältnis, aus dem sie in den Ruhestand getreten 
sind, am 31. Dezember 1991 noch nicht bestan-
den hat. Absatz 7 Nr. 1 Buchstabe c gilt entspre-
chend." 

36. In § 85 Abs. 5 wird in der Überschrift der Tabelle 
die Angabe „§ 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2" durch die 
Angabe „§ 42 Abs. 4" ersetzt. 

37. § 91 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden nach der Angabe „ § 53 
Abs. 2 Nr. 1" die Worte „und 3 dieses Geset-
zes" eingefügt und die Angabe „§ 53a Abs. 2" 
durch die Worte „§ 53 a Abs. 2 in der bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden Fas-
sung" ersetzt. 

b) In Nummer 4 Satz 1 werden nach der Angabe 
„ § 53 Abs. 2 Nr. 1" die Worte „und 3 dieses 
Gesetzes" eingefügt und die Angabe „§ 53 a 

 Abs. 2" durch die Worte „§ 53a Abs. 2 in der 
bis zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden 
Fassung" ersetzt. 

38. § 107 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird in dem Klammerzusatz die 
Angabe „§ 26 Abs. 3" durch die Angabe „§ 26 
Abs. 4" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „nach § 7 
Satz 1 Nr. 2" gestrichen. 

Artikel 7 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Januar 1995 (BGBl. I S. 50), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im Zweiten Teil werden 

aa) im Abschnitt II Nr. 2 e die Angabe „ §§ 26 a 
und 26 b" durch die Angabe „§ 26 a" er-
setzt, 
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bb) im Abschnitt IV Nr. 9 das Wo rt  „Verwen-
dungseinkommen" durch die Worte „Er-
werbs- und Erwerbsersatzeinkommen" 
ersetzt, 

cc) im Abschnitt IV Nr. 9 a die Worte „Zusam-
mentreffen von Versorgungsbezügen mit 
sonstigem Erwerbseinkommen" durch 
das Wort  „ (weggefallen) " ersetzt. 

b) Im Dritten Teil Abschnitt I Nr. 2 a wird die An-
gabe „ §§ 81 a bis 81 d" durch die Angabe 
„ §§ 81 a bis 81 e" ersetzt. 

c) Im Sechsten Teil werden 

aa) die Nummer 6 wie folgt gefaßt: 

„6. Anwendung bisherigen und neuen 
Rechts für am 1. Januar 1977 vorhan-
dene Versorgungsempfänger § 94 ", 

bb) die Nummer 6 a wie folgt gefaßt: 

„6 a. Anwendung bisherigen und neuen 
Rechts für am 1. Januar 1992 vorhan-
dene Versorgungsempfänger § 94 a", 

cc) in Nummer 8 das Wort  „ (weggefallen) " 
durch die Worte „Übergangsregelungen 
für vor dem ... (Tag des Inkrafttretens) 
eingetretene Versorgungsfälle und für 
am ... (Tag des Inkrafttretens) vorhandene 
Soldaten" ersetzt. 

2. In § 1 Abs. 2 wird die Angabe „63 und 63 a" 
durch die Angabe „48, 63, 63 a, 63b und 63d" er-
setzt. 

3. In § 3 Abs. 2 wird die Nummer 4 gestrichen; die 
bisherige Nummer 5 wird Nummer 4. 

4. In § 13 c Abs. 2 Nr. 4 werden die Worte „in dem 
in § 13 b Abs. 2 Nr. 2 bestimmten Umfang" gestri-
chen. 

5. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 5 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 6 bis 9 werden 
Nummern 5 bis 8. 

c) Die neue Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. Anpassungszuschlag nach § 95 Abs. 2 
Satz 5." 

6. In § 15 Abs. 2 Satz 2 wird das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt und der nachfolgende Halb-
satz gestrichen. 

7. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, 

2. der Familienzuschlag (§ 47 Abs. 1 Satz 1) 
bis zur Stufe 1, 

3. der Betrag nach Nummer 6 der Vorbemer-
kungen zu den Bundesbesoldungsordnun-
gen A und B (Anlage I zum Bundesbesol-
dungsgesetz) für Offiziere, die in strahlge-
triebenen Kampfflugzeugen als Flugzeug-
führer oder Waffensystemoffizier verwen

-

det wurden und als solche in den Ruhe-
stand versetzt werden, wenn die Vorausset-
zungen für eine Weitergewährung nach 
Absatz 2 dieser Nummer vorliegen, 

4. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungs-
recht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind, 

die dem Soldaten in den Fällen der Num-
mern 1, 3 und 4 zuletzt zugestanden haben 
oder in den Fällen der Nummer 2 nach dem 
Besoldungsrecht zustehen würden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „wegen 
Erreichens der jeweils für ihn" die Worte 
„nach den Vorschriften des Soldatengeset-
zes " eingefügt und nach dem Wort  „Alters-
grenze" der Klammerhinweis gestrichen. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Offiziere, die in strahletriebenen 
Kampfflugzeugen als Flugzeugführer oder 
Waffensystemoffizier verwendet werden, 
gelten hierbei die dienstgradbezogenen 
Altersgrenzen." 

8. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort  „zwei" durch das 
Wort  „drei" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wo rt „Zweijahresfrist" 
durch das Wort „Dreijahresfrist" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird in Satz 1 nach den Worten 
„in den Ruhestand versetzt worden ist" ein 
Punkt eingefügt und der folgende Wortlaut 
sowie Satz 2 aufgehoben. 

9. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 20 er-
höht sich um die Zeit, die ein Soldat im Ruhe-
stand zurückgelegt hat 

1. in einer seine Arbeitskraft voll beanspru-
chenden entgeltlichen Beschäftigung als 
Berufssoldat, Beamter, Richter oder in 
einem Amtsverhältnis im Sinne des § 20 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, ohne einen neuen 
Versorgungsanspruch zu erlangen, 

2. in einer Tätigkeit im Sinne des § 65 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5." 

b) In Satz 2 werden die Worte „Buchstabe a" ge-
strichen. 

10. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 1 wird nach dem 
Wort  „Absatz" die Angabe „2," gestrichen. 

b) Die Absätze 2 bis 4 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Ruhegehalt nach Absatz 1 wird 
nach Maßgabe der Absätze 3 und 4 für die Be-
rufssoldaten erhöht, die nach den Vorschriften 
des Soldatengesetzes wegen Überschreitens 
der für sie unterhalb des sechzigsten Lebens-
jahres festgesetzten besonderen Altersgrenze 



Drucksache 13/9527 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

in den Ruhestand versetzt werden. Das Ruhe-
gehalt darf fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht über-
steigen. 

(3) Die Erhöhung beträgt für die Berufssol-
daten, die wegen Überschreitens der beson-
deren Altersgrenze des dreiundfünfzigsten 
Lebensjahres in den Ruhestand versetzt wer-
den, 13,125 vom Hundert der ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezüge (§§ 17, 18). Die Erhöhung 
vermindert sich für die Berufssoldaten, für die 
als besondere Altersgrenze ein höheres Le-
bensalter festgesetzt ist, um 1,875 vom Hun-
dert für jedes Jahr, um das diese Altersgrenze 
über dem dreiundfünfzigsten Lebensjahr 
liegt. Die Erhöhung vermindert sich ferner bei 
einem Berufssoldaten, der mehr als zwei Jahre 
nach dem frühestmöglichen Zeitpunkt nach 
Überschreiten der für ihn festgesetzten beson-
deren Altersgrenze in den Ruhestand versetzt 
wird, in dem Umfang, um den sich das Ruhe-
gehalt durch die Dienstzeit, die über diesen 
Zweijahreszeitraum hinausgeht, nach Absatz 1 
erhöht. 

(4) Die Erhöhung beträgt für Offiziere, die 
in strahlgetriebenen Kampfflugzeugen als 
Flugzeugführer oder Waffensystemoffizier ver-
wendet wurden und als solche in den Ruhe-
stand versetzt werden, 17,625 vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§§ 17, 18). 
Die Erhöhung vermindert sich bei Zurruheset-
zung nach Vollendung des fünfundvierzigsten 
Lebensjahres um zwei Drittel der Steigerung 
des Ruhegehaltes nach Absatz 1, soweit sie 
auf der Dienstzeit nach Vollendung des fünf-
undvierzigsten Lebensjahres beruht. " 

c) In Absatz 7 Satz 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „zuzüglich eines Betrages nach Ab-
satz 5" gestrichen. 

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „Zu-
sammentreffen von Mindestversorgung" 
die Worte „nach Absatz 7" eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Erhöhungs-
beträge nach Absatz 5 und Absatz 7 Satz 3 
sowie" durch die Worte „Der Erhöhungs-
betrag nach Absatz 7 Satz 3 und" ersetzt. 

e) Absatz 9 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei einem nach § 50 des Soldatengesetzes in 
den einstweiligen Ruhestand versetzten Be-
rufssoldaten beträgt das Ruhegehalt für die 
Dauer der Zeit, die der Soldat den Dienstgrad, 
mit dem er in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt wurde, innehatte, mindestens für die 
Dauer von sechs Monaten, längstens für die 
Dauer von drei Jahren, fünfundsiebzig vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
der Besoldungsgruppe, in der er sich zur Zeit 
seiner Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand befunden  hat."  

11. In § 26 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird die Angabe 
„§ 54 Abs. 5" durch die Angabe „§ 53 Abs. 5" er-
setzt. 

12. § 27 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit 
dem Dienst zusammenhängenden Weges nach 
und von der Dienststelle; hat der Berufssoldat 
wegen der Entfernung seiner ständigen Fami-
lienwohnung vom Dienstort an diesem oder in 
dessen Nähe eine Unterkunft, so gilt Halbsatz 1 
auch für den Weg von und nach der Familien-
wohnung; der Zusammenhang mit dem Dienst 
gilt als nicht unterbrochen, wenn der Berufssol-
dat von dem unmittelbaren Wege zwischen der 
Wohnung und der Dienststelle in vertretbarem 
Umfang abweicht, weil sein dem Grunde nach 
kindergeldberechtigendes Kind, das mit ihm in 
einem Haushalt lebt, wegen seiner oder seines 
Ehegatten beruflichen Tätigkeit fremder Obhut 
anvertraut wird oder weil er mit anderen Solda-
ten oder mit berufstätigen oder in der gesetz-
lichen Unfallversicherung versicherten Personen 
gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg nach und 
von der Dienststelle benutzt. " 

13. In § 28 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Handelt es sich in den Fällen des Satzes 1 um 
ein Vorhaben im Zusammenhang mit Grund-
eigentum, das vom Soldaten im Ruhestand nicht 
zur gewerblichen Nutzung vorgesehen ist, soll 
eine Kapitalabfindung nur bei dessen Eigennut-
zung bewilligt werden. " 

14. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe 
„Abs. 4" durch die Angabe „Abs. 7" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Nr. 2 wird das Wort  „oder" durch 
einen Punkt ersetzt; die nachfolgende Num-
mer 3 wird aufgehoben. 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Bezieht der entlassene Berufssoldat Er-
werbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im 
Sinne des § 53 Abs. 5, verringert sich das 
Übergangsgeld um den Betrag dieser Ein-
künfte." 

15. § 38 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort  „Fünffachen" durch 
das Wort  „Vierfachen" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort  „Fünftel" durch das 
Wort  „Viertel" und das Wort  „sechzigste" 
durch das Wort  „einundsechzigste" ersetzt. 

16. In § 39 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wo rt 
 „Kampfflugzeugen" die Worte „im Soldaten-

gesetz" eingefügt und nach dem Wo rt  „Alters-
grenze" die Worte „nach § 44 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 45 Abs. 2 Nr. 3 des Soldatengesetzes" 
gestrichen. 

17. In § 43 Abs. 4 wird die Angabe „§ 26 Abs. 8" 
durch die Angabe „ § 26 Abs. 9" ersetzt. 

18. In § 45 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „außer für 
die Anwendung des § 54 " gestrichen. 
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19. In § 48 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wo rt  „Un-
fallentschädigung" die Worte „und auf" durch 
ein Komma ersetzt und nach dem Wo rt  „Entschä-
digung" die Worte „und auf Schadensausgleich 
in besonderen Fällen" eingefügt. 

20. Die Überschrift vor § 53 wird wie folgt gefaßt: 

„9. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen". 

21. § 53 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 53 

(1) Bezieht ein Versorgungsberechtigter Er-
werbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (Absatz 5), 
erhält er daneben seine Versorgungsbezüge nur 
bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten 
Höchstgrenze. Mindestens ist ein Betrag in Höhe 
von zwanzig vom Hundert der Versorgungsbe-
züge zu belassen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Soldaten im Ruhestand und Witwen die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der Besoldungsgruppe, in der sich der 
Soldat zuletzt befunden hat, mindestens ein 
Betrag in Höhe des Eineinviertelfachen der je-
weils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zu-
züglich des jeweils zustehenden Unter-
schiedsbetrages nach § 47 Abs. 1, 

2. für Waisen vierzig vom Hundert des Betrages, 
der sich nach Nummer 1 unter Berücksichti-
gung des ihnen zustehenden Unterschiedsbe-
trages nach § 47 Abs. 1 ergibt, 

3. für Soldaten im Ruhestand, die wegen Dienst-
unfähigkeit, die nicht auf einer Wehrdienstbe-
schädigung beruht, in den Ruhestand versetzt 
worden sind, bis zum Ablauf des Monats, in 
dem das fünfundsechzigste Lebensjahr voll-
endet wird, fünfundsiebzig vom Hundert des 
sich nach Nummer 1 ergebenden Betrages, 
zuzüglich eines Siebtels der monatlichen Be-
zugsgröße (§ 18 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch). 

(3) Die Höchstgrenze nach Absatz 2 ist für den 
Monat Juli um den Betrag des Urlaubsgeldes 
nach § 4 des Urlaubsgeldgesetzes zu erhöhen. 
Das Urlaubsgeld nach dem Urlaubsgeldgesetz 
und entsprechende Leistungen, die der Versor-
gungsberechtigte aus einer Erwerbstätigkeit 
erhält, sind im Monat Juli zu berücksichtigen. 

(4) Die Höchstgrenze nach Absatz 2 ist für den 
Monat Dezember um den für die Sonderzuwen-
dung maßgeblichen Höchstgrenzenbetrag und 
um den Sonderbetrag nach § 8 des Gesetzes über 
die Gewährung einer jährlichen Sonderzuwen-
dung zu erhöhen. Die Zuwendung nach dem Ge-
setz über die Gewährung einer jährlichen Son-
derzuwendung und entsprechende Leistungen, 
die der Versorgungsberechtigte aus einer Er-
werbstätigkeit erhält, sind im Monat Dezember 
zu berücksichtigen. 

(5) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit einschließlich Abfin-
dungen, aus selbständiger Arbeit sowie aus Ge-
werbebetrieb und aus Land- und Forstwirtschaft. 
Nicht als Erwerbseinkommen gelten Aufwands-
entschädigungen, soweit diese einkommen-
steuerfreie Einnahmen sind, sowie Einkünfte aus 
Tätigkeiten, die nach Art  und Umfang Neben-
tätigkeiten im Sinne des § 20 Abs. 6 Nr. 3 des 
Soldatengesetzes entsprechen. Erwerbsersatzein-
kommen sind Leistungen, die auf Grund oder 
in entsprechender Anwendung öffentlich-recht-
licher Vorschriften kurzfristig erbracht werden, 
um Erwerbseinkommen zu ersetzen (§ 18a Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch). 
Die Berücksichtigung des Erwerbs- und des Er-
werbsersatzeinkommens erfolgt monatsbezogen. 
Wird Einkommen nicht in Monatsbeträgen erzielt, 
ist das Einkommen des Kalenderjahres, geteilt 
durch zwölf Kalendermonate, anzusetzen. 

(6) Nach Ablauf des Monats, in dem der Ver-
sorgungsberechtigte das fünfundsechzigste Le-
bensjahr vollendet, gelten die Absätze 1 bis 5 nur 
für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst (Verwendungseinkom-
men). Dies ist jede Beschäftigung im Dienst von 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
deutschen öffentlichen Rechts oder ihrer Verbän-
de; ausgenommen ist die Beschäftigung bei öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder 
ihren Verbänden. Der Verwendung im öffent-
lichen Dienst steht gleich die Verwendung im öf-
fentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, an der eine Körper-
schaft oder ein Verband im Sinne des Satzes 2 
durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen 
oder in anderer Weise beteiligt ist. Ob die Vor-
aussetzungen zutreffen, entscheidet auf Antrag 
der zuständigen Stelle oder des Versorgungsbe-
rechtigten das Bundesministerium der Verteidi-
gung im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium des Innern. 

(7) Bei Soldaten im Ruhestand, die wegen 
Überschreitens der für sie festgesetzten besonde-
ren Altersgrenze in den Ruhestand versetzt wor-
den sind, werden die der Höchstgrenze nach Ab-
satz 2 Nr. 1 zugrunde liegenden Dienstbezüge 
bei einer Beschäftigung oder Tätigkeit, die nicht 
als Verwendung im öffentlichen Dienst im Sinne 
des Absatzes 6 anzusehen ist, vom Beginn des 
Ruhestandes an bis zum Ablauf des Monats, in 
dem sie das einundsechzigste Lebensjahr voll-
enden, um zwanzig vom Hundert erhöht. Für 
Offiziere, die in strahlgetriebenen Kampfflug-
zeugen als Flugzeugführer oder Waffensystem-
offizier verwendet und als solche in den Ruhe-
stand versetzt worden sind, gilt Satz 1 mit folgen-
den Maßgaben: 

1. Anstelle des einundsechzigsten Lebensjahres 
tritt das fünfundsechzigste Lebensjahr. 

2. Die um zwanzig vom Hundert zu erhöhenden 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge sind minde-
stens aus der Besoldungsgruppe A 14 zu be-
rechnen. 
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3. Die Anrechnung beschränkt sich auf die Erhö-
hung nach § 26 Abs. 4, jedoch höchstens auf 
7,625 vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge. 

4. § 94 b Abs. 4 in der bis zum ... (Tag vor Inkraft-
treten) geltenden Fassung gilt sinngemäß. 

(8) Für Empfänger von Übergangsgebührnis-
sen und ihre Hinterbliebenen sind die Absätze 1 
bis 5 mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Zu berücksichtigen ist nur Erwerbseinkom-
men aus einer Verwendung im Sinne des Ab-
satzes 6. 

2. An die Stelle der Höchstgrenzen des Absat-
zes 2 treten die Dienstbezüge, aus denen die 
Übergangsgebührnisse berechnet sind, jedoch 
unter Zugrundelegung des Grundgehaltes aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe, minde-
stens ein Betrag in Höhe des Eineinviertel-
fachen der Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich des jeweils 
zustehenden Unterschiedsbetrages nach § 47 
Abs. 1." 

22. Die Überschrift vor § 54 und der § 54 werden auf-
gehoben. 

23. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 53 
Abs. 5 Satz 1)" durch den Klammerzusatz 
„(§ 53 Abs. 6)" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 werden die Worte „und 
des Betrages nach § 26 Abs. 5" gestrichen. 

24. In § 55a Abs. 5 wird die Angabe „der §§ 53, 54" 
durch die Angabe „des § 53" ersetzt. 

25. § 55 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 1 
Satz 1 Halbsatz 2 sowie die Absätze 4 und 5" 
durch die Angabe „Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2, 
Absatz 4, 5 und 7" ersetzt. 

c) Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 7 
angefügt: 

„(7) Der Ruhensbetrag darf die von der zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich-
tung gewährte Versorgung nicht übersteigen. 
Dem Soldaten im Ruhestand ist mindestens 
ein Betrag in Höhe von zwanzig vom Hundert 
seines deutschen Ruhegehaltes zu belassen. 
Satz 2 gilt nicht, wenn die Unterschreitung 
der Mindestbelassung darauf beruht, daß 

1. das deutsche Ruhegehalt in Höhe des Be-
trages ruht, der einer Minderung des Vom-
hundertsatzes um 1,875 für jedes im 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Dienst vollendete Jahr entspricht, oder 

2. Absatz 1 Satz 2 Anwendung findet. " 

26. Dem § 55 c wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und 
des § 5 des Gesetzes zur Regelung von Härten 
im Versorgungsausgleich vom 21. Februar 1983  

(BGBl. I S. 105) steht die Zahlung des Ruhegehal-
tes des verpflichteten Ehegatten für den Fall 
rückwirkender oder erst nachträglich bekannt-
werdender Rentengewährung an den berechtig-
ten Ehegatten unter dem Vorbehalt der Rück-
forderung. " 

27. In § 60 Abs. 1 wird der Klammerzusatz „(§ 37 
Abs.6, §§ 53, 55)" gestrichen und das Wort  „Be-
hörde" durch das Wort  „Stelle" ersetzt. 

28. In § 61 Satz 1 wird der Klammerzusatz „ (§ 53 
Abs. 5)" durch den Klammerzusatz „(§ 53 Abs. 6)" 
ersetzt. 

29. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die einmalige Unfallentschädigung beträgt 

1. einhundertfünfzigtausend Deutsche Mark 
für den Soldaten, 

2. insgesamt fünfundsiebzigtausend Deut-
sche Mark im Falle des Absatzes 2 Nr. 1, 

3. insgesamt siebenunddreißigtausendfünf-
hundert Deutsche Mark im Falle des 
Absatzes 2 Nr. 2, 

4. insgesamt achtzehntausendsiebenhundert-
fünfzig Deutsche Mark im Falle des Ab-
satzes 2 Nr. 3. " 

b) In Absatz 6 werden die Worte „wird nur die 
Leistung mit dem höheren Betrag gewährt; 
sind die Beträge gleich hoch, " gestrichen. 

30. § 63 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „einhunderttau-
send" durch die Angabe „einhundertfünfzig

-

tausend" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die einmalige Entschädigung nach Ab-
satz 1 wird auch gewährt, wenn der Soldat 
einen Unfall mit den in Absatz 1 genannten 
Folgen erleidet 

1. in Ausübung des Dienstes durch einen 
rechtswidrigen Angriff, 

2. außerhalb seines Dienstes durch einen An-
griff im Sinne des § 27 Abs. 5, 

3. bei einem kurzfristigen besonderen Einsatz 
im Ausland oder im dienstlichen Zusam-
menhang damit und der Unfall  auf sonst 
vom Inland wesentlich abweichende Ver-
hältnisse mit gesteigerter Gefährdungslage 
zurückzuführen ist, 

4. als Folge von Kriegshandlungen, kriegeri-
schen Ereignissen, Aufruhr, Unruhen oder 
Naturkatastrophen, denen der Soldat wäh-
rend einer besonderen Verwendung im 
Sinne des § 58 a Abs. 1 und 2 des Bundes-
besoldungsgesetzes besonders ausgesetzt 
war, es sei denn, der Soldat hat sich grob 
fahrlässig der Gefährdung ausgesetzt und 
die Versagung würde für ihn keine unbil-
lige Härte bedeuten. Dies gilt auch, wenn 
die gesundheitliche Schädigung bei dienst- 
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licher Verwendung im Ausland auf einen 
Unfall oder eine Erkrankung im Zusam-
menhang mit einer Verschleppung oder 
einer Gefangenschaft zurückzuführen ist 
oder darauf beruht, daß der Soldat aus son-
stigen mit dem Dienst zusammenhängen-
den Gründen, die er nicht zu vertreten hat, 
dem Einflußbereich des Dienstherrn ent-
zogen ist. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort  „Unfalles" werden die 
Worte „oder einer Erkrankung" eingefügt. 

bb) In Nummer 1 wird die Angabe „fünfzig-
tausend" durch die Angabe „fünfund-
siebzigtausend" ersetzt. 

cc) In Nummer 2 wird die Angabe „fünfund-
zwanzigtausend" durch die Angabe 
„siebenunddreißigtausendfünfhundert" er-
setzt. 

dd) In Nummer 3 wird die Angabe „zwölf

-

tausendfünfhundert" durch die Angabe 
„achtzehntausendsiebenhundertfünfzig" 
ersetzt. 

d) Die Absätze 4 bis 6 werden aufgehoben; die 
bisherigen Absätze 7 und 8 werden Absätze 4 
und 5. 

e) Im neuen Absatz 4 werden in Satz 1 die Worte 
„Absätze 1 bis 6" durch die Worte „Absätze 1 
bis 3" und in Satz 2 die Worte „des Absatzes 4 
Satz 3" durch die Worte „des Absatzes 2 
Satz 2" ersetzt. 

31. § 63 d wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „§ 63a Abs. 4 und 5" wird 
durch die Angabe „ § 63 a Abs. 2 Satz 1 
Nr. 4" ersetzt. 

bb) Das Semikolon wird durch einen Punkt 
ersetzt und der nachfolgende Halbsatz 
aufgehoben. 

b) In Satz 3 werden die Worte „ § 63 a Abs. 4 bis 7, 
§ 63 b und Satz 1 Halbsatz 2" durch die Worte 
„§ 63 a Abs. 4 und § 63 b" ersetzt. 

32. § 81 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 2 wird das Komma durch einen 
Punkt ersetzt; Satz 1 Nr. 3 wird aufgehoben. 

b) In Satz 2 Buchstabe a) werden nach dem Wo rt 
 „sein" die Worte „dem Grunde nach kinder-

geldberechtigendes" eingefügt und der Klam-
merzusatz „ (§§ 1 und 2 des Bundeskinder-
geldgesetzes)" gestrichen. 

33. § 81 e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „des § 64 oder 
65 des Einkommensteuergesetzes" durch die 
Worte „der §§ 64, 65 des Einkommensteuerge-
setzes oder der §§ 3, 4 des Bundeskindergeld-
gesetzes" ersetzt. 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„ § 64 e des Bundesversorgungsgesetzes findet 
keine Anwendung. " 

34. In § 84 Abs. 3 wird die Angabe „§ 81 d" durch die 
Worte „ § 81e sowie des § 63d Satz 1 in Verbin-
dung mit § 81 c" ersetzt. 

35. In § 88 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 7 Nr. 2 werden je-
weils nach den Angaben „ §§ 81 a bis 81 d" und 
„ §§ 81 bis 81 d"  ein Komma und die Worte „ § 63 d 
Satz 1 in Verbindung mit § 81 c" eingefügt. 

36. In § 91 a Abs. 1 Satz 1 und 2 werden jeweils nach 
der Angabe „§§ 81 a bis 81 d" die Worte „sowie 
des § 63 d Satz 1 in Verbindung mit § 81 c" ein-
gefügt. 

37. Die Überschrift vor § 94 wird wie folgt gefaßt: 

„6. Anwendung bisherigen und neuen Rechts für 
am 1. Januar 1977 vorhandene Versorgungsemp-
fänger" . 

38. § 94 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Die §§ 1 a, 11, 17 Abs. 2, die §§ 30, 45 bis 
49, 53, 55, 55 a Abs. 2 bis 8, die §§ 55 c bis 
56, 59, 60, 67 a Abs. 2 und § 89 b sowie § 43 
in Verbindung mit § 22 Abs. 1 Satz 2 des 
Beamtenversorgungsgesetzes finden An-
wendung; § 20 Abs. 1 Satz 4, § 22 Abs. 2, 
die §§ 26 a, 55 a Abs. 1 und § 55 b finden 
in der bis zum 31. Dezember 1991 gelten-
den Fassung Anwendung. In den Fällen 
des § 27 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 141 a des Bundesbeamtenge-
setzes richten sich die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge und der maßgebende Ruhe-
gehaltssatz nach § 37 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes und die Höchstgrenze 
der Hinterbliebenenversorgung nach § 43 
Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 42 Satz 1 bis 3 des Beamtenversorgungs-
gesetzes. Ist in den Fällen des § 55 die Ru-
hensregelung nach dem bis zum 31. De-
zember 1976 geltenden Recht für den Ver-
sorgungsempfänger günstiger, verbleibt 
es dabei, solange eine weitere Versorgung 
besteht. Solange ein über den ... (Tag des 
Inkrafttretens) hinaus bestehendes Be-
schäftigungsverhältnis andauert, finden, 
wenn dies für den Versorgungsempfänger 
günstiger ist, die §§ 53 und 54 in der bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden 
Fassung, längstens für weitere drei Jahre 
ab dem .... (Tag des Inkrafttretens), mit 
folgenden Maßgaben Anwendung: 

a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhens-
regelung nach dem bis zum 31. De-
zember 1976 geltenden Recht für den 
Versorgungsempfänger günstiger, ver-
bleibt es dabei, solange ein über den 
31. Dezember 1976 hinaus bestehendes 
Beschäftigungsverhältnis andauert. 
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b) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhens-
regelung nach dem bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Recht günstiger, 
verbleibt es dabei, solange ein über den 
31. Dezember 1991 hinaus bestehendes 
Beschäftigungsverhältnis andauert. 

c) Bei der Anwendung des § 54 Abs. 1 
Satz 1 treten an  die Stelle der dort  ge-
nannten Vorschriften die entsprechen-
den Vorschriften des bis zum 31. De-
zember 1976 geltenden Rechts. 

d) § 54 gilt nicht, solange eine am 31. De-
zember 1991 über diesen Zeitpunkt 
hinaus bestehende Beschäftigung oder 
Tätigkeit eines Soldaten im Ruhestand 
andauert. " 

b) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Halbsatz 2 wird die Angabe „die 
§§ 53 und 55 a Abs. 4" durch die Angabe 
„§ 55 a Abs. 4" ersetzt. 

bb) Der bisherige Satz 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„ § 53 findet Anwendung. § 53 findet, 
wenn dies für den Versorgungsempfänger 
günstiger ist, in der bis zum ... (Tag vor 
Inkrafttreten) geltenden Fassung, läng-
stens für weitere drei Jahre ab dem ... 
(Tag des Inkrafttretens), Anwendung, so-
lange ein über den ... (Tag des Inkrafttre-
tens) hinaus bestehendes Beschäftigungs-
verhältnis andauert. § 53 findet, wenn 
dies für den Versorgungsempfänger gün-
stiger ist, in der bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Fassung, längstens für 
weitere drei Jahre ab dem ... (Tag des 
Inkrafttretens), Anwendung, solange ein 
über den 31. Dezember 1991 hinaus be-
stehendes Beschäftigungsverhältnis an-
dauert. § 43 Abs. 2 gilt entsprechend." 

39. Die Überschrift vor § 94 a wird wie folgt gefaßt: 

„6 a. Anwendung bisherigen und neuen Rechts 
für am 1. Januar 1992 vorhandene Versorgungs-
empfänger" . 

40. § 94 a wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. Die §§ 53, 55 und 55 a Abs. 2 bis 8 sowie 
§ 43 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 22 Abs. 1 Satz 2 des Beamtenversor-
gungsgesetzes finden Anwendung. " 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Solange ein über den ... (Tag des Inkraft-
tretens) hinaus bestehendes Beschäfti-
gungsverhältnis andauert, finden, wenn 
dies für den Versorgungsempfänger gün-
stiger ist, die §§ 53 und 54 in der bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden 
Fassung, längstens für weitere drei Jahre 
ab dem ... (Tag des Inkrafttretens), mit fol-
genden Maßgaben Anwendung: 

a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensrege-
lung nach dem bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Recht günstiger, verbleibt es 
dabei, solange ein über den 31. Dezember 
1991 hinaus bestehendes Beschäftigungs-
verhältnis andauert. 

b) Bei der Anwendung des § 54 Abs. 1 Satz 1 
treten an die Stelle der do rt  genannten 
Vorschriften die entsprechenden Vor-
schriften des bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Rechts. 

c) § 54 gilt nicht, solange eine am 31. Dezem-
ber 1991 über diesen Zeitpunkt hinaus 
bestehende Beschäftigung oder Tätigkeit 
eines Soldaten im Ruhestand andauert. " 

41. § 94 b Abs. 4 wird aufgehoben. 

42. In § 95 Abs. 1 wird nach der Angabe „§ 23 
Abs. 4" das Wort  „und" durch ein Komma ersetzt 
und nach der Angabe „ § 25 Abs. 1 Satz 3" die 
Angabe „und § 26 Abs. 7 Satz 4" eingefügt. 

43. Nach § 95 wird folgender Unterabschnitt 8 ange-
fügt: 

„8. Übergangsregelungen für vor dem ... (Tag 
des Inkrafttretens) eingetretene Versorgungsfälle 
und für am ... (Tag des Inkrafttretens) vorhan-
dene Soldaten 

§ 96 

(1) Für Versorgungsfälle, die vor dem ... 
(Tag des Inkrafttretens) eingetreten sind, fin-
den die §§ 18, 21, 26 Abs. 9 und die §§ 63, 63 a 
in der bis zum ... (Tag vor Inkrafttreten) gel-
tenden Fassung Anwendung. Satz 1 gilt ent-
sprechend für künftige Hinterbliebene eines 
vor dem ... (Tag des Inkrafttretens) vorhande-
nen Versorgungsempfängers. 

(2) Für Soldaten, die vor dem ... (einsetzen: 
Datum des Tages zwei Jahre nach dem Tag 
des Inkrafttretens des Versorgungsreformge-
setzes 1998) befördert oder in eine höhere Be-
soldungsgruppe eingewiesen werden, findet 
§ 18 in der bis zum ... (Tag vor Inkrafttreten) 
geltenden Fassung Anwendung. 

(3) Für Berufssoldaten im Sinne des § 50 des 
Soldatengesetzes, die erstmals vor dem ... (Tag 
vor Inkrafttreten) zu einem Dienstgrad im Sinne 
dieser Vorschrift ernannt wurden, finden die 
§§ 21 und 26 Abs. 9 in der bis zum ... (Tag vor 
Inkrafttreten) geltenden Fassung Anwendung. 

(4) Die §§ 53, 54 und 94 b Abs. 4 in der bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden Fas-
sung finden, wenn dies für den Versorgungs-
empfänger günstiger ist, längstens für weitere 
drei Jahre ab dem ... (Tag des Inkrafttretens), 
Anwendung, solange eine am ... (Tag vor In-
krafttreten) über diesen Zeitpunkt hinaus aus-
geübte Beschäftigung oder Tätigkeit des Ver-
sorgungsempfängers andauert. Satz 1 gilt ent-
sprechend für die Anwendung des § 6 Abs. 6 
des Personalstärkegesetzes vom 20. Dezember 
1991 (BGBl. I S. 2376) in der bis zum ... (Tag vor 
Inkrafttreten) geltenden Fassung. 
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(5) § 55 b findet Anwendung, soweit Zeiten 
im Sinne des § 55 b erstmals nach dem ... (Tag 
des Inkrafttretens) zurückgelegt werden. Im 
übrigen ist § 55 b in der bis zum 30. September 
1994 geltenden Fassung anzuwenden, es sei 
denn, die Anwendung des § 55 b in der bis 
zum ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden Fas-
sung ist für den Versorgungsempfänger gün-
stiger; § 94 b Abs. 5 bleibt unberüh rt . " 

Artikel 8 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Das Deutsche Richtergesetz in der Fassung der  Be-
kanntmachung vom 19. April 1972 (BGBl. I S. 713), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 34 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Entscheidungen über eine begrenzte Dienst-
fähigkeit gilt Satz 1 entsprechend." 

2. In § 48 d wird die Angabe „ §§ 48a bis 48c" durch 
die Angabe „ § 48a oder § 48c" ersetzt. 

3. § 62 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Buchstabe d wird das Semikolon 
durch ein Komma ersetzt und folgender Buch-
stabe e angefügt: 

„e) eingeschränkte Verwendung wegen be-
grenzter Dienstfähigkeit;". 

b) In Nummer 4 Buchstabe f wird die Angabe 
„§ 48a oder § 48b" durch die Angabe „§§ 48a 
bis 48c" ersetzt. 

4. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Buchstabe d wird das Semikolon 
durch ein Komma ersetzt und folgender Buch-
stabe e angefügt: 

„e) eingeschränkte Verwendung wegen be-
grenzter Dienstfähigkeit; ". 

b) Nummer 4 Buchstabe f wird wie folgt gefaßt: 

„f) einer Verfügung über Ermäßigung des 
Dienstes oder Beurlaubung nach §§ 76 a 
bis 76c." 

Artikel 9 

Wegfall der Dynamisierung von Stellenzulagen 

Stellenzulagen werden bei allgemeinen Anpassun-
gen der Besoldung nicht erhöht, soweit sie nicht als 
das Grundgehalt ergänzend ausgewiesen sind. 

Artikel 10 

Änderung des Gesetzes über die Gewährung 
einer jährlichen Sonderzuwendung 

Das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung in der Fassung des Artikels VI 
Nr. 2 des Gesetzes vom 23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173, 
1238), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt ge-
ändert:  

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden das Wort  „Ortszu-
schlag" durch das Wort  „Familienzuschlag" 
und die Worte „der örtliche Sonderzu-
schlag, " durch die Worte „der Zuschlag 
nach § 72 a des Bundesbesoldungsgeset-
zes " ersetzt sowie die Worte „Zulagen nach 
§§ 71 e bis g und § 71 k des Gesetzes zur Re-
gelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen, " gestrichen. 

bb) In Nummer 2 werden das Wo rt  „Anwärter-
verheiratetenzuschlag" durch das Wo rt 

 „Familienzuschlag" ersetzt und die Worte 
„der örtliche Sonderzuschlag," gestrichen. 

cc) In Nummer 4 werden nach dem Wo rt  „Ver-
fassungsgerichtshöfe" das Komma durch 
einen Punkt ersetzt und die Worte „sowie 
der ruhegehaltfähige Teil der Vergütung 
für Beamte im Vollstreckungsdienst. " ge-
strichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden das Wo rt  „hauptberuf-
lichen" und die Worte „oder einer Ausbil-
dung" gestrichen. 

bb) Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Zahlung von Dienstbezügen steht die 
Zahlung von Mutterschaftsgeld nach dem 
Mutterschutzgesetz während eines Arbeits-
verhältnisses zu einem öffentlich-recht-
lichen Dienstherrn gleich. " 

cc) Satz 7 wird aufgehoben. 

2. In § 8 Abs. 1 Satt 2 wird die Angabe „§ 40 Abs. 6" 
durch die Angabe „ § 40 Abs. 5" ersetzt. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird einziger Absatz. 

4. § 14 wird gestrichen. 

Artikel 11 

Änderung des Gesetzes 
über vermögenswirksame Leistungen für Beamte, 
Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 

Das Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit in der Fassung des Artikels VI Nr. 1 des Gesetzes 
vom 23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173, 1237), zuletzt ge-
ändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Ortszuschlag der Stufe 2" wer-
den durch die Worte „Familienzuschlag der 
Stufe 1" ersetzt. 
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bb) Nach dem Wort  „Anwärterbezüge" werden 
die Worte „nebst Familienzuschlag der 
Stufe 1" eingefügt. 

cc) Die Worte „ab 1. März 1981 " werden gestri-
chen. 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird das Dienstverhältnis nach dem Ersten 
des Kalendermonats begründet, ist für diesen 
Monat der Tag des Beginns des Dienstverhält-
nisses maßgebend." 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „von der Landes-
regierung" durch die Worte „nach Landes-
recht" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „nach § 11 Abs. 1 
des Fünften Vermögensbildungsgesetzes" 
durch die Worte „dem Fünften Vermögensbil-
dungsgesetz" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 11 Abs. 2 Satz 2" 
durch die Angabe „§ 11 Abs. 3 Satz 2" ersetzt. 

4. In § 5 werden jeweils die Worte „der Bundesmi-
nister" durch die Worte „das Bundesministerium" 
und die Worte „dem Bundesminister" durch die 
Worte „dem Bundesministerium" ersetzt. 

5. § 7 wird gestrichen. 

Artikel 12 

Änderung des Urlaubsgeldgesetzes 

Das Urlaubsgeldgesetz vom 15. November 1977 
(BGBl. I S. 2117, 2120), zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sind die Anspruchsvoraussetzungen nach 
Nummer 1 nur deshalb nicht erfüllt, weil wegen 
eines Erziehungsurlaubs kein Anspruch auf Be-
züge besteht, so ist dies in dem Kalenderjahr 
unschädlich, in dem Dienst- oder Anwärterbe-
züge für mindestens drei volle Kalendermonate 
des ersten Kalenderhalbjahres zugestanden ha-
ben oder Dienst- oder Anwärterbezüge unmit-
telbar nach Beendigung des Erziehungsurlaubs 
wieder zustehen. " 

b) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf die Wartezeit nach Nummer 2 wird der 
während dieser Zeit geleistete Wehr- oder Zivil-
dienst angerechnet. " 

2. § 8 wird aufgehoben. 

3. § 9 wird gestrichen. 

Artikel 13 

Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 

Das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1523), zuletzt geändert durch Arti-

kel 5 des Gesetzes vom 20. September 1994 (BGBl. I 
S. 2442), wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 § 2 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Im Sinne der Absätze 1 und 3 beruht die Ver-
sorgung auch dann auf einem vor dem 1. Januar 
1966 begründeten Beamtenverhältnis, wenn dem 
Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in den 
Ruhestand getreten ist, bereits vor dem 1. Januar 
1966 begründete öffentlich-rechtliche Dienstver-
hältnisse in unmittelbarem zeitlichen Zusammen-
hang vorausgegangen sind. " 

2. Dem Artikel 3 § 3 werden folgende Absätze 5 
und 6 angefügt: 

„(5) Im Sinne der Absätze 2 und 4 beruht die 
Versorgung auch dann auf einem vor dem 1. Ja-
nuar 1966 begründeten Soldatenverhältnis, wenn 
dem Soldatenverhältnis, aus dem der Soldat in 
den Ruhestand getreten ist, bereits vor dem 1. Ja-
nuar 1966 begründete andere öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse in unmittelbarem zeitlichen Zu-
sammenhang vorausgegangen sind. Einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis steht ein Be-
schäftigungsverhältnis im Sinne von § 5 Abs. 1 
Nr. 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Sechsten Buches So-
zialgesetzbuch gleich. 

(6) Änderungen der Zahlbeträge, die sich auf 
Grund des Absatzes 5 ergeben, werden auf Antrag 
vorgenommen, frühestens ab dem ... ( Tag des In-
krafttretens). Ein Ausgleich nach Absatz 1 wird 
nicht gewährt. Absatz 5 ist vom Ersten des Monats 
der Antragstellung an anzuwenden. " 

Artikel 14 

Änderung der 
Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung 

Die Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 
1993 (BGBl. I S. 369), zuletzt geändert durch..., wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1" 
gestrichen. 

b) In Nummer 9 Satz 2 werden die Worte „Erhö-
hungsbeträge nach § 14 Abs. 2 und Abs. 4 
Satz 3" durch die Worte „Der Erhöhungsbetrag 
nach § 14 Abs. 4 Satz 3" ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Datum „31. Dezember 
1996" durch das Datum „31. Dezember 1999" 
ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„ (4) Erwirbt ein Beamter oder Richter im Ru-
hestand infolge einer Verwendung im Beitritts-
gebiet neben seinem früheren Versorgungs-
bezug einen neuen Versorgungsbezug, kann er 
unwiderruflich auf den neuen Versorgungsbe-
zug verzichten. " 
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Artikel 15 

Änderung der 
Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung 

Die Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. März 1993 
(BGBl. I S. 378), geändert durch Artikel 12 des Geset-
zes vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1942), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In den Nummern 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „gesundheitliche Schädigung im Sinne 
des § 81 a des Soldatenversorgungsgesetzes" 
durch die Worte „gesundheitliche Schädigung 
im Sinne der §§ 63d, 81a oder 81c bis 81e des 
Soldatenversorgungsgesetzes" ersetzt. 

b) In Nummer 4 Buchstabe b werden die Worte 
„eine Schädigung im Sinne des § 81 b des Sol-
datenversorgungsgesetzes" durch die Worte 
„eine Schädigung im Sinne der §§ 81 b oder 
81 e des Soldatenversorgungsgesetzes" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Satz 1 wird die Angabe „Abs.1 " 
gestrichen. 

b) In Nummer 7 werden die Worte „Berufssolda-
ten, die nach § 44 Abs. 2 in Verbindung mit § 45 
Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 des Soldatengesetzes in 
den Ruhestand versetzt werden, " durch die 
Worte „Berufssoldaten im Sinne des § 26 Abs. 2 
des Soldatenversorgungsgesetzes mit Aus-
nahme der in § 26 Abs. 4 des Soldatenversor-
gungsgesetzes genannten Soldaten" ersetzt. 

c) In Nummer 10 Satz 2 werden die Worte „Erhö-
hungsbeträge nach § 26 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 3 
des Soldatenversorgungsgesetzes sowie" durch 
die Worte „Der Erhöhungsbetrag nach § 26 
Abs. 7 Satz 3 des Soldatenversorgungsgesetzes 
und" ersetzt. 

d) In Nummer 15 wird die Angabe „§§ 80, 81 a 
und 81 b" durch die Angabe „ §§ 63 d, 80 und 
81 a bis 81 e" ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 53 
Abs. 4" durch die Angabe „ § 53 Abs. 2 Nr. 1 " er-
setzt. 

b) In Absatz 3 wird das Datum „31. Dezember 
1996" durch das Datum „31. Dezember 1999" 
ersetzt. 

Artikel 16 

Änderung der Erziehungsurlaubsverordnung 

§ 5 Abs. 2 der Erziehungsurlaubsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. April 1997 
(BGBl. I S. 983) wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Dem Beamten werden für die Zeit des Erzie-
hungsurlaubs die Beiträge für seine Kranken- und 
Pflegeversicherung bis zu monatlich 60 Deutsche 
Mark erstattet, wenn seine Dienstbezüge oder An-

wärterbezüge - ohne die mit Rücksicht auf den Fami-
lienstand gewährten Zuschläge und ohne Aufwands-
entschädigung sowie ohne Auslandsdienstbezüge 
nach § 52 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbesoldungsgeset-
zes - vor Beginn des Erziehungsurlaubs die Versiche-
rungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung nicht überschritten haben oder überschrit-
ten hätten. Auf Antrag des Beamten werden die 
Beiträge für seine beihilfekonforme Kranken- und 
Pflegeversicherung in voller Höhe erstattet, wenn er 
nachweist, daß ihm in der Zeit ab dem siebten 
Lebensmonat des Kindes volles Erziehungsgeld zu-
steht. Steht dem Beamten ein vermindertes Erzie-
hungsgeld zu, wird ihm auf seinen Antrag zusätzlich 
zu dem Erstattungsbetrag nach Satz 1 der Teil der 
restlichen Beiträge für seine beihilfekonforme Kran-
ken- und Pflegeversicherung erstattet, der dem Ver-
hältnis seines verminderten Erziehungsgeldes zum 
vollen Erziehungsgeld entspricht. Für diejenigen 
Monate eines Erziehungsurlaubs, in denen das 
Bundeserziehungsgeldgesetz die Zahlung von Er-
ziehungsgeld generell nicht vorsieht, werden die 
Verhältnisse zugrunde gelegt, die beim letzten Bezug 
von Erziehungsgeld vorgelegen haben. " 

Artikel 17 

Änderung anderer Vorschriften 

(1) § 3 des Postpersonalrechtsgesetzes vom 14. Sep-
tember 1994 (BGBl. I S. 2325, 2353), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „ § 15" 
durch die Angabe „ § 15 Abs. 1 Nr. 1" ersetzt. 

2. Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 ein-
gefügt: 

„(5) Das Bundesministerium für Post und Tele-
kommunikation wird ermächtigt, nach Anhörung 
oder auf Vorschlag des Vorstands durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates für 
die bei der Aktiengesellschaft beschäftigten Be-
amten die besonderen Vorschriften für die einzel-
nen Laufbahnen (Laufbahn-, Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen) in sinngemäßer Anwendung 
des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
zu erlassen. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend." 

3. Die bisherigen Absätze 5 bis 8 werden die Absätze 
6 bis 9. 

(2) § 7 des Gesetzes zur Zusammenführung und 
Neugliederung der Bundeseisenbahnen vom 27. De-
zember 1993 (BGBl. I S. 2378), das zuletzt durch ... 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 4 Nr. 1 wird die Angabe „§ 15" durch die 
Angabe „ § 15 Abs. 1 Nr. 1 " ersetzt. 

2. Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 ein-
gefügt: 

„(5) Das Bundesministerium für Verkehr wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium des Innern durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates für die in Ab- 
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satz 4 genannten Beamten die besonderen Vor-
schriften für die einzelnen Laufbahnen (Lauf-
bahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnungen) in 
sinngemäßer Anwendung des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes zu erlassen. " 

3. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

(3) § 77 Abs. 5 der Bundesdisziplinarordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom ..., die zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In Satz 3 wird in dem auf das Wort  „Höchstgrenze" 
folgenden Klammerzusatz die Angabe „ § 53 Abs. 2 
Nr. 1 " durch die Angabe „ § 53 Abs. 2" ersetzt. 

2. Satz 4 wird aufgehoben. 

(4) § 2 des Gesetzes zur Übernahme der Beamten 
und Arbeitnehmer der Bundesanstalt für Flugsiche-
rung in der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom 
23. Juli 1992 (BGBl. I S. 1370), das zuletzt durch das 
Gesetz vom 12. August 1994 (BGBl. I S. 2106) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 5 Satz 4 und die Absätze 7 und 8 werden 
aufgehoben. 

2. Dem Absatz 10 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 69c Abs. 4 Satz 1 des Beamtenversorgungs-
gesetzes gilt entsprechend." 

(5) § 6 Abs. 6 des Personalstärkegesetzes vom 
20. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2376) wird aufgehoben. 

(6) § 6 der Verordnung über nicht überführte 
Leistungen der Sonderversorgungssysteme der DDR 
vom 26. Juni 1992 (BGBl. I S. 1174), die zuletzt durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 15. Dezember 1995 
(BGBl. I  S. 1824) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Absatz 2 wird aufgehoben. 

2. Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz. 

(7) § 31 Abs. 6 des Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Oktober 1992 (BGBl. I  S. 1782), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Zentralbankrat erläßt mit Zustimmung der 
Bundesregierung die Vorschriften über die Vorbil-
dung und die Laufbahnen der Beamten der Deut-
schen Bundesbank sowie im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium des Innern die besonde-
ren Vorschriften für die einzelnen Laufbahnen 
(Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnun-
gen). " 

2. In Satz 2 wird das Wort  „Er" durch die Worte „Der 
Zentralbankrat" ersetzt. 

(8) In Artikel 17 Satz 1 des Gesetzes zur Änderung 
des Beamtenversorgungsgesetzes und sonstiger 
dienst- und versorgungsrechtlicher Vorschriften vom 
18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2218, 2234) werden die 
Worte „zu Beginn" durch das Wort  „in" ersetzt. 

Artikel 18 

Übergangsvorschriften 

(1) Zeiten der Wahrnehmung von Funktionen nach 
Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe b, Nummer 5 a Abs. 1 
und Nummer 30 in der bis zum ... (Tag vor Inkraft-
treten) geltenden Fassung der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bun-
desbesoldungsgesetzes durch Arbeitnehmer, die als 
Soldaten für diesen Zweck beurlaubt worden sind, 
stehen Zeiten einer zulageberechtigenden Verwen-
dung nach Nummer 3 a Abs. 1 der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B in der 
bis ... (Tag vor Inkrafttreten) geltenden Fassung 
gleich. 

(2) Artikel 5 Nr. 20 Buchstabe n dieses Gesetzes 
und § 81 des Bundesbesoldungsgesetzes gelten ent-
sprechend für Zulagen nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Übernahme der Beamten und Arbeitnehmer der 
Bundesanstalt für Flugsicherung vom 23. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1370, 1376). 

(3) Für die Zeit vom 1. Juli 1997 bis zum ... (Tag vor 
Inkrafttreten) wird in den Fällen des § 63 Abs. 1 Nr. 2 
bis 12 des Soldatenversorgungsgesetzes die einma-
lige Unfallentschädigung bei Unfällen im Sinne des 
§ 63a Abs. 4 und des § 63 d in Verbindung mit § 63 a 
Abs. 4 des Soldatenversorgungsgesetzes um fünfzig 
vom Hundert erhöht. 

Artikel 19 

Neubekanntmachungserlaubnisse 

(1) Das Bundesministerium des Innern kann den 
Wortlaut des Beamtenrechtsrahmengesetzes, des 
Bundesbeamtengesetzes, des Bundesbesoldungs-
gesetzes, des Gesetzes über die Gewährung einer 
jährlichen Sonderzuwendung, des Gesetzes über 
vermögenswirksame Leistungen für Beamte, Rich-
ter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, des Ur-
laubsgeldgesetzes und des Beamtenversorgungs-
gesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt-
machen. 

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann 
den Wortlaut des Soldatengesetzes und des Solda-
tenversorgungsgesetzes in der vom Inkrafttreten die-
ses Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesge-
setzblatt bekanntmachen. 

(3) Das Bundesministerium der Justiz kann den 
Wortlaut des Deutschen Richtergesetzes in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 20 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 14, 15, 16 und 17 Abs. 6 beru-
henden Teile der do rt  geänderten Rechtsverordnun- 
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gen können auf Grund der jeweils einschlägigen Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung geändert wer-
den. 

Artikel 21 

Umsetzungspflicht 

Die Verpflichtung der Länder aus Artikel 75 Abs. 3 
des Grundgesetzes ist bis zum 1. Januar 2000 zu er-
füllen. 

Artikel 22 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ... (Tag des Inkrafttre-
tens) in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. mit Wirkung vom 1. Januar 1993 Artikel 18 Abs. 1, 

2. mit Wirkung vom 1. Januar 1997 Artikel 14 Nr. 2 
Buchstabe a und Artikel 15 Nr. 3 Buchstabe b, 

3. mit Wirkung vom 1. Juli 1997 Artikel 6 Nr. 34, Arti-
kel 7 Nr. 42 und Artikel 18 Abs. 3, 

4. am 1. Januar 2000 Artikel 2 Nr. 4 und 5, Artikel 3 
Nr. 2 sowie Artikel 6 Nr. 7 Buchstabe a, Nr. 21, 
Nr. 35, soweit § 69 c Abs. 5, 7 und 8 (Beamtenver-
sorgungsgesetz) eingefügt werden, und Nr. 36, 

5. am 1. Januar 2002 Artikel 7 Nr. 15, 

6. am 1. Januar 2007 Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe a 
und b sowie Nr. 2 und 3. 

Anlage 1 
„ (Anlage VIII) 

Anwärtergrundbetrag 
(Monatsbeträge in DM) 

Eingangsamt, in das der Anwärter nach Abschluß 
des Vorbereitungsdienstes unmi ttelbar eintritt 

Grund

-

betrag 

A 1 bis A 4 	  1 240 

A 5 bis A 8 	  1 430 

A 9 bis A 11 	  1 515 

A 12 	  1 735 

A 13 	  1 785 

A 13 + Zulage 
(Nummer 27 Abs. 1 Buchstabe c der Vorbemerkungen zu den Bundesbesol- 
dungsordnungen A und B) oder R 1 	  1 840" 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Alle Alterssicherungssysteme stehen in Zukunft vor 
großen Problemen, da vor allem die demographische 
Entwicklung (höhere Lebenserwartung, sinkende 
Geburtenzahlen) ansteigende Kosten - auch in der 
Beamtenversorgung - mit sich bringt. 

Insbesondere beeinflußt die Laufzeit der Leistungen 
die Kosten entscheidend, so daß gerade dem Trend 
zur sogenannten „Frühpensionierung" entgegenge-
wirkt werden muß. Je früher jemand in den Ruhe-
stand versetzt wird, um so höher sind die Versor-
gungskosten. Die Untersuchungen des Versorgungs-
berichts der Bundesregierung belegen, daß im Jahr 
1993 nur jeder fünfte Beamte bis zum Erreichen einer 
gesetzlichen Altersgrenze im aktiven Dienst geblie-
ben ist. Die meisten Beamten wurden im Wege der 
Frühpensionierung wegen vorzeitiger Dienstun-
fähigkeit in den Ruhestand versetzt. In mehr als der 
Hälfte aller Fälle trat diese zwischen dem 50. und 
60. Lebensjahr und insbesondere nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres ein. Das durchschnittliche 
Pensionseintrittsalter aller Beamten lag mit knapp 
59 Jahren - wie auch in anderen Alterssicherungs

-
systemen - sechs Jahre unterhalb der gesetzlichen 
Altersgrenze. Gleichzeitig steigt die Lebenserwar-
tung und verlängert ebenfa lls die Dauer des Bezugs 
von Versorgungsleistungen. 

Weil aber die Höhe der Versorgungskosten maßgeb-
lich auch durch die Bezugsdauer der Versorgungslei-
stungen bestimmt wird, sind gesetzgeberische Maß-
nahmen geboten, die die festzustellende Tendenz 
zur Frühpensionierung durchbrechen und zu einer 
Verlängerung der durchschnittlichen Lebensarbeits-
zeit führen. 

Für die Versorgungssysteme des öffentlichen Dien-
stes hat die Bundesregierung mit dem Versorgungs-
bericht die Grundlage für die notwendigen Anpas-
sungen angesichts der steigenden Belastungen erar-
beitet. 

Der Versorgungsbericht der Bundesregierung, der 
erstmals in der Geschichte des öffentlichen Dienstes 
eine verläßliche Grundlage für weit vorausschauen-
de Prognosen der künftigen Entwicklung der Versor-
gungskosten liefert, hat gezeigt, daß diese auch in 
den kommenden Jahren deutlich ansteigen werden. 

Es gilt daher, die künftige Entwicklung der Versor-
gungskosten durch maßvolle Korrekturen im, nicht 
am Versorgungssystem angemessen zu begrenzen, 
um die Belastungen der öffentlichen Haushalte im 
Rahmen der Finanzierbarkeit zu halten. Der damit 
angestrebten langfristigen Sicherung der Staats-
finanzen kommt insbesondere vor dem geschicht-
lichen Hintergrund der Wiederherstellung der Ein-
heit Deutschlands überragende Bedeutung zu. 

Der Versorgungsbericht mit seinem politischen Fazit 
beschränkt sich nicht auf eine reine Sachdarstellung, 
sondern enthält vielmehr umfangreiche Vorschläge 
für Änderungen in der Beamtenversorgung und der 
tariflichen Zusatzversorgung, mit denen der Kosten-
anstieg begrenzt werden soll. Darüber hinaus wird 
der Aufbau einer Rücklage, die durch Einkommens-
verzicht der Mitarbeiter und Versorgungsberechtig-
ten gebildet wird, zur Stärkung der Finanzierungs-
grundlage im Zeitraum der höchsten Belastung vor-
geschlagen. 

Ein erheblicher Teil der Vorschläge des Versorgungs-
berichts ist mit dem Dienstrechtsreformgesetz zeit-
nah umgesetzt worden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der weiteren 
Umsetzung des Versorgungsberichts. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Beamtenrechtsrahmen-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 14c) 

Artikel 30 in Verbindung mit Anhang VII Kapitel A 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum vom 2. Mai 1992 räumt den Staatsangehörigen 
der Vertragsstaaten dieses Abkommens hinsichtlich 
der Richtlinie 89/48/EWG eine gleichartige Rechts-
stellung wie Staatsangehörigen der Europäischen 
Gemeinschaften ein. Die Überschrift steht zu dieser 
Rechtslage im Widerspruch. Durch die Streichung 
werden Mißverständnisse bei der Rechtsanwendung 
vermieden. Außerdem wird die Richtlinie 92/51/· 
EWG vom 18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine 
Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähi-
gungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/· 
EWG (ABl. EG 1992 Nr. L 209 S. 25) umgesetzt. Die 
Richtlinie erstreckt sich auf die Ausbildungsebene, 
die von der ersten allgemeinen Regelung nicht erfaßt 
wurde. 

Zu Nummer 2 (§ 25) 

Durch die Regelung wird festgelegt, daß besondere 
Altersgrenzen das vollendete 61. Lebensjahr nicht 
unterschreiten dürfen. Damit ist die im Vollzugsbe-
reich der Länder (Polizei, Feuerwehr, Justiz) geltende 
besondere Altersgrenze des vollendeten 60. Lebens-
jahres generell um ein Jahr anzuheben. 

Durch die Regelung wird die Entscheidung des 
Dienstrechtsreformgesetzes, in der allgemeinen Ver-
waltung die Antragsaltersgrenze auf 63 Jahre anzu-
heben und den Versorgungsabschlag vorzuziehen, 
unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse 
auch im Vollzugsbereich nachvollzogen. Ein Beamter 
im allgemeinen Verwaltungsdienst kann zukünftig 
vor dem 65. Lebensjahr nur noch unter Inkaufnahme 
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eines Versorgungsabschlags ausscheiden. Vor die-
sem Hintergrund ist die Anhebung im Polizeibereich 
um ein Jahr maßvoll und vertretbar. 

Die gesetzliche Altersgrenze für den Vollzugsbereich 
liegt auch nach der Neuregelung noch vier Jahre vor 
der allgemeinen gesetzlichen Altersgrenze. Damit 
wird den besonderen Belastungen der Vollzugsbe-
amten auch künftig in ausreichendem Maße Rech-
nung getragen. 

Zu Nummer 3 (§ 26) 

Die für den Vollzugsbereich bisher bestehende be-
sondere Altersgrenze des vollendeten 60. Lebens-
jahres wird in eine besondere Antragsaltersgrenze 
umgewandelt. Damit kann der Beamte, für den zu-
künftig die besondere Altersgrenze des vollendeten 
61. Lebensjahres gilt (vgl. Nummer 2), weiterhin auf 
Antrag mit Vollendung des 60. Lebensjahres in den 
Ruhestand versetzt werden (unter Anwendung der 
Bestimmungen über den Versorgungsabschlag). 

Darüber hinaus entfällt die Verpflichtung des schwer

-

behinderten Beamten, der von der Antragsalters-
grenze der Nummer 1 Gebrauch macht, nicht mehr 
als monatlich ein Siebtel der monatlichen Bezugs-
größe (§ 18 Viertes Buch Sozialgesetzbuch) hinzuzu-
verdienen. Diese Verpflichtung ist künftig nicht mehr 
gerechtfertigt, da auch der schwerbehinderte Beamte 
von Versorgungsabschlägen betroffen ist (vgl. Arti-
kel 6 Nr. 7 Buchstabe a) und Hinzuverdienst künftig 
generell in verstärktem Umfang auf die Versorgung 
angerechnet wird. 

Zu Nummer 4 

1. § 26 a Abs. 1 

Einen wesentlichen Einfluß auf die zukünftigen 
Versorgungskosten haben Frühpensionierungen, 
da die längere Laufzeit der Versorgung die Versor-
gungskosten entscheidend beeinflußt. Je früher 
ein Beamter in den Ruhestand versetzt wird, um so 
höher sind die vom Dienstherrn zu tragenden Ver-
sorgungskosten. Es geht hierbei aber auch um den 
grundsätzlichen Aspekt der Erhaltung der vollen 
Leistungskraft des Berufsbeamtentums. 

Aus diesem Grunde sind bereits durch das Dienst-
rechtsreformgesetz (BGBl. I  S. 322) erste Maßnah-
men ergriffen worden, um vorzeitigen Versetzun-
gen in den Ruhestand besser entgegenzuwirken. 
Insbesondere soll der Grundsatz „Rehabi litation 
vor Versorgung" dadurch stärker Anwendung fin-
den, daß eine anderweitige Verwendung auch in 
einer anderen Laufbahn - mit Verpflichtung zur 
Umschulung - möglich ist. Eine Versetzung des 
Beamten in den Ruhestand wegen Dienstunfähig-
keit soll unterbleiben, wenn der Beamte gesund-
heitlich noch in der Lage ist, eine qualitativ andere 
Funktion wahrzunehmen. 

Nach bisheriger Rechtslage ist der Beamte, wenn 
keine andere Möglichkeit einer anderweitigen 
vollen Beschäftigung besteht, auch bei einer blo-
ßen Einschränkung seiner Dienstfähigkeit - aber 
keiner vollen Dienstunfähigkeit - in den Ruhe-
stand zu versetzen. Eine vom Dienstherrn verfügte 

quantitative Reduzierung der Dienstleistung im 
Hinblick auf eine nur noch teilweise verbliebene 
Arbeitskraft des Beamten ist bislang nicht mög-
lich. Die notwendige volle Nutzung der personel-
len Ressourcen gebietet es deshalb, bei Einschrän-
kungen der Dienstfähigkeit die rechtlichen Mög-
lichkeiten der weiteren dienstlichen Verwendung 
zu verbessern. 

Durch das neu eingefügte beamtenrechtliche In-
stitut einer „begrenzten Dienstfähigkeit" wird 
künftig ermöglicht, daß bei einer nur einge-
schränkten Dienstfähigkeit die verbliebene Ar-
beitskraft des Beamten dem Dienstherrn nutzbar 
gemacht wird, soweit die Einschränkung 50 v. H. 
nicht überschreitet. Neben dem Interesse des 
Dienstherrn an einer möglichst umfangreichen 
Ausnutzung der personellen Ressourcen wird 
auch dem Interesse des betroffenen Mitarbeiters 
Rechnung getragen. Dem Beamten, der bisher 
wegen nur eingeschränkter Dienstfähigkeit in den 
Ruhestand versetzt werden mußte, wird nunmehr 
ermöglicht, weiterhin am Arbeitsleben teilzuneh-
men. 

2. § 26 a Abs. 2 

Bei begrenzter Dienstfähigkeit wird der Umfang 
der möglichen Dienstleistung vom Dienstherrn 
festgestellt und die Arbeitszeit des Beamten ent-
sprechend reduziert. Es handelt sich nicht um eine 
Teilzeitbeschäftigung in dem in § 44 a BRRG vor-
ausgesetzten Sinne, daß der Beamte die ihm an 
sich mögliche Dienstleistung nur teilweise er-
bringt. Bei begrenzter Dienstfähigkeit leistet der 
Beamte im Rahmen seiner gesundheitlichen Mög-
lichkeiten den ihm möglichen Dienst. Das wird 
bei den besoldungsrechtlichen Auswirkungen be-
rücksichtigt (vgl. Artikel 5 Nr. 17). 

Der Beamte verbleibt in seinem statusrechtlichen 
Amt und wird grundsätzlich in seiner bisherigen 
Tätigkeit weiter verwendet. Die Übertragung 
einer Tätigkeit, die nicht seinem Amt entspricht, 
ist im Hinblick auf das Recht des Beamten an einer 
seinem Amt entsprechenden Tätigkeit .an seine 
Zustimmung gebunden. Das Gebot der funktions-
gerechten Besoldung gebietet allerdings, daß auch 
mit Zustimmung des Beamten in der Regel nur 
eine Funktion übertragen wird, die in der Wertig-
keit der bisherigen Tätigkeit vergleichbar ist. 

3. § 26 a Abs. 3 

Die Regelung stellt klar, daß vor einer einge-
schränkten Verwendung des Beamten grundsätz-
lich zunächst die Möglichkeiten einer anderwei-
tigen vollen Verwendung nach dem Grundsatz 
„Rehabilitation vor Versorgung" zu prüfen sind. 

4. § 26 a Abs. 4 

Die Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit 
ist zugleich Feststellung einer Teildienstunfähig-
keit. Über die begrenzte Dienstfähigkeit ist daher 
wie bei der Feststellung der Dienstunfähigkeit in 
einem förmlichen Verfahren zu entscheiden, wenn 
der Beamte Einwendungen erhebt. 

Die nebentätigkeitsrechtlichen Regelungen, die 
z. B. hinsichtlich des zulässigen zeitlichen Um- 
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fangs von Nebentätigkeit auf die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit abstellen, setzen eine 
zeitlich nicht eingeschränkte Dienstleistung vor-
aus. Die Wahrung der dienstlichen Belange erfor-
dert es deshalb, daß bei nur noch begrenzt dienst-
fähigen Beamten von deren persönlicher regel-
mäßiger Arbeitszeit auszugehen ist. 

5. § 26 Abs. 5 

Die gesetzliche Regelung wird zunächst auf sechs 
Jahre befristet. Vor Ablauf der Befristung wird zu 
überprüfen sein, ob sich die Regelung bewährt hat 
und die  Befristung  entfallen kann. 

Zu Nummer 5 (§ 45) 

Redaktionelle Folgeänderung zu der unter Nummer 3 
vorgesehenen Neufassung des § 26 Abs. 4, in der der 
bisherige letzte Satz entfallen ist. 

Zu Nummer 6 (§ 122) 

Ist zum Ausgleich eines inhaltlichen oder zeitlichen 
Ausbildungsdefizits eine nach Artikel 4 Abs. 1 der 
Richtlinie 89/48/EWG zulässige Ausgleichsmaßnah-
me erforderlich und schließt der Diplominhaber diese 
erfolgreich ab, erwirbt er damit die Befähigung für 
eine bestimmte Laufbahn. Dem Interesse der Mobili-
tät des öffentlichen Dienstes wie auch dem Anliegen 
der europäischen Integration auf dem Gebiet der 
Freizügigkeit wäre es nicht dienlich, wenn sich der 
Diplominhaber bei einem Wechsel des Dienstherrn 
erneut dem Anerkennungsverfahren unterziehen 
müßte. Die von einem anderen Dienstherrn auf der 
Grundlage der Richtlinie 89/48/EWG ge troffene Ent-
scheidung muß deshalb verbindlich sein für alle 
Dienstherren, es sei denn, die Voraussetzungen haben 
sich zwischenzeitlich geändert. Dies gilt in gleicher 
Weise für Entscheidungen, die auf der Grundlage 
der Richtlinie 92/51/EWG ge troffen worden sind. 

Zu Nummer 7 (§ 122a) 

Eine Befähigung, die auf Grund des Einigungsvertra-
ges festgestellt wird, fällt nicht unter die Regelung 
des § 122 Abs. 2 BRRG. Sie gilt daher nur für den Be-
reich des jewei ligen Dienstherrn. 

Diese Regelung entspricht nicht mehr den personal-
wirtschaftlichen Anforderungen. 

Zwar können sogenannte Bewährungsbewerber 
auch nach der jetzigen Rechtslage von einem ande-
ren Dienstherrn übernommen werden, jedoch nur 
durch Übernahme als anderer Bewerber mit Zustim-
mung der unabhängigen Stelle (Bundes- oder Lan-
despersonalausschuß) . 

Die vorgesehene Änderung des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes wird den Dienstherrnwechsel erleich-
tern. 

Im Bund-Länder-Arbeitskreis für Beamtenrechtsfra-
gen ist Einvernehmen erzielt worden, daß das Beam-
tenrechtsrahmengesetz so zu ändern ist, daß eine a ll

-gemeine Anerkennung einer auf Grund des Eini-
gungsvertrages erworbenen Befähigung dann er-
folgt, wenn eine anschließende mehrjährige ein-
schlägige Tätigkeit in der Laufbahn vorliegt. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Bundesbeamtengesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 15) 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 1. Juni 1995 (Az.: 2 C 16.94) müssen die wesent-
lichen Regelungen der Laufbahnprüfungen von Be-
amtenanwärtern, die bisher als Allgemeine Verwal-
tungsvorschriften (Laufbahn-, Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen) erlassen worden sind, durch Ge-
setz oder Rechtsverordnung geregelt werden. Die 
Zuständigkeit für den Erlaß der Rechtsverordnungen 
für die, einzelnen Laufbahnen soll bei den fachlich 
zuständigen obersten Dienstbehörden liegen; die Zu-
ständigkeit wird in der Rechtsverordnung nach § 15 
Abs. 2 Satz 1 geregelt. Zur Wahrung der weitgehen-
den Einheitlichkeit der Regelungen ist das Einver-
nehmen des Bundesministeriums des Innern vorge-
sehen. Die Rechtsverordnungen sollen auch die Vor-
schriften über die Zulassung zur Einführung in die 
Aufgaben einer höheren Laufbahn (Aufstieg) ent-
halten. 

Zu Nummer 2 (§ 20 a) 

Die Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 gilt entsprechend. 
Die Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zustim-
mung des Bundesrates. 

Zu Nummer 3 (§ 36) 

Mit den Änderungen in § 36 des Bundesbeamtenge-
setzes wird die Zahl der politischen Beamten verrin-
gert und damit zugleich der Kreis der Beamten auf 
Lebenszeit begrenzt, die jederzeit in den einstweili-
gen Ruhestand versetzt werden können. Auf diese 
Weise sollen dem Ausnahmecharakter der Regelung 
besser Rechnung getragen und zugleich zusätzliche 
Versorgungskosten, die bei Lebenszeitbeamten vor 
Erreichen der Altersgrenze entstehen, begrenzt wer-
den: 

- Künftig zählen im höheren Dienst des auswärtigen 
Dienstes nur noch die Beamten ab der Besol-
dungsgruppe B 3 zu den politischen Beamten. 
Lediglich die Botschafter in der Besoldungsgruppe 
A 16 bleiben auch künftig in diesem Status. 

- Politische Beamte im Bereich des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz sollen in Zukunft nur noch der 
Präsident und der Vizepräsident sein; im Bereich 
des Bundesnachrichtendienstes über diesen Perso-
nenkreis hinaus die Beamten, die wie der Vizeprä-
sident ein Amt der Besoldungsgruppe B 6 beklei-
den. 

Wegen der Vergleichbarkeit der besonderen Auf-
gaben des Militärischen Abschirmdienstes mit de-
nen des Verfassungsschutzes und des Bundes-
nachrichtendienstes werden auch im Bereich des 
Amtes für den Militärischen Abschirmdienst der 
Präsident und der ständige Vertreter des Amts-
chefs in den Kreis der politischen Beamten einbe-
zogen. Sofern diese Funktionen von Berufsoffizie-
ren wahrgenommen werden, können solche Amts-
inhaber - wie schon in der Vergangenheit - gemäß 
§ 50 Soldatengesetz in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt werden. 
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Zu Nummer 4 (§ 41 a) 

Die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 gilt entsprechend 
für die Heraufsetzung der besonderen Altersgrenze 
im Feuerwehrdienst der Bundeswehr. 

Zu Nummer 5 (§ 42) 

Die Begründung zu Artikel 1 Nr. 3 gilt entsprechend. 

Zu Nummer 6 (§ 42a) 

Die Begründung zu Artikel 1 Nr. 4 gilt entsprechend. 

Zu Nummer 7 (§ 44) 

Redaktionelle Anpassung im Hinblick auf den neu

-

gefaßten § 47 Abs. 2 BBG (vgl. Nr. 8) 

Zu Nummer 8 (§ 47) 

Nach bisherigem Recht beginnt der Ruhestand bei 
Beamten, die auf ihren Antrag wegen Dienstunfähig-
keit vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden, 
grundsätzlich mit dem Ende der drei Monate, die auf 
den Monat folgen, in welchem dem Beamten die Ver-
fügung über die Versetzung in den Ruhestand zuge-
stellt worden ist. 

Für die festgelegte Frist von drei Monaten besteht 
insbesondere im Hinblick darauf, daß der Beamte 
selbst die Versetzung in den Ruhestand betreibt, we-
der verwaltungstechnisch noch unter Fürsorgeaspek-
ten ein zwingendes Bedürfnis. Dabei ist auch zu be-
rücksichtigen, daß der Beamte in der Regel schon vor 
der Ruhestandsversetzung über längere Zeit arbeits-
unfähig erkrankt war. Die Frist wird deshalb entspre-
chend der Regelung im Zwangspensionierungsver-
fahren dahin gehend verkürzt, daß der Beamte mit 
Ablauf des Monats in den Ruhestand tritt, in dem 
ihm die Verfügung mitgeteilt worden ist. 

Zu Nummer 9 (§ 32e) 

Zur Entlastung des Arbeitsmarktes wird die be-
stehende Altersgrenze für eine Beurlaubung bis zum 
Eintritt in den Ruhestand vorübergehend auf das 
50. Lebensjahr gesenkt. 

Zu Nummer 10 (§ 77) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 5. 

Zu Nummer 11 (§ 98) 

Die Vorschriften des § 98 Abs. 1 Nr. 1 und 2, nach 
denen der Bundespersonalausschuß bei der Vorbe-
reitung allgemeiner Regelungen der beamtenrecht-
lichen Verhältnisse und bei der Vorbereitung der 
Vorschriften über die Ausbildung, Prüfung und Fort-
bildung von Beamten mitzuwirken hat, sind prak-
tisch bedeutungslos. Sie sollten daher auch im Hin-
blick auf die Verwaltungsvereinfachung gestrichen 
werden. 

Die Vorschrift des § 171 Abs. 3 BBG, nach der Beamte 
Eingaben an den Bundespersonalausschuß richten 
können, sowie die mit dieser Vorschrift im Zusam-
menhang stehende Regelung des § 98 Abs. 1 Nr. 4 
BBG, wonach der Bundespersonalausschuß zu Be

-

schwerden von Beamten und zurückgewiesenen 
Bewerbern in Angelegenheiten von grundsätzlicher 
Bedeutung Stellung zu nehmen hat, haben keine 
praktische Bedeutung und sollten deshalb gestrichen 
werden. 

Zu Nummer 12 (§ 100) 

Folgeänderung aus Nummer 11. 

Zu Nummer 13 (§ 171) 

Die Begründung zu Nummer 11 gilt entsprechend. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundespolizeibeamten-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Zu Buchstabe a 

Im Bereich der Gebäude und sonstigen Räumlich-
keiten des Deutschen Bundestages obliegt nach 
Artikel 40 Abs. 2 Satz 1 GG dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages die gesamte polizeiliche Ge-
fahrenabwehr unter Ausschluß der Zuständigkeit der 
örtlichen Polizei, die aber zur Amtshilfe verpflichtet 
bleibt (Artikel 35 Abs. 1 GG). 

Zur Ausübung der Polizeigewalt bedient sich der 
Präsident grundsätzlich eigenen Personals, nämlich 
des Polizeivollzugsdienstes beim Deutschen Bundes-
tag. Für die Polizeivollzugsbeamten dieses Bereichs 
- die auch bei der Ausübung des Hausrechts und der 
Sitzungspolizei herangezogen werden - sind bislang 
nur die Laufbahnen des mittleren und des gehobe-
nen Polizeivollzugsdienstes eingerichtet. 

Angesichts der besonderen baulichen und organisa-
torischen Verhältnisse sowie der veränderten Sicher-
heitslage, die für den Deutschen Bundestag in Berlin 
gelten werden, sind diese Laufbahnen nicht mehr 
ausreichend. Vor allem die Funktionen des Referates 
Polizei- und Sicherungsdienst, des Leiters Einsatz 
und Verwendung und des Leiters Innendienst sind 
nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen 
Ämtern des höheren Dienstes zuzuordnen. Um diese 
Ämter in Anspruch nehmen zu können, bedarf es der 
Einrichtung der Laufbahn des höheren Polizeivoll-
zugsdienstes beim Deutschen Bundestag. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderungen wegen der Neufassung des § 15 
BBG (Artikel 2 Nr. 1). 

Zu Nummer 2 (§ 5) 

Die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 gilt entsprechend 
für die Heraufsetzung der besonderen Altersgrenze 
der Polizeivollzugsbeamten des Bundes. 

Zu Artikel 4 

Zu Nummer 1 (§ 44) 

Bei den Änderungen in Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 
handelt es sich um Folgeregelungen aus der Neu- 
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fassung des § 45. Die Änderung in Absatz 2 Satz 3 
ist eine redaktionelle Anpassung auf Grund des 
Artikels 2 Nr. 4 des Gesetzes vom 24. Juli 1995 
(BGBl. I S. 962). 

Zu Nummer 2 (§ 45) 

Im Hinblick auf das Ziel der Verringerung der Versor-
gungskosten werden die allgemeine Altersgrenze 
und die besonderen Altersgrenzen der Berufssolda-
ten, deren Anhebung um ein Jahr ab dem Jahr 2002 
bereits gesetzlich geregelt ist*), auf der Grundlage 
der ab dem Jahr 2002 geltenden Altersgrenzen 
jeweils um ein weiteres Jahr angehoben. Die unter-
schiedliche dienstgrad- und funktionsbezogene Fest-
legung der besonderen Altersgrenzen ist zur Wah-
rung der einsatzbestimmten Personalstruktur der 
Streitkräfte unverände rt  notwendig. Die inhaltliche 
Änderung der Vorschrift wurde zum Anlaß für eine 
redaktionelle Überarbeitung genommen. 

Zu Nummer 3 (§ 75) 

Um die aus der Anhebung der besonderen Alters-
grenzen folgenden Personalüberhänge der Streit-
kräfte möglichst gering zu halten und um die für die 
militärische Einsatzbereitschaft notwendige Perso-
nalstruktur zu erhalten, bedarf es einer gestaffelten 
Festlegung des Inkrafttretens der Anhebung der Al-
tersgrenzen im Zeitraum zwischen den Jahren 2007 
und 2015. Dies stellt die Übergangsvorschrift sicher. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Bundesbesoldungs-
gesetzes) 

Allgemeines 

1. Das Zulagensystem ist wegen der Vielzahl der Zu-
lagen und der detaillierten Einzelregelungen rela-
tiv unüberschaubar und deshalb reformbedürftig 
geworden. Mit der Straffung und Bereinigung 
wird seine Neuordnung eingeleitet. Dazu sind fol-
gende Maßnahmen vorgesehen: 

Stellenzulagen werden künftig bei den allgemei-
nen Besoldungsanpassungen nicht mehr automa-
tisch mit erhöht. Die im Jahr 1990 (für die meisten 
Stellenzulagen) eingeführte Automatik wird zu-
rückgenommen. 

Stellenzulagen gehören künftig ausnahmslos nicht 
mehr zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen. 
Anders als Amtszulagen sind sie nicht Bestandteil 

*) Gemäß Artikel 3 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit Artikel 20 
Abs. 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I 
S. 2218), Artikel 20 Abs. 2 in der Fassung des Artikels 5 Nr. 2 
des Gesetzes vom 6. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2588), wird 
§ 45 am 1. Januar 2002 wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 wird das Wort  „sechzigste" durch das Wort 

 „einundsechzigste " ersetzt. 
b) In Absatz 2 wird in Nummer 2 Buchstabe a das Wort 

 „dreiundfünfzigsten" durch das Wort  „vierundfünfzig-
sten", in Nummer 2 Buchstabe b das Wort  „fünfundfünf-
zigsten" durch das Wo rt  „sechsundfünfzigsten", in 
Nummer 2 Buchstabe c das Wort  „siebenundfünfzigsten" 
durch das Wort  „achtundfünfzigsten", in Nummer 2 
Buchstabe d das Wort  „neunundfünfzigsten" durch das 
Wort  „sechzigsten" und in Nummer 4 das Wo rt  „dreiund-
fünfzigsten" durch das Wort  „vierundfünfzigsten" er-
setzt. 

des Grundgehalts. Sie werden nur für die Dauer 
der Wahrnehmung einer herausgehobenen Funk-
tion gewährt, die mit dem Eintritt oder der Verset-
zung in den Ruhestand entfällt. Mit dem Wegfall 
der Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzulagen wird 
der vor 1990 für die meisten Zulagen bestehende 
Regelungszustand wiederhergeste llt. 

Durch Zusammenfassung, Anpassung der Höhe 
oder Streichung von Zulagen werden Änderungen 
der Bedarfslage und der Arbeitsmarktbedingun-
gen nachvollzogen. Durch Überleitungsregelun-
gen wird sichergestellt, daß der Wegfall der Ruhe-
gehaltfähigkeit und die sonstigen Änderungen 
nicht zu unbilligen Härten führen. 

2. Neben den Maßnahmen im Zulagenwesen, die zu 
einer Verringerung der Versorgungskosten in Zu-
kunft beitragen, ist der Aufbau einer Versorgungs-
rücklage vorgesehen: Die Beamten sollen durch 
Einbehaltung eines Teils der Besoldungsanpas-
sung (in Höhe von z. B. 0,2 Prozentpunkten der 
Tariferhöhungen im öffentlichen Dienst) in den 
Jahren 1999 bis 2013 zur Bildung der Versor-
gungsrücklage beitragen. Hierdurch wird zugleich 
eine allmähliche Absenkung des Besoldungs- und 
Versorgungsniveaus um bis zu 3 v. H. und eine 
Verringerung des Einkommenszuwachses der Be-
amten und Pensionäre erreicht. 

Durch Einstellung der Regelung im Bundesbesol-
dungsgesetz bleibt der Grundsatz der einheitli-
chen Besoldung und Versorgung in Bund und Län-
dern gewahrt. 

3. Im übrigen sind redaktionelle Bereinigungen im 
Bundesbesoldungsgesetz sowie in besoldungs-
rechtlichen Nebengesetzen vorgesehen. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Um eine einheitliche Berechnung der einzelnen Be-
zügebestandteile nach den „kaufmännischen" Run-
dungsregelungen zu gewährleisten, soll in das Bun-
desbesoldungsgesetz eine allgemeine Rundungsre-
gelung aufgenommen werden. Die kaufmännischen 
Rundungsregelungen sind bereits bei der allgemei-
nen Bezügeanpassung 1996/97 angewandt worden. 

Zu Nummer 2 (§ 3 a) 

Übertragung der für Beamte, Richter und Soldaten 
geltenden Regelung zur Kürzung der monatlichen 
Dienstbezüge auch auf Anwärter in Dienststellen in 
den Ländern, in denen die am 31. Dezember 1993 
bestehende Anzahl der gesetzlichen landesweiten 
Feiertage nicht um einen stets auf einen Werktag 
fallenden Feiertag vermindert worden ist. 

Zu Nummer 3 (§ 9 a) 

Die bisher nur für Beamte und für Richter im Bundes-
dienst (§ 46 des Deutschen Richtergesetzes) geltende 
Anrechnungsregelung soll auch auf Soldaten er-
streckt werden. Das ist sachgerecht und im Interesse 
der Gleichbehandlung a ller Besoldungsempfänger 
geboten. 
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Zu Nummer 4 (§ 14 a) 

Zu Absatz 1 

Mit der Bildung von Sondervermögen bei Bund und 
Ländern soll die Finanzierung der Versorgungslei-
stungen ab dem Jahr 2014 unterstützt werden. 

Zu Absatz 2 

Die Anpassung der Besoldung nach § 14 BBesG er-
folgt in der Regel durch Übertragung des Tarifab-
schlusses für die Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes. Bei künftigen Übertragungen sollen um 
einen in den jeweiligen Bundesbesoldungs- und 
-versorgungsanpassungsgesetzen festgesetzten Satz 
(i. d. R. 0,2 Prozentpunkte) abgesenkte Beträge in 
den Besoldungstabellen ausgewiesen werden. Damit 
werden die Besoldungsaufwendungen geteilt: ein 
Teil wird in die Besoldungstabellen weitergegeben, 
der andere Teil wird als globaler Versorgungsbeitrag 
den Sondervermögen beim Bund und bei den Län-
dern zugeführt. 

Die Mittel dürfen nur zweckgebunden zur Finanzie-
rung künftiger Versorgungsausgaben verwandt wer-
den. Die zweckgebundene Verwendung soll durch 
einen Beirat überwacht werden, dem auch Vertreter 
der Spitzenorganisationen der Beamten, Richter und 
Soldaten angehören. 

Zu Absatz 3 

Nähere Regelungen über Ausgestaltung und Verwal-
tung der Sondervermögen treffen der Bund und die 
Länder im Rahmen der Zweckbindung und ihrer 
Haushaltsselbständigkeit. Dabei wird davon ausge-
gangen, daß für die Verwaltung der Sondervermögen 
im kommunalen Bereich die bestehenden kommuna-
len Versorgungskassen berücksichtigt werden. 

Im übrigen wird bis zum Jahr 2005 die Wirkungs-
gleichheit der Regelungen im Dienstrecht im Verhält-
nis zu den Regelungen im Rentenreformgesetz 1999 
überprüft. 

Zu Nummer 5 (§ 17) 

Die durch Gesetz geregelte Besoldung einschließlich 
etwaiger Stellen- und Erschwerniszulagen darf nicht 
im Verwaltungswege durch weitere Leistungen zur 
Bestreitung des allgemeinen Lebensunterhalts er-
gänzt werden. Es dürfen nicht im Ergebnis Leistun-
gen ohne gesetzliche Grundlage erbracht werden, 
die der Sache nach Besoldung darstellen. Nicht die 
Alimentation, sondern die Kostenerstattung muß im 
Vordergrund stehen. 

a) Festgelegt werden die engen Grenzen, innerhalb 
derer einem Besoldungsempfänger neben seiner 
Besoldung Aufwandsentschädigungen gewährt 
werden dürfen. Eine Aufwandsentschädigung ist 
nur dann zulässig, wenn 

- die Aufwendungen ausschließlich dienstlich er-
forderlich und deshalb dem Dienstherrn zuzu-
rechnen sind, weil er den Besoldungsempfänger 
veranlaßt, Aufwendungen zu machen, ohne die 

dieser außerstande wäre, die ihm übertragenen 
dienstlichen Aufgaben zu erfüllen und 

- die Übernahme dem Besoldungsempfänger 
nicht zuzumuten ist. 

Es ist mithin nicht zulässig, einzelnen Beamten, 
Richtern oder Soldaten oder Gruppen von ihnen 
als Aufwandsentschädigung deklarierte Leistun-
gen zukommen zu lassen, denen kein außerge-
wöhnlicher Aufwand gegenübersteht. 

Unzumutbar ist die Übernahme eines Mehrauf-
wandes, wenn der amtsangemessene Lebens-
unterhalt des Besoldungsempfängers ohne einen 
finanziellen Ausgleich spürbar berührt wird bzw. 
eine deutliche Verkürzung seiner Besoldung ein-
tritt. 

b) Der Aufwand braucht nicht im Einzelfall abge-
rechnet, sondern darf unter bestimmten Vorausset-
zungen in typisierender und pauschalierender 
Weise abgegolten werden. Auf Grund tatsächli

-

cher Anhaltspunkte bzw. tatsächlicher Erhebun-
gen muß nachvollziehbar sein, daß und in welcher 
ungefähren Höhe dienstbezogene finanzielle Auf-
wendungen typischerweise entstehen. Als abgelt-
barer dienstbezogener Aufwand kommt nicht 
schon eine allgemein aufwendigere Lebensfüh-
rung in Betracht. Auch genügen bloße Mutmaßun-
gen über dienstbezogene finanzielle Aufwendun-
gen ohne hinreichende, eine wirklichkeitsnahe 
Schätzung ermöglichende tatsächliche Anhalts-
punkte nicht. Aufwandsentschädigungen in festen 
Monatsbeträgen sind wegen ihrer Nähe zur Be-
soldung an das Einvernehmen des für das Besol-
dungsrecht zuständigen Ministeriums geknüpft. 

Zu Nummer 6 (§ 39) 

Anwärter haben künftig - wie andere Besoldungs-
empfänger - Anspruch auf Familienzuschlag; der 
Anwärterverheiratetenzuschlag (§ 62) entfällt. Die 
Höhe des Familienzuschlags richtet sich nach der Be-
soldungsgruppe des künftigen Eingangsamtes. 

Zu Nummer 7 (§ 40) 

Redaktionelle Folgeänderungen wegen des Wegfalls 
des Anwärterverheiratetenzuschlags, Klarstellung 
einer Konkurrenzregelung und Klarstellung zum 
Austausch von Vergleichsmitteilungen bei Konkur-
renzregelungen. 

Zu Nummer 8 (§ 46 Abs. 3) 

§ 46 regelt Zulagen für die Wahrnehmung eines hö-
herwertigen Amtes. Der Absatz 3 dieser Vorschrift, 
der der Vorbemerkung Nummer 3 a zu den Bundes-
besoldungsordnungen A und B nachgebildet war, 
bestimmte, daß die Zulage nach einem zehnjährigen 
Bezug ruhegehaltfähig ist. Zulagen sind jedoch nach 
der Neustrukturierung künftig nicht mehr ruhege-
haltfähig. 

Zu Nummer 9 (§ 48 Abs. 2) 

Änderung der Ermächtigungsgrundlage für die Län

-

der zur Neuregelung der Sitzungsvergütung für 
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Kommunalbeamte, die als Protokollführer an den Sit-
zungen des Gemeinderates oder seiner Ausschüsse 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit teilnehmen. 
Auf Grund eines im Länderbereich abgestimmten 
Vorschlags sollen der Einwohnergrenzwert und die 
seit 1980 unveränderten Höchstbeträge der Sitzungs-
vergütung angehoben werden. Die Länder beabsich-
tigen außerdem, die Struktur der Sitzungsvergütung 
durch eigene Regelungen zu ändern. 

Zu Nummer 10 (§ 49 Abs. 2 Satz 2) 

Die Vorschrift regelte die Möglichkeit, Teile der Voll-
streckungsvergütung für Gerichtsvollzieher für ruhe-
gehaltfähig zu erklären. Zulagen sind jedoch nach 
der Neustrukturierung künftig nicht mehr ruhe-
gehaltfähig; entsprechendes gilt auch für die Voll-
streckungsvergütung. 

Zu Nummer 11 (§ 57) 

Nach der umfassenden Neuregelung der Vorschrift 
über die Ausgleichszulage (§ 13 BBesG) durch das 
Reformgesetz ist es geboten, auch Ausgleichszula-
gen in die Bemessungsgrundlage für die Berechnung 
des Mietzuschusses einzubeziehen, weil es sonst zu 
unvertretbaren Ergebnissen kommen kann. Klarstel-
lend ist dies ebenfalls für Überleitungszulagen erfor-
derlich. 

Zu Nummer 12 (§ 59) 

Den Ausbildungsträgern - in erster Linie also den 
Ländern - soll es erleichtert werden, die gestiegene 
Zahl von Bewerbern  schneller in die Ausbildung zu 
übernehmen und auch in den klassischen Anwärter-
bereichen des Verwaltungsdienstes ggf. über Bedarf 
auszubilden. 

Um der veränderten Situation Rechnung zu tragen, 
werden die Anwärtergrundbeträge um ca. 5 v. H. ab-
gesenkt, der Alterszuschlag abgeschafft und der Ver-
heiratetenzuschlag auf die Beträge des Familien-
zuschlags nach dem Reformgesetz umgestellt. Der 
Familienzuschlag gilt damit einheitlich für alle Besol-
dungsempfänger. 

Zu Nummer 13 (§ 60) 

Nach dem bisherigen Recht wurde der Anwärterver-
heiratetenzuschlag als Bestandteil der Anwärter-
bezüge weitergezahlt. Dies gilt künftig für den Fami-
lienzuschlag. 

Zu Nummer 14 (§ 62) 

Vergleiche Begründung zu § 59. 

Zu Nummer 15 (§§ 63 und 64) 

Redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 16 (§ 65) 

Zu Buchstabe a 

In die Anrechnungsregelung ist an Stelle des wegge-
fallenen Anwärterverheiratetenzuschlags der Fami-
lienzuschlag einzubeziehen. 

Zu Buchstabe b 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts liegt eine hauptberufliche Tätigkeit in einem 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnis erst vor, wenn die 
Arbeitskraft des Beschäftigten überwiegend, d. h. mit 
mehr als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, be-
ansprucht wird. Die Änderung ist daher erforderlich, 
um auch Arbeitsverhältnisse, die den Beschäftigten 
mit der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bean-
spruchen, zu erfassen. 

Zu Nummer 17 (§ 72a) 

Besoldungsrechtliche Folgeänderung im Hinblick 
auf die Einführung einer beamtenrechtlichen Rege-
lung zur Teildienstfähigkeit (§ 26a BRRG, § 42 a 
BBG). 

Die besoldungsrechtliche Konstruktion geht von 
einem dreistufigen Modell aus: Der begrenzt dienst-
fähige Beamte erhält Besoldung. Sie wird in entspre-
chender Anwendung des § 6 festgesetzt, mindestens 
jedoch in der Höhe des Ruhegehalts, das er zum Zeit-
punkt der Feststellung seiner begrenzten Dienst-
fähigkeit im Falle seiner Versetzung in den Ruhe-
stand wegen Dienstunfähigkeit erhalten hätte (Ab-
satz 1). Zusätzlich kann ihm als besoldungsrecht-
licher Anreiz ein Zuschlag zu diesen Bezügen ge-
währt werden (Absatz 2); die Summe darf jedoch 
nicht die Bezüge übersteigen, die der Beamte bei 
Vollzeitbeschäftigung erhalten würde. Die Höhe des 
Zuschlags können Bund und Länder durch Rechts-
verordnung bestimmen. Die Bemessung dieses Zu-
schlags muß der Tatsache deutlich Rechnung tragen, 
daß der Beamte nicht mehr seinen vollen Dienst 
leistet. 

Zu Nummer 18 (§§ 74, 77, 80a) 

Redaktionelle Bereinigung zeitlich überholter oder 
gegenstandsloser Vorschriften. 

Zu Nummer 19 

Zu § 81 

Zu Absatz 1 

Der Wegfall einer Zulage (z. B. Technikerzulage, Pro-
grammierzulage) oder die Verringerung einer Zulage 
(z. B. Sicherheitszulagen) wird durch eine aufzehr-
bare Ausgleichszulage ausgeglichen; damit werden 
die aktuellen Bezüge nicht gemindert. 

Zu Absatz 2 

Beim Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit von Stellen-
zulagen wird durch Übergangsregelungen sicherge-
stellt, daß die Ruhegehaltfähigkeit der Zulage für 
Beamte erhalten bleibt, die bis zum Jahr 2007 bzw. 
2010 in den Ruhestand treten. Damit wird in diesen 
Fällen verfestigten Erwartungen Rechnung getra-
gen. Dabei kann die Zehnjahresfrist des bisherigen 
Rechts auch noch aufgefüllt werden, wenn im Zeit-
punkt des Inkrafttretens die Zulage bereits bezogen 
worden ist. 
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Zu § 82 

Besitzstandsregelung zugunsten der Anwärter, die 
sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
noch im Vorbereitungsdienst befinden. 

Zu Nummer 20 

Zu Buchstabe a 

Vorbemerkung Nummer 3 a: 
Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzulagen 

Bis 1990 waren - von wenigen Ausnahmen abgese-
hen - Stellenzulagen nicht ruhegehaltfähig; dies ent-
sprach der allgemeinen Regelungskonzeption des 
Gesetzgebers. 

1990 ist die Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzulagen 
erheblich ausgeweitet worden; dabei wurden abwei-
chend vom Versorgungsgrundprinzip (Anknüpfung 
an das zuletzt bezogene Gehalt) die Stellenzulagen 
bereits nach zehnjährigem Bezug für ruhegehaltfä-
hig erklärt, also unabhängig davon, ob sie beim Ein-
tritt in den Ruhestand noch zustanden oder nicht. Da-
nach reichte es aus, wenn eine Zulage irgendwann 
im Berufsleben für zehn Jahre bezogen wurde. Sie 
war auch Bestandteil des Grundgehalts, wenn sie 
später wegfiel, der Beamte zwischenzeitlich beför-
dert wurde oder andere Zulagen erhielten, die u. U. 
ebenfalls ruhegehaltfähig waren. Bemessungsgrund-
lage war nicht die Höhe der Zulage, wie sie früher 
tatsächlich bezogen wurde, sondern die jeweils gül-
tige Betragshöhe bei Zahlung der Versorgung. 

Diese Regelung galt für folgende Zulagen: 

Polizei und Zollverwaltung, Feuerwehr, Sicherheits-
dienste, Justizvollzug im Beamtenbereich sowie im 
Soldatenbereich für Marine, Außen- und Gelände-
dienst, Kompaniefeldwebel, Flugsicherung und bei 
Verwendung als Nachprüfer für Luftfahrtgerät. 

Durch die Streichung der Vorschrift wird der frühere, 
über Jahrzehnte gewachsene Rechtszustand wieder-
hergestellt; Übergangsregelungen vermeiden beson-
dere Härten. Die Maßnahme ist unmittelbar versor-
gungsbezogen und führt zukünftig zu Einsparungen 
bei den Versorgungslasten. 

Zu Buchstabe b 

Vorbemerkung Nummer 5 a: 
Zulage für Beamte und Soldaten im militärischen 
Flugsicherungsbetrieb, im Radarführungsdienst oder 
Tiefflugüberwachungsdienst sowie im Geophysikali-
schen Beratungsdienst der Bundeswehr 

Redaktionelle Folgeänderung zum Wegfall der 
Ruhegehaltfähigkeit von Zulagen (Vorbemerkung 
Nummer 3 a), Bereinigung. 

Zu Buchstabe c 

Vorbemerkung Nummer 6: 
Zulage für Soldaten und Beamte als fliegendes Personal 

Redaktionelle Folgeänderung zum Wegfall der Ruhe-
gehaltfähigkeit von Zulagen (Vorbemerkung Num-
mer 3 a) und zur Streichung der Vorbemerkung Num-
mer 23. 

Zu Buchstabe d 

Vorbemerkung Nummer 8: 
Zulage für Beamte und Soldaten bei Sicherheits-
diensten 

Bei den Sicherheitsdiensten des Bundes oder der 
Länder erhalten Beamte auf Widerruf, die Vorberei-
tungsdienst leisten, die Sicherheitszulage künftig 
nicht mehr, da sie nur begrenzt und vorübergehend 
den besonderen dienstlichen Anforderungen und Be-
lastungen ausgesetzt sind. 

Zu Buchstabe e 

Vorbemerkung Nummer 8 a: 
Zulage für Beamte der Bundeswehr und Soldaten in 
der Nachrichtengewinnung durch Fernmelde- und 
Elektronische Aufklärung 

Für die Gewährung der Zulage ist die Verwendung 
in der Nachrichtengewinnung von Bedeutung und 
nicht, daß der Beamte oder Soldat den Sicherheitsbe-
stimmungen unterliegt. Die Änderung dient der Klar-
stellung. 

Zu Buchstabe f 

Vorbemerkung Nummer 8 b: 
Zulage für Beamte bei dem Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik 

Vergleiche Begründung zu der Änderung der Vorbe-
merkung Nummer 8. 

Zu Buchstabe g 

Vorbemerkung Nummer 8 c: 
Zulage für Beamte bei dem Bundesausfuhramt 

Vorbemerkung Nummer 8 d: 
Zulage für Beamte mit Aufgaben nach dem Asylver-
fahrensgesetz 

Die Zulage nach der Vorbemerkung Nummer 8 c war 
1992 bei Errichtung des Bundesamtes zur Gewin-
nung besonders qualifizierter Mitarbeiter eingeführt 
worden. Sie hat wegen geänderter Arbeitsmarktbe-
dingungen ihre ursprüngliche Berechtigung verlo-
ren. 

Die Vorbemerkung Nummer 8 d war bis zum 31. De-
zember 1994 befristet (Bereinigung). 

Zu Buchstabe h 

Vorbemerkung Nummer 9: 
Zulage für Beamte und Soldaten mit vollzugspolizei-
lichen Aufgaben 

Redaktionelle Bereinigung; es gibt keine Bahnpoli-
zeibeamten und keinen Fahndungsdienst der Deut-
schen Bundesbahn mehr, da die Angehörigen der 
Bahnpolizei in den Bundesgrenzschutz überführt 
worden sind. 

Zu Buchstabe i 

Vorbemerkung Nummer 11: 
Zulage für Beamte bei öffentlich-rechtlichen Spar-
kassen 
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Die Zulage läuft mittlerweile weitestgehend leer, 
weil es in diesem Bereich nur noch bei den Ländern 
einige wenige Beamte gibt. 

Zu Buchstabe j 

Vorbemerkung Nummer 12: 
Zulage für Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen 
und Psychiatrischen Krankenanstalten 

Die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in Ab-
schiebehafteinrichtungen der Länder sind vergleich-
bar mit denen in Justizvollzugsanstalten. Aus Grün-
den der Gleichbehandlung und zur Schaffung finan-
zieller Anreize für die Personalgewinnung sollen Be-
amte, die in Abschiebehafteinrichtungen eingesetzt 
sind, in den zulageberechtigten Personenkreis der 
Nummer 12 der Vorbemerkungen zu den Bundesbe-
soldungsordnungen A und B (sog. Gitterzulage) auf-
genommen werden. Die Konkurrenzregelung stellt 
sicher, daß die Zulage nicht neben einer Zulage nach 
Nummer 9 der Vorbemerkungen zu den Bundes-
besoldungsordnungen A und B (sog. Polizeizulage) 
gewährt wird. 

Zu Buchstabe k 

Vorbemerkung Nummer 13 c: 
Zulage für Beamte des Bundeskriminalamtes 

Die Zulage dient einerseits einer gewissen Heraushe-
bung der Tätigkeit beim Bundeskriminalamt auch im 
Hinblick darauf, daß dort keine Sicherheitszulage 
gezahlt wird, andererseits der Gleichstellung derjeni-
gen Mitarbeiter des Bundeskriminalamtes, die keine 
Polizeivollzugsbeamten sind, mit den do rt  in gleicher 
oder ähnlicher Funktion tätigen Polizeivollzugsbe-
amten, die die Polizeizulage erhalten. 

Die Konkurrenzregelung soll Doppelzahlungen ver-
meiden. Anspruch auf die Zulage haben somit nur 
Verwaltungsbeamte und Polizeivollzugsbeamte ohne 
Anspruch auf die Polizeizulage (Beamte in der Bun-
desbesoldungsordnung B). Ferner darf neben der Zu-
lage nicht die Sonderaufwandsentschädigung nach 
den Richtlinien des Bundesministeriums des Innern 
vom 31. Juli 1991 gezahlt werden. 

Die Öffnungsklausel soll es den Ländern ermögli-
chen, eigene Regelungen zu treffen. 

Zu Buchstabe 1 

Vorbemerkung Nummer 23: 
Technische Dienste 

Vorbemerkung Nummer 24: 
Beamte und Soldaten im Programmierdienst 

Die Zulagen nach den Vorbemerkungen Num-
mern 23 und 24 wurden ursprünglich für herausge-
hobene Funktionen der Beamten der technischen 
Dienste im Verhältnis zum nichttechnischen Dienst 
mit Rücksicht auf die damalige Bewerberlage einge-
führt. Diese Heraushebung ist unter heutigen Bedin-
gungen nicht mehr angezeigt. 

Zu Buchstabe m 

Vorbemerkung Nummer 25: 
Beamte mit Meisterprüfung oder Abschlußprüfung 
als staatlich geprüfter Techniker 

Vorbemerkung Nummer 26: 
Beamte der Steuerverwaltung und der Zollverwal-
tung 

Redaktionelle Folgeänderung zum Wegfall der Ruhe-
gehaltfähigkeit von Zulagen (Vorbemerkung Num-
mer 3 a) . 

Zu Buchstabe n 

Vorbemerkung Nummer 30: 
Flugsicherungslotsen 

Redaktionelle Folgeänderung zum Wegfall der Ruhe-
gehaltfähigkeit von Zulagen (Vorbemerkung Num-
mer 3 a). 

Zu Nummer 21 (Vorbemerkung Nummer 4 zu der 
Bundesbesoldungsordnung R) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Wegfall der 
Ruhegehaltfähigkeit von Zulagen (Vorbemerkung 
Nummer 3 a zu den Bundesbesoldungsordnungen A 
und B). 

Zu Nummer 22 

Folgeänderung zur Neugestaltung der Anwärterbe-
züge. 

Zu Nummer 23 

Zu Buchstabe a (Abschnitt Bundesbesoldungsgesetz) 

Folgeänderung zur Änderung des § 48 Abs. 2: Anhe-
bung der Sitzungsvergütung für Kommunalbeamte 
(s. Begründung zu Nummer 9). 

Zu Buchstabe b (Vorbemerkungen zu den Bundes-
besoldungsordnungen A und B) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Vorbemerkung Nummer 8) 

Die Beträge der Sicherheitszulage werden geringfü-
gig reduziert. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Vorbemerkung Nummer 8 b) 

Die Beträge der Zulage beim Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik werden geringfügig 
reduziert. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Vorbemerkungen 
Nummern 8 c und 11) 

Folgeänderung zur Streichung der Zulage für Be-
amte bei dem Bundesausfuhramt und der Zulage für 
Beamte bei öffentlich-rechtlichen Sparkassen. 

Zu Doppelbuchstabe dd (Vorbemerkung Nummer 13 c) 

Folgeänderung zur Neuregelung der Zulage für Be-
amte des Bundeskriminalamtes. 
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Zu Doppelbuchstabe ee (Vorbemerkungen 
Nummern 23 und 24) 

Folgeänderung zur Streichung der Zulage für techni-
sche Dienste und der Zulage für Beamte und Sol-
daten im Programmierdienst. 

Zu Buchstabe c (Vorbemerkung Nummer 2 zu der 
Bundesbesoldungsordnung R) 

Redaktionelle Bereinigung. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Beamtenversorgungs-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Anpassungen. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Dienstrechts

-

reformgesetz. 

Zu Nummer 3 (§ 4) 

Zu Buchstabe a 

Politische Beamte sind Beamte auf Lebenszeit, die 
Aufgaben an der Schaltstelle zwischen Politik und 
Verwaltung wahrnehmen und deshalb jederzeit in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt werden kön-
nen. Dem muß eine besondere Versorgungsregelung 
Rechnung tragen. Die notwendige Einschränkung 
der Versorgungskosten erfordert aber, diese Sonder-
regelung auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken. 

Die Änderung stellt deshalb sicher, daß politische 
Beamte nur dann eine Versorgung auf Lebenszeit 
erhalten, wenn sie eine Dienstzeit von 5 Jahren ab-
geleistet und damit die allgemeine Wartezeit für die 
Entstehung eines Versorgungsanspruchs erfüllt ha-
ben. 

Wer die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt, ist zu ent-
lassen (§ 28 BRRG, § 35 BBG), wird nachversichert 
und erhält ein Übergangsgeld § 47 a). 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung zum BeamtVGAndG 
1993. 

Zu Nummer 4 (§ 5) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Satz 1 stellt klar, daß Dienstbezüge nur dann ruhege-
haltfähig sind, wenn sie bis zuletzt bezogen worden 
sind. Dies gilt künftig für alle Bezügebestandteile, 
also auch für ruhegehaltfähige Stellenzulagen (vgl. 
Artikel 5 Nr. 20 Buchstabe a). 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Bei der Weiterbeschäftigung eines Beamten mit be

-

grenzter Dienstfähigkeit im Sinne des § 42 a BBG 
handelt es sich nicht um den Unterfall einer Freistel

-

lung. Der Beamte ist weder beurlaubt noch teilzeitbe-
schäftigt; er leistet vielmehr im Rahmen des ihm sub-
jektiv Möglichen in vollem Umfang Dienst. Da die für 
Freistellungen geltenden Regelungen (volle Bezüge 
als Grundlage des Ruhegehalts, Quotelung von sog. 
Nebenzeiten) auf die Weiterbeschäftigung eines Be-
amten mit begrenzter Dienstfähigkeit nicht anwend-
bar sind, ist die Regelung erforderlich, damit auch in 
diesen Fällen das Ruhegehalt auf der Grundlage der 
vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen 
wird; eine Quotelung von sog. Nebenzeiten findet 
aber nicht statt. 

Zu Buchstabe b 

Die Wartefrist für die Versorgung aus einem Beförde-
rungsamt wird von zwei Jahren um ein Jahr auf drei 
Jahre verlängert. 

Gleichzeitig werden bestehende Ausnahmetatbe-
stände aufgehoben. Insbesondere entfällt die Aus-
nahmeregelung, nach der Zeiten der Wahrnehmung 
der höherwertigen Funktion des Beförderungsamtes 
auch dann auf die Wartezeit angerechnet werden, 
wenn das Amt förmlich noch nicht übertragen wor-
den war. Die Versorgung wird künftig nur dann aus 
dem Beförderungsamt gewährt, wenn daraus minde-
stens drei Jahre lang Dienstbezüge gezahlt worden 
sind. 

Auf diese Weise wird insbesondere die Versorgungs-
wirksamkeit von solchen Beförderungen, die kurz 
vor Erreichen der Altersgrenze ausgesprochen wer-
den, wirksam eingeschränkt. 

Darüber hinaus wird die Grundaussage des § 5 Abs. 3 
Satz 1, nach der Voraussetzung der Versorgungs-
wirksamkeit der künftige dreijährige Bezug der 
Dienstbezüge des Amtes ist, auf alle Beamte, also 
auch auf die bisher ausgenommenen laufbahnfreien 
Beamtengruppen, erstreckt. 

Gegen die Verlängerung der Wartefrist für die Ver-
sorgung aus dem letzten Amt über zwei Jahre hinaus 
könnten zwar auf Grund der bisherigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts Bedenken er-
hoben werden. Das Bundesverfassungsgericht hat im 
Jahr 1982 (BVerfGE 61, 43 ff.) entschieden, daß die 
im Jahr 1976 eingeführte zweijährige Wartefrist le-
diglich „noch nicht" als Preisgabe des Grundsatzes 
amtsangemessener Versorgung zu bewe rten und 
„eine Erstreckung der Frist über zwei Jahre hinaus 
nicht mehr zu rechtfertigen sei" . Im Hinblick auf die 
Finanzlage der öffentlichen Haushalte und deren an-
steigende Belastung durch Versorgungskosten ist je-
doch eine Neubewertung geboten. Einschneidende 
Veränderungen in einem vorher nicht gekannten 
Ausmaß sind insbesondere durch die Wiederher-
stellung der Einheit Deutschlands eingetreten. Dem 
damit einhergehenden Erfordernis der langfristigen 
Sicherung der Staatsfinanzen kommt überragende 
und vorrangige Bedeutung zu. Wenn deutliche Ein-
sparungen auf der Ausgabenseite der öffentlichen 
Haushalte überall unumgänglich sind, kann der Be-
reich des Versorgungsrechts nicht ausgenommen 
werden, in dem - wie der Versorgungsbericht nun-
mehr ausweist - zur Sicherstellung der Versorgungs-
leistungen Einschränkungen unausweichlich sind. 
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Dafür ist auch der Umstand von Belang, daß ins-
besondere durch die gestiegene Lebenserwartung im 
Verhältnis der Dauer des aktiven Dienstes (und des 
Dienstes im zuletzt erreichten Amt) zur Dauer des 
Bezugs von Versorgungsleistungen deutliche Ände-
rungen eingetreten sind. 

Zu Buchstabe c 

Mit der Aufhebung von Absatz 4 Satz 2 wird ein wei-
terer Ausnahmetatbestand für die Versorgung aus 
dem letzten Amt gestrichen. Die künftig dreijährige 
Wartefrist ist auch dann zu erfüllen, wenn ein neues 
Beförderungsamt geschaffen wurde und eine Beför-
derung in dieses Amt erfolgte. 

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Buchstabe b. 

Zu Nummer 5 (§ 6) 

Die Ergänzung des Absatzes 1 regelt, in welchem 
Umfang sich die eingeschränkte Verwendung eines 
Beamten mit begrenzter Dienstfähigkeit versor-
gungssteigernd auswirkt. Die Zeit der Teildienst-
fähigkeit erhöht die ruhegehaltfähige Dienstzeit in 
gleichem Maße wie die Zeit einer Teilzeitbeschäfti-
gung. Maßstab ist das Verhältnis der ermäßigten zur 
regelmäßigen Arbeitszeit. 

Zu Nummer 6 (§ 7) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung stellt vor dem Hintergrund der gebote-
nen Einschränkung der Versorgung politischer Be-
amter sicher, daß die Zeit im einstweiligen Ruhestand 
selbst nicht mehr als ruhegehaltfähige Dienstzeit gilt. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe a. 

Zu Nummer 7 (§ 14) 

Zu Buchstabe a 

Nach geltendem Recht ist ein Versorgungsabschlag 
zu erheben, wenn der Beamte wegen Inanspruch-
nahme der allgemeinen Antragsaltersgrenze nach 
§ 42 Abs. 4 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder 
entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften vor 
Erreichen der allgemeinen gesetzlichen Altersgrenze 
(Vollendung des 65. Lebensjahrs) in den Ruhestand 
versetzt wird, ohne dienstunfähig zu sein. Im Zuge 
der Anhebung der im Vollzugsdienst und im Sol-
datenbereich geltenden besonderen gesetzlichen 
Altersgrenzen wird nunmehr eine neue besondere 
Antragsaltersgrenze geschaffen. Der Anwendungs-
bereich des Versorgungsabschlags ist auf diese be-
sondere Antragsaltersgrenze zu erstrecken. 

Darüber hinaus wird künftig ein Versorgungsab-
schlag auch bei Inanspruchnahme der für Schwer-
behinderte geltenden Antragsaltersgrenze erhoben. 
Insoweit wird eine Parallelregelung zum Entwurf 
des Rentenreformgesetzes 1999 (Drucksache 13/8011 
vom 24. Juni 1997) geschaffen. Schwerbehinderte 

müssen einen Abschlag in Höhe von 3,6 vom Hun-
dert für jedes Jahr in Kauf nehmen, um das sie vor 
Vollendung des 63. Lebensjahres in den Ruhestand 
treten. Beantragen sie ihre Versetzung in den Ruhe-
stand erst nach Vollendung des 63. Lebensjahres, 
wird ein Abschlag nicht erhoben. Hinsichtlich der 
Übergangsregelungen wird auf § 69c Abs. 7 (vgl. 
Nummer 35) verwiesen. 

Zu Buchstaben b und c 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Dienstrechts-
reformgesetz. Die Änderung des Absatzes 5 Satz 1 
stellt klar, daß die besondere Mindestversorgung bei 
Dienstunfällen nach § 36 Abs. 3 BeamtVG von der 
verschärften Anrechnung einer Rente auf die Min-
destversorgung ausgenommen ist (Klarstellung zum 
BeamtVGÄndG 1993). 

Zu Buchstabe d 

Wird ein Beamter in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt, werden wie bisher gemäß § 4 BBesG die Be-
züge des letzten Amtes für die Dauer von drei Mona-
ten weitergezahlt. Anschließend erhält der Beamte 
wie bisher zunächst ein Ruhegehalt in Höhe von 
fünfundsiebzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgrup-
pe, in der er sich zur Zeit seiner Versetzung in den 
einstweiligen Ruhestand befunden hat (sog. erhöhtes 
Ruhegehalt). Auf die Erfüllung der Wartefrist gemäß 
§ 5 Abs. 3 für die Versorgung aus einem Beförde-
rungsamt kommt es - insoweit wie bisher - nicht an. 
Nach Ablauf der Bezugsdauer des erhöhten Ruhege-
halts erhält der Beamte die bei Beginn des einstweili-
gen Ruhestands erdiente Versorgung; in diesem Zu-
sammenhang ist § 5 Abs. 3 maßgeblich. 

Die gegenüber dem bisherigen Recht verringerte Be-
zugsdauer des erhöhten Ruhegehalts orientiert sich 
an der Zeitdauer, die der Beamte das Amt, in dem er 
sich zur Zeit seiner Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand befunden hat, sei es im Beamtenverhält-
nis auf Probe, sei es im Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit wahrgenommen hat und ist maximal auf 
drei Jahre (bisher fünf Jahre) begrenzt. 

Zu Nummer 8 (§ 14 a) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummern 23 und 24. 

Zu Nummer 9 (§ 18) 

Folgeänderung zu Nummer 4 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb. Beamte, die wegen begrenzter Dienst-
fähigkeit eingeschränkt verwendet werden, werden 
bei der Bemessung des Sterbegeldes den teilzeitbe-
schäftigten Beamten gleichgestellt. In beiden Fä llen 
bilden die vollen Dienstbezüge die Bemessungs-
grundlage. 

Zu Nummer 10 (§ 20) 

Redaktionelle Folgeänderung zum BeamtVGÄndG 
1993. 
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Zu Nummer 11 (§ 24) 

Redaktionelle Folgeänderung zum BeamtVGÄndG 
1993. 

Zu Nummer 12 (§ 30) 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Auslandsver-
wendungsgesetz. 

Zu Nummer 13 (§ 31) 

Mit der Neufassung des Absatzes 2 erfolgt eine 
Rechtsänderung in zweifacher Hinsicht. 

Zum einen wird durch die Änderung des Wortlauts 
der bisherigen Nummer 1 klargestellt, daß jedes Kind 
erfaßt wird, für das der Beamte nach den einschlägi-
gen Vorschriften des Bundeskindergeldgesetzes oder 
des Einkommensteuergesetzes Anspruch auf Kinder-
geld hat oder ohne Berücksichtigung von Ausschluß-
tatbeständen haben würde. 

Zum anderen wird die bisherige Nummer 2 aufgeho-
ben. Der erstmalige Gang zum Geldinstitut, an das 
der Dienstherr die Dienstbezüge überweist, zum 
Zwecke des Abhebens eines Geldbetrages ist künftig 
nicht mehr dienstunfallgeschützt. Die bisherige Re-
gelung ist im Zeitalter des fortentwickelten elektroni-
schen Zahlungsverkehrs nicht mehr zeitgemäß. Eine 
entsprechende Rechtsänderung im Recht der gesetz-
lichen Unfallversicherung ist bereits erfolgt (Auf-
hebung des bisherigen § 548 Abs. 1 Satz 2 der Reichs-
versicherungsordnung durch die Neufassung des § 8 
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch durch das Un-
fallversicherungs-Einordnungsgesetz vom 7. August 
1996 - BGBl. I S. 1254). 

Zu Nummer 14 (§ 36) 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Dienstrechts

-

reformgesetz. 

Zu Nummer 15 (§ 38) 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Dienstrechts-
reformgesetz. 

Zu Nummer 16 (§ 43) 

Bei einem qualifizierten Dienstunfall im Inland wird 
künftig die gleiche einmalige Unfallentschädigung 
gewährt wie im Falle eines solchen Unfa lls im Aus-
land. Angesichts der besonderen Gefahren, denen 
Beamte auch bei Einsätzen im Inland ausgesetzt sein 
können, ist es sachlich nicht zu rechtfertigen, bei 
Auslandsverwendungen höhere Beträge zu zahlen 
als bei Inlandsverwendungen. 

Die Sätze der einmaligen Unfallentschädigung für 
Dienstunfälle im Inland werden generell um 50 v. H. 
angehoben und damit der Unfallentschädigung bei 
Auslandsverwendungen angepaßt. Im einzelnen gilt 
Folgendes: 

Zu Buchstaben a und b 

Die Sätze der einmaligen Unfallentschädigung wer-
den um 50 v. H. angehoben. 

Zu Buchstabe c 

Infolge der generellen Erhöhung der Sätze der ein-
maligen Unfallentschädigung ist die bisherige Son-
derregelung für die Fälle des besonderen Einsatzes 
im Ausland hinfällig und ist aufzuheben. 

Zu Buchstaben d bis f 

Redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 17 (§ 46) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Auslandsverwen-
dungsgesetz. 

Zu Nummer 18 (§ 46a) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 16 Buch-
stabe c. 

Zu Nummer 19 (§ 47) 

Das Übergangsgeld dient der vorübergehenden wirt-
schaftlichen Absicherung eines nicht auf eigenen 
Antrag entlassenen Beamten. Dieser wi rtschaftlichen 
Absicherung bedarf es in dem Maße nicht, in dem 
der Beamte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen 
bezieht. Die Regelung stellt daher sicher, daß der-
artige Einkünfte künftig in vollem Umfang auf das 
Übergangsgeld angerechnet werden. Dies steht im 
Einklang mit dem Ziel, künftig Erwerbs- oder Er-
werbsersatzeinkommen verstärkt auf Versorgungs-
leistungen anzurechnen. 

Darüber hinaus wird die Systematik der Vorschrift 
vereinfacht und der Neuregelung des § 47 a ange-
paßt. Nach bisheriger Rechtslage kam es darauf an, 
ob ein neues Beschäftigungsverhältnis innerhalb 
oder außerhalb des öffentlichen Dienstes begründet 
wurde und ob es bereits im Zeitpunkt der Entlassung 
oder erst später bestand. Bestand im Zeitpunkt der 
Entlassung bereits ein neues Beschäftigungsverhält-
nis im öffentlichen Dienst, wurde ein Übergangsgeld 
nicht gewährt. Wurde ein solches Beschäftigungsver-
hältnis im öffentlichen Dienst erst während des Be-
zugs des Übergangsgeldes begründet, wurde die 
Zahlung des Übergangsgeldes unterbrochen. Der 
Anspruch lebte ggf. nach Beendigung des neuen 
Beschäftigungsverhältnisses unter Umständen erst 
nach Jahren wieder auf. Die Begründung eines 
neuen Beschäftigungsverhältnisses außerhalb des 
öffentlichen Dienstes blieb gänzlich ohne Einfluß auf 
das Übergangsgeld, obwohl es der wirtschaftlichen 
Absicherung durch ein Übergangsgeld in gleicher 
Weise nicht bedarf, wenn der entlassene Beamte ein 
Einkommen aus einer Tätigkeit außerhalb des öffent-
lichen Dienstes bezieht. Die Neuregelung gibt die 
bisherige Differenzierung zwischen Beschäftigungs-
verhältnissen innerhalb und außerhalb des öffent-
lichen Dienstes wie auch die Differenzierung nach 
dem Zeitpunkt der Begründung des neuen Beschäfti-
gungsverhältnisses auf. Übergangsgeld wird künftig 
ohne Rücksicht auf das Bestehen eines neuen Be-
schäftigungsverhältnisses gewährt, jedoch wird Er-
werbs- und Erwerbsersatzeinkommen in voller Höhe 
auf das Übergangsgeld angerechnet. 
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Zu Nummer 20 (§ 47 a) 

Auf die Begründung zu Nummer 3 wird verwiesen. 

Politische Beamte, die eine Dienstzeit von insgesamt 
weniger als fünf Jahren abgeleistet haben und damit 
die allgemein geltende Mindestvoraussetzung für ein 
Ruhegehalt nicht erfüllen, werden künftig nicht mehr 
in den einstweiligen Ruhestand versetzt, sondern aus 
dem Beamtenverhältnis entlassen und in der gesetz-
lichen Rentenversicherung nachversichert. Eine Ver-
sorgung auf Dauer wird nicht mehr gewährt. 

Der vorübergehenden wirtschaftlichen Absicherung 
dienen die Fortzahlung der Bezüge in entsprechen-
der Anwendung des § 4 des Bundesbesoldungsgeset-
zes für den Monat der Entlassung und die folgenden 
drei Monate und die anschließende Gewährung eines 
Übergangsgeldes. 

Höhe und Bezugsdauer des Übergangsgeldes ent-
sprechen der Höhe und der Bezugsdauer des erhöh-
ten Ruhegehalts. Auf die Begründung zu Nummer 7 
Buchstabe d wird verwiesen. 

Im übrigen finden auf das besondere Übergangsgeld 
der entlassenen politischen Beamten die Regelungen 
des § 47 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 und Abs. 4 entsprechende 
Anwendung. 

Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen, das der ent-
lassene politische Beamte bezieht, wird auf die ent-
sprechend § 4 des Bundesbesoldungsgesetzes fortge-
zahlten Bezüge und auf das Übergangsgeld in voller 
Höhe angerechnet. 

Zu Nummer 21 (§ 48) 

Die Anhebung der besonderen Altersgrenzen im 
Vollzugsdienst und die damit einhergehende Einfüh-
rung einer neuen besonderen Antragsaltersgrenze 
machen eine Anpassung der Regelung über den ein-
maligen Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen er-
forderlich. Bisher wurde die besondere Altersgrenze 
fünf Jahre vor der allgemeinen Altersgrenze erreicht 
(60./65. Lebensjahr). Die Betroffenen erhielten daher 
einen Ausgleich in Höhe des Fünffachen der letzten 
Dienstbezüge, höchstens 8 000 DM. Der Ausgleich 
verringerte sich für jedes Jahr des weiteren Verblei

-

bens im Dienst um ein Fünftel. Nunmehr wird die 
besondere Altersgrenze erst vier Jahre vor der allge-
meinen Altersgrenze erreicht (61./65. Lebensjahr). 
Folgerichtig wird der Ausgleich auf das Vierfache, 
die Verringerung auf ein Viertel begrenzt. Der Aus-
gleich wird auch gewährt, wenn der Betroffene 
wegen Inanspruchnahme der neuen besonderen An-
tragsaltersgrenze bereits mit Vollendung des 60. Le-
bensjahres in den Ruhestand versetzt wird. Da das 
Ausscheiden in diesem Fall  jedoch auf seinem eige-
nen freien Willensentschluß beruht, ist es angemes-
sen, den Ausgleich nicht auf das Fünffache zu erhö-
hen. Ebensowenig bedarf es einer Reduzierung des 
Ausgleichs, da insoweit ein Versorgungsabschlag ge-
mäß § 14 Abs. 3 erhoben wird. 

Zu Nummer 22 (§ 51) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Auslandsverwen-
dungsgesetz. 

Zu Nummer 23 (§ 53) 

Die geltenden Vorschriften zur Anrechnung von Ein-
künften aus Erwerbstätigkeit der Versorgungsemp-
fänger sind unzureichend. Sie sind geeignet, Früh-
pensionierungen zu begünstigen. Insbesondere ist 
die bisherige Differenzierung zwischen Einkommen 
innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes, 
die oftmals zu nicht nachvollziehbaren Ergebnissen 
führt, nicht länger aufrechtzuerhalten. Es ist nicht 
einzusehen, daß lediglich Einkünfte aus einer ander-
weitigen Verwendung im öffentlichen Dienst ange-
rechnet werden. Vielmehr sind auch Einkünfte aus 
privatwirtschaftlicher Tätigkeit, d. h. selbständiger 
und nichtselbständiger Arbeit, aus Gewerbebetrieb 
und Land- und Forstwirtschaft in gleicher Weise 
anzurechnen. Eine Ausnahme bilden Aufwandsent-
schädigungen, soweit sie steuerfrei sind, sowie Ein-
künfte aus wissenschaftlichen und künstlerischen 
Tätigkeiten eines Versorgungsempfängers, die nach 
Art und Umfang einer zulässigen Nebentätigkeit 
eines aktiven Beamten entsprechen. 

Die Begrenzung der Hinzuverdienstmöglichkeiten 
aus privater Tätigkeit bis zur allgemeinen Alters-
grenze führt zu einer geringeren wi rtschaftlichen 
Attraktivität der Frühpensionierung. Die Begrenzung 
ist gerechtfertigt, weil die Vorschriften über den 
Ruhestandseintritt vor der allgemeinen Altersgrenze 
und über die daraus folgenden Versorgungsan-
sprüche nicht zum Ziel haben, dem Beamten eine 
andere Erwerbstätigkeit zu eröffnen. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

Absatz 1 regelt den Grundsatz, demzufolge künftig 
Einkommen eines Versorgungsberechtigten aus einer 
weiteren Verwendung im öffentlichen Dienst und 
Einkommen aus privatwirtschaftlicher Tätigkeit 
ebenso wie Erwerbsersatzeinkommen gleichermaßen 
auf die Versorgung angerechnet werden. 

Absatz 2 bestimmt die für Ruhestandsbeamte und 
Witwen (Nummer 1) und für Waisen (Nummer 2) gel-
tenden Höchstgrenzen, die ihrer Höhe nach grund-
sätzlich den bereits geltenden Höchstgrenzen ent-
sprechen. Abweichend vom bisherigen Recht ist die 
Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich der Be-
amte zuletzt befunden hat, auch dann maßgeblich, 
wenn die Wartezeit gemäß § 5 Abs. 3 für die Versor-
gung aus dem Beförderungsamt nicht erfüllt ist, sich 
das Ruhegehalt also nicht aus dieser Besoldungs-
gruppe errechnet. Diese Vergünstigung wird - eben-
so wie die Regelung einer Mindestbelassung für 
Ruhestandsbeamte durch Absatz 5 - als gewisser 
Ausgleich für die künftig verschärfte Anrechnung 
des Hinzuverdienstes für angemessen erachtet. Eine 
neue - niedrigere - Höchstgrenze gilt bis zur Voll-
endung des 65. Lebensjahres für dienstunfähige Ruhe-
standsbeamte (Nummer 3), sofern die Dienstunfähig-
keit nicht auf einem Dienstunfall beruht. Beamte, die 
wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig pensioniert wor-
den sind, können künftig im Verhältnis zu anderen 
Beamten anrechnungsfrei weniger hinzuverdienen. 
Ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch) wird vorab vom 
Einkommen abgezogen und bleibt stets anrech-
nungsfrei (sog. Anrechnungsfreibetrag), so daß auch 
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dienstunfähige Beamte, die bereits die Höchstversor-
gung erreicht haben, in diesem Umfang anrech-
nungsfrei hinzuverdienen können. Der Anspruch auf 
Versorgung ruht, soweit die Summe aus Erwerbs- 
und Erwerbsersatzeinkommen und Versorgung die 
genannten Höchstgrenzen übersteigt. 

Die Absätze 3 und 4 erhöhen die nach Absatz 2 maß-
gebliche Höchstgrenze für die Monate Juli und De-
zember um die Beträge des Urlaubs- und Weih-
nachtsgelds. Die Erhöhung der Höchstgrenzen gilt 
unabhängig davon, ob dem Versorgungsberechtig-
ten im Rahmen seiner Erwerbstätigkeit tatsächlich 
entsprechende Sonderzahlungen zufließen. 

Erhält der Versorgungsberechtigte entsprechende 
Sonderzahlungen in anderen als den genannten Mo-
naten, stellen die Sätze 2 der Absätze 3 und 4 in 
Übereinstimmung mit der bisherigen Rechtslage 
sicher, daß die Mehrbeträge unabhängig vom Zeit-
punkt ihrer Auszahlung in den Monaten Juli und 
Dezember, in denen die erhöhten Höchstgrenzen 
gelten, angerechnet werden. 

Absatz 5 dehnt den Anwendungsbereich der für Hin-
terbliebene bereits geltenden Mindestbelassung auf 
Ruhestandsbeamte aus. Allen Versorgungsberechtig-
ten wird künftig eine Mindestbelassung in Höhe von 
20 v. H. des Versorgungsbezugs gewährt. Auf diese 
Weise wird verhindert, daß der Versorgungsanspruch 
bei hohem Hinzuverdienst vollständig zum Ruhen 
kommt. Der Dienstherr bleibt - unabhängig von der 
Höhe des Hinzuverdienstes - zur Gewährung eines 
Mindestmaßes an Alimentation verpflichtet. Auch 
hierin liegt eine Kompensation für die verschärfte 
Anrechnung des Hinzuverdienstes. 

Absatz 6 sieht - in Übereinstimmung mit der bisheri-
gen Rechtslage - eine Mindestbelassung in Höhe des 
Unfallausgleichs für dienstunfallgeschädigte Beamte 
vor, die anstelle eines Ruhegehalts einen Unterhalts-
beitrag gemäß § 38 BeamtVG erhalten. Die Neurege-
lung des Satzes 2 stellt zur Vermeidung einer Dop-
pelzahlung sicher, daß die Mindestbelassungsvor-
schrift des Absatzes 6 nicht anzuwenden ist, wenn 
der Versorgungsberechtigte wegen desselben Ereig-
nisses - insbesondere wegen eines Unfalls in Kriegs-
gefangenschaft oder in einem Gewahrsam - eine 
Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz be-
zieht. 

Absatz 7 definiert  die Begriffe des Erwerbs- und des 
Erwerbsersatzeinkommens. Die Definition des Er-
werbsersatzeinkommens umschreibt die in § 18 a 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch 
aufgezählten Einkünfte. 

Absatz 8 stellt sicher, daß es nach Vollendung des 
65. Lebensjahres bei der bisherigen Rechtslage 
bleibt. Der Anrechnung im Rahmen der in Absatz 2 
genannten Höchstgrenzen unterliegt nur noch Ver-
wendungseinkommen. Die Definition des Verwen-
dungseinkommens entspricht der Definition des § 53 
Abs. 5 BeamtVG a. F. Erwerbs- und Erwerbsersatz-
einkommen aus privatwirtschaftlicher Tätigkeit unter-
liegen nicht mehr der Anrechnung. 

Hinweis: Der Verwendung im öffentlichen Dienst 
steht gemäß § 19 Abs. 7 PostPersRG in der Fassung 

des Entwurfs des personalrechtlichen Begleitgeset-
zes zum Telekommunikationsgesetz (BR-Drucksache 
369/97) die Tätigkeit eines Postbeamten im Ruhe-
stand bei einem privatisierten Postunternehmen 
gleich. 

Absatz 9 stellt im Hinblick auf die besondere Stel-
lung der Wahlbeamten auf Zeit sicher, daß es für die-
sen Personenkreis hinsichtlich der Anrechnung von 
Verwendungseinkommen auf die Versorgungsbezü-
ge bei der bisherigen Rechtslage bleibt. 

Zu Nummer 24 (§ 53a) 

Der Anwendungsbereich des § 53 a, der die Anrech-
nung von außerhalb des öffentlichen Dienstes erziel-
tem Einkommen auf die Versorgungsbezüge bisher 
generell regelte, wird mit Rücksicht auf deren beson-
dere Stellung auf den Kreis der Wahlbeamten auf 
Zeit beschränkt. Die Berücksichtigung des Hinzuver-
dienstes der übrigen Versorgungsberechtigten ist 
künftig einheitlich in § 53 geregelt. 

Zu Nummer 25 (§ 54) 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Nummern 23 
und 24 sowie zum Dienstrechtsreformgesetz. 

Zu Nummer 26 (§ 55) 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Nummern 23 
und 24. 

Zu Nummer 27 (§ 56) 

Der neugefaßte Absatz 6 faßt die Mindestbelassungs-
vorschriften beim Zusammentreffen zwischenstaat-
licher oder überstaatlicher mit nationaler Versorgung 
systematisch zusammen. Der bisherige Absatz 1 
Satz 3 wird Absatz 6 Satz 1. Darüber hinaus wird dem 
Ruhestandsbeamten künftig eine Mindestbelassung 
in Höhe von 20 v. H. des deutschen Ruhegehalts 
gewährt. Auf diese Weise wird verhindert, daß der 
Versorgungsanspruch bei hoher zwischenstaatlicher 
oder überstaatlicher Versorgung nach dem neuen 
Recht vollständig zum Ruhen kommt. Diese Mindest-
belassung orientiert sich an dem Vorbild des neuge-
faßten § 53 Abs. 5. Sie wird in entsprechender An-
wendung des Absatzes 6 auch Hinterbliebenen ge-
währt. 

Allerdings soll dies nicht gelten im Falle der Anwen-
dung der bereits vor dem 1. Oktober 1994 bestehen-
den und in das neue Recht übernommenen Anrech-
nungsregelung von 1,875 v. H. für jedes im zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Dienst vollendete 
Jahr. Damit wird eine Besserstellung gegenüber dem 
vor dem 1. Oktober 1994 geltenden Recht vermieden. 

Der neue Absatz 7 entspricht dem bisherigen Ab-
satz 6 und wird redaktionell an die Neufassung des 
§ 53 angepaßt. 

Zu Nummer 28 (§ 57) 

Das nach durchgeführtem Versorgungsausgleich 
und bestehender Ausgleichsverpflichtung zu kürzen-
de Ruhegehalt wird in den genannten Fällen nicht 
gekürzt, wenn und soweit der berechtigte Ehegatte 
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keine Rente erhält, sog. Pensionistenprivileg. Nach 
dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
24. September 1992 - 2 C 18.91 - (ZBR 1993, S. 87 ff.) 
besteht bei rückwirkender Rentengewährung an den 
Berechtigten bisher kein allgemeiner gesetzesimma-
nenter Rückforderungsvorbehalt. Daher ist die ge-
setzliche Klarstellung erforderlich, daß für den Fall 
rückwirkender oder erst nachträglich bekanntwer-
dender Rentengewährung an den berechtigten Ehe-
gatten die Versorgungsbezüge zurückgefordert wer-
den können. 

Zu Nummer 29 (§ 62) 

Streichung des entbehrlichen Klammerzusatzes so-
wie redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 20. 

Zu Nummer 30 (§ 65) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummern 23 und 24. 

Zu Nummer 31 (§ 66) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zum Dienstrechts-
reformgesetz. 

Zu Buchstabe b 

Kommunale Wahlbeamte, die vor Ablauf der Amts-
periode abgewählt worden sind, erhalten wie bisher 
bis zum Ablauf der Amtsperiode Versorgung. Es wird 
sichergestellt, daß das sog. erhöhte Ruhegehalt 
(75 v. H.) bei Vorliegen der Bezugsvoraussetzungen 
im übrigen wie bisher während der ersten fünf Jahre 
gezahlt wird. Im Gegensatz zu den übrigen politi-
schen Beamten kommt es bei kommunalen Wahlbe-
amten nicht darauf an, für welchen Zeitraum das 
kommunale Wahlamt im Zeitpunkt der Abwahl 
wahrgenommen worden war. Nach Ablauf der Zah-
lung des erhöhten Ruhegehalts erhält der kommu-
nale Wahlbeamte bis zum Ende der Amtsperiode 
eine Versorgung nach allgemeinen Grundsätzen in 
Abhängigkeit von ruhegehaltfähiger Dienstzeit und 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen (§ 14 Abs. 1 oder 
§ 66 Abs. 2). 

Satz 2 enthält eine redaktionelle Folgeänderung zu 
Nummer 6. Die Zeit, während der der Wahlbeamte 
auf Zeit nach seiner Abwahl Versorgung erhält, er-
höht - wie bisher - die ruhegehaltfähige Dienstzeit 
im Sinne des § 6 um bis zu fünf Jahre. Da sie nicht 
selbst als ruhegehaltfähige Dienstzeit gilt, sondern 
nur eine vorhandene ruhegehaltfähige Dienstzeit er-
höht, kann diese Zeit - wie bisher - nicht zur Erfül-
lung der Wartezeit im Sinne des § 4 Abs. 1 dienen. 

Zu Nummer 32 (§ 69) 

§ 69 enthält Übergangsregelungen für vorhandene 
Versorgungsempfänger, deren Versorgungsfall be-
reits vor dem 1. Januar 1977 eingetreten ist. Deren 
Rechtsverhältnisse richten sich grundsätzlich nach 
dem bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht mit 
der Maßgabe, daß bestimmte Vorschriften in späte-
ren Fassungen anzuwenden sind. 

Insbesondere enthält die Vorschrift Günstigkeitsre-
gelungen für die Anrechnung des Hinzuverdienstes, 
sofern die Beschäftigung über den 31. Dezember 1976 
bzw. den 31. Dezember 1991 hinaus bis heute an-
dauert. Die Änderungen stellen sicher, daß diese 
Günstigkeitsregelungen aus Gründen des Vertrauens-
schutzes längstens für die Dauer von drei Jahren 
nach Inkrafttreten des Gesetzes fortgelten, solange 
ein über den Tag des Inkrafttretens hinaus bestehen-
des Beschäftigungsverhältnis andauert. Spätestens 
nach Ablauf von drei Jahren wird die Neuregelung 
des § 53 zur Vereinheitlichung der Anrechnung des 
Hinzuverdienstes bei allen Versorgungsempfängern 
auch auf diese Rechtsverhältnisse angewandt. 

Im übrigen redaktionelle Folgeänderungen zum 
BeamtVGÄndG 1993 und zum Dienstrechtsreform-
gesetz. 

Zu Nummer 33 (§ 69a) 

§ 69 a enthält Übergangsregelungen für vorhandene 
Versorgungsempfänger, deren Versorgungsfall nach 
dem 31. Dezember 1976 und vor dem 1. Januar 1992 
eingetreten ist. Deren Rechtsverhältnisse richten sich 
grundsätzlich nach dem bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Recht mit der Maßgabe, daß bestimmte 
Vorschriften in späteren Fassungen anzuwenden 
sind. 

Auch diese Vorschrift enthält - wie § 69 - insbeson-
dere Günstigkeitsregelungen für die Anrechnung 
des Hinzuverdienstes, sofern die Beschäftigung über 
den 31. Dezember 1991 hinaus bis heute andauert. 
Die Änderungen stellen sicher, daß diese Günstig-
keitsregelungen aus Gründen des Vertrauensschut-
zes längstens für die Dauer von drei Jahren nach 
Inkrafttreten des Gesetzes fortgelten, solange ein 
über den Tag des Inkrafttretens hinaus bestehendes 
Beschäftigungsverhältnis andauert. Spätestens nach 
Ablauf von drei Jahren wird die Neuregelung des 
§ 53 zur Vereinheitlichung der Anrechnung des Hin-
zuverdienstes bei allen Versorgungsempfängern 
auch auf diese Rechtsverhältnisse angewandt. 

Zu Nummer 34 (§ 69b) 

Redaktionelle Klarstellung der Überschrift. Klarstel-
lung, daß nur solche Freistellungen zur Unterschrei-
tung der Mindestversorgung führen können, die 
nach dem 30. Juni 1997 bewil ligt worden sind. 

Zu Nummer 35 (§ 69c) 

Absatz 1 stellt aus Gründen des gebotenen Vertrau-
ensschutzes sicher, daß bei Inkrafttreten des Geset-
zes vorhandene Versorgungsempfänger und deren 
künftige Hinterbliebene von den Neuregelungen zur 
Verlängerung der Wartefrist für die Versorgung aus 
einem Beförderungsamt und zur Einschränkung der 
Versorgung politischer Beamter nicht betroffen sind 
und in ihren erworbenen Rechtspositionen geschützt 
werden. Gleichzeitig wird klargestellt, daß die Ver-
besserung der einmaligen Unfallentschädigung bei 
Dienstunfällen im Inland nur für Beamte gilt, die 
nach Inkrafttreten des Gesetzes in den Ruhestand 
versetzt werden. 
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Absatz 2 gewährleistet, daß die künftig auf drei Jahre 
verlängerte Wartefrist und der Wegfall der Ausnah-
metatbestände für die Versorgung aus einem höher-
wertigen Amt nicht für Beamte gilt, denen spätestens 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
des Gesetzes ein solches Amt übertragen wird. 

Absatz 3 stellt sicher, daß für Beamte, denen vor In-
krafttreten des Gesetzes ein politisches Amt übertra-
gen worden war, die bisherigen Vorschriften weiter-
gelten. Die Übergangsregelung erfaßt auch nach 
Inkrafttreten des Gesetzes reaktivie rte Beamte, wenn 
sie vor Inkrafttreten des Gesetzes ein politisches Amt 
innegehabt hatten. 

Absatz 4 regelt den Übergang zu den künftig ver-
schärften Regelungen der Anrechnung eines Hinzu-
verdienstes des Versorgungsempfängers auf die Ver-
sorgung. Die bisherigen Vorschriften gelten befristet 
für die Dauer von drei Jahren weiter, solange eine 
vor Inkrafttreten des Gesetzes begonnene Tätigkeit 
weiterhin ausgeübt wird. Anschlußtätigkeiten, die an 
die Stelle einer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens aus-
geübten Tätigkeit treten, sind nicht geschützt. 

Im übrigen werden die bisherigen Regelungen in § 2 
des Gesetzes zur Übernahme der Beamten und Ar-
beitnehmer der Bundesanstalt für Flugsicherung so-
wie des § 2 Abs. 3 des Bundeswehrbeamtenanpas-
sungsgesetzes und des § 2 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Verbesserung der personellen St ruktur in der Bun-
deszollverwaltung übergangsweise beibehalten. 

Zu Absatz 5 

Durch die Reform des Beamtenversorgungsrechts 
im Jahr 1992 wurde die bis dahin geltende degres-
sive Ruhegehaltsskala (Höchstruhegehaltssatz nach 
35 Dienstjahren) durch eine gestreckte und lireari-
sierte Skala (Höchstruhegehaltssatz nach 40 Dienst-
jahren) ersetzt. Die am 31. Dezember 1991 vorhande-
nen Beamten werden durch die Übergangsrege-
lungen des § 85 BeamtVG geschützt. Dabei ist die 
Übergangsregelung des Absatzes 3 von der des Ab-
satzes 1 zu unterscheiden. 

Die Anhebung der besonderen Altersgrenze für Voll-
zugsbeamte um ein Jahr auf das 61. Lebensjahr ab 
1. Januar 2000 hat zur Folge, daß einer der bislang 
durch § 85 Abs. 3 BeamtVG geschützten Geburtsjahr-
gänge, nämlich der Jahrgang 1941, die maßgebende 
gesetzliche Altersgrenze erst nach dem 1. Januar 
2002 erreicht und damit künftig nur noch dem An-
wendungsbereich des § 85 Abs. 1 BeamtVG zuzuord-
nen wäre. 

Im Rahmen des Besitzschutzes wird sichergestellt, 
daß für diesen Geburtsjahrgang weiterhin die für ihn 
bereits maßgebliche günstigere Übergangsregelung 
des Absatzes 3 gilt. Dies gilt auch für Beamte, die die 
für sie maßgebende besondere gesetzliche Alters-
grenze nur deswegen nicht vor dem 1. Januar 2003 
erreichen, weil sie vorzeitig wegen Dienstunfähigkeit 
in den Ruhestand versetzt werden. 

Absatz 6 stellt klar, daß § 56 in der ab 1. Oktober 1994 
geltenden Fassung nur dann anzuwenden ist, wenn 
Beamte erstmals nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im zwischen- oder überstaatlichen Bereich verwen-

det werden. Die bisherigen Auslegungsprobleme 
werden mit dieser Regelung gelöst. Durch die Gün-
stigkeitsklausel soll das Vertrauen derjenigen Versor-
gungsempfänger geschützt werden, die von der Neu-
fassung des § 56 in der ab 1. Oktober 1994 geltenden 
Fassung begünstigt sind. 

Absatz 7 stellt im Zuge der Erstreckung des Versor-
gungsabschlags auf Schwerbehinderte (vgl. Num-
mer 7 Buchstabe a) nach rentenrechtlichem Vorbild 
folgendes sicher: 

Schwerbehinderte Beamte des Geburtsjahrgangs 
1939 sind in gleicher Weise nicht von einem Versor-
gungsabschlag betroffen wie schwerbehinderte 
Rentner des gleichen Geburtsjahrgangs (Absatz 7 
Nr. 1 Buchstabe a). 

Schwerbehinderte Beamte der Geburtsjahrgänge 
1940, 1941 und 1942 sind von einem Versorgungsab-
schlag nicht betroffen, wenn ihre Schwerbehinde-
rung am ersten Tag des auf den Kabinettbeschluß 
zum Entwurf des Versorgungsreformgesetzes folgen-
den Monats (Absatz 7 Nr. 1 Buchstabe b) festgestellt 
war. 

Schwerbehinderte Beamte werden in ihrem Ver-
trauen auf den unveränderten Fortbestand der 
Rechtslage geschützt, wenn sie vor dem Tag des In-
krafttretens des Versorgungsreformgesetzes Alters-
urlaub angetreten haben. Diese Beamtengruppe hat 
im Vertrauen auf den Fortbestand der Rechtslage 
Vermögensdispositionen getroffen, indem sich diese 
Beamten in der Erwartung unter Wegfall der Bezüge 
haben beurlauben lassen, daß sie nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres auf Antrag ohne einen Versor-
gungsabschlag in den Ruhestand versetzt werden 
können. Dieses Vertrauen ist schutzwürdig (Absatz 7 
Nr. 1 Buchstabe c). 

Schwerbehinderte Beamte der Geburtsjahrgänge 
1940, 1941 und 1942 sind von einem Versorgungsab-
schlag betroffen, wenn ihre Schwerbehinderung erst 
nach dem ersten Tag des auf den Kabinettbeschluß 
zum Entwurf des Versorgungsreformgesetzes folgen-
den Monats festgestellt wird. In diesem Fa ll  gilt § 14 
Abs. 3 Satz 2 mit folgenden Maßgaben: 

Schwerbehinderte Beamte des Geburtsjahrgangs 
1940 können mit Vollendung des 61. Lebensjahrs auf 
Antrag ohne Versorgungsabschlag in den Ruhestand 
versetzt werden. Werden sie auf Antrag mit Voll-
endung des 60. Lebensjahrs in den Ruhestand ver-
setzt, vermindert sich ihr Ruhegehalt um den für ein 
Jahr zu erhebenden Versorgungsabschlag (Absatz 7 
Nr. 2 Buchstabe a). 

Schwerbehinderte Beamte des Geburtsjahrgangs 
1941 können mit Vollendung des 62. Lebensjahrs auf 
Antrag ohne Versorgungsabschlag in den Ruhestand 
versetzt werden. Werden sie auf Antrag mit Voll-
endung des 60. Lebensjahrs in den Ruhestand ver-
setzt, vermindert sich ihr Ruhegehalt um den für zwei 
Jahre zu erhebenden Versorgungsabschlag (Absatz 7 
Nr. 2 Buchstabe b). 

Soweit schwerbehinderte Beamte von dem Versor

-

gungsabschlag betroffen sind, richtet sich die Höhe 
des Abschlags nach der bestehenden Übergangsre- 
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gelung des § 85 Abs. 5. Dies gilt auch dann, wenn das 
Beamtenverhältnis erst nach dem 31. Dezember 1991 
begründet worden ist (Absatz 7 Nr. 3). 

Zu Absatz 8 

Die Begründung zu Absatz 7 Nr. 1 Buchstabe c und 
Nr. 3 gilt entsprechend. 

Zu Nummer 36 (§ 85) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 2 Nr. 5. 

Die für den Vollzugsbereich bisher bestehende be-
sondere Altersgrenze des vollendeten 60. Lebensjah-
res wird in eine besondere Antragsaltersgrenze um-
gewandelt. Die Neufassung des § 14 Abs. 3 Satz 1 
(vgl. Nummer 7 Buchstabe a) stellt sicher, daß der 
Anwendungsbereich des Versorgungsabschlags auf 
die neue besondere Antragsaltersgrenze erstreckt 
wird. Die Änderung des Kopfs der Tabelle des § 85 
Abs. 5 verhindert, daß der Versorgungsabschlag so-
fort  in voller Höhe ohne Eingreifen der Übergangs-
regelung erhoben wird. 

Zu Nummer 37 (§ 91) 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Nummern 23 
und 24. 

Zu Nummer 38 (§ 107b) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zum Dienstrechtsreformgesetz. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zu Nummer 6 (Aufhebung des § 7 
Satz 1 Nr. 2). Künftig ist die Zeit, die ein politischer 
Beamter im einstweiligen Ruhestand verbringt, nicht 
mehr ruhegehaltfähig. Die Zeit des einstweiligen 
Ruhestandes bis zur Dauer von fünf Jahren bleibt je-
doch ruhegehaltfähig für politische Beamte, die unter 
den Schutz der Übergangsregelung des § 69 c Abs. 3 
fallen. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Soldatenversorgungs-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Anpassungen. 

Zu Nummer 2 (§ 1) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Auslandsverwen-
dungsgesetz und zum Änderungsgesetz vom 24. Juli 
1995. 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Dienstrechts-
reformgesetz. 

Zu Nummer 4 (§ 13 c) 

Redaktionelle Bereinigung nach Änderung des § 13 b 
Abs. 2 Nr. 2 durch das Gesetz vom 6. Dezember 1991. 

Zu Nummer 5 (§ 14) 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Dienstrechts-
reformgesetz. 

Zu Nummer 6 (§ 15) 

Redaktionelle Folgeänderung zum BeamtVGÄndG 
1993. 

Zu Nummer 7 (§ 17) 

Zu Buchstabe a 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 4 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe aa. Wegen der Besonder-
heiten bei den Besatzungsmitgliedern strahlgetriebe-
ner Kampfflugzeuge (BO 41) soll das bisherige Ver-
sorgungsniveau beibehalten werden. Daher wird der 
vorgesehene Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit der 
Stellenzulagen (vgl. Artikel 5 Nr. 20 Buchstabe c, 
Doppelbuchstabe aa) für. diesen Personenkreis da-
durch ausgeglichen, daß die Stellenzulage künftig zu 
den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen gehört, wenn 
die Voraussetzungen für die bisherige Ruhegehalt-
fähigkeit vorliegen. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung auf Grund der Ände-
rung des Soldatengesetzes (Artikel 4). 

Zu Nummer 8 (§ 18) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 4 Buch-
stabe b, c und d. 

Zu Nummer 9 (§ 21) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 6. 

Zu Nummer 10 (§ 26) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zur Neufassung des 
§ 26 Abs. 2 bis 4. 

Zu Buchstabe b 

Auf Grund der zeitlich gestaffelten Anhebung der 
besonderen Altersgrenzen der Berufssoldaten im Sol-
datengesetz (Artikel 4 Nr. 2 und 3) ist das bisherige 
Zuschlagssystem ohne inhaltliche Änderung anzu-
passen. Der höchste Zuschlag beträgt wie bisher 
13,125 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und 
vermindert sich - wegen der längeren Dienstzeit - 
um  1,875 v. H. für jedes Jahr, um das sich die bis-
herige besondere Altersgrenze erhöht. Auch der Zu-
schlag für Offiziere, die in strahlgetriebenen Kampf-
flugzeugen als Flugzeugführer oder Waffensystem-
offizier verwendet werden und für die weiterhin die 
besondere Altersgrenze des 41. Lebensjahres gilt, 
bleibt unverände rt . 

Die Änderung der Vorschrift war gleichzeitig Anlaß 
für eine redaktionelle Überarbeitung. 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Dienstrechts-
reformgesetz. 
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Zu Buchstabe d 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 7 Buch-
stabe c. 

Zu Buchstabe e 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 7 Buch-
stabe d. 

Zu Nummer 11 (§ 26 a) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummern 21 und 22. 

Zu Nummer 12 (§ 27) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 13. 

Zu Nummer 13 (§ 28) 

Mit der Änderung wird klargestellt, daß nur solche 
Grundstücksgeschäfte unterstützt werden sollen, bei 
denen der Soldat im Ruhestand diese Grundstücke 
selbst nutzt. Dies kann insbesondere entweder im 
Rahmen einer eigenen gewerblichen Tätigkeit oder 
zu eigenen Wohnzwecken erfolgen. Demgegenüber 
soll eine Kapitalabfindung nicht bewil ligt werden, 
wenn die erworbenen Grundstücke oder Grund-
stücksteile nicht selbst genutzt, sondern vermietet 
oder verpachtet werden sollen (z. B. Kauf einer Eigen-
tumswohnung zum Zwecke der Vermietung). 

Zu Nummer 14 (§ 37) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zum 14. Gesetz zur 
Änderung des Soldatengesetzes. 

Zu Buchstaben b und c 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 19. 

Zu Nummer 15 (§ 38) 

Anpassung an die entsprechende Änderung des § 48 
des Beamtenversorgungsgesetzes durch Artikel 6 
Nr. 21. 

Zu Nummer 16 (§ 39) 

Redaktionelle Folgeänderung zur Änderung des Sol-
datengesetzes (Artikel 4). 

Zu Nummer 17 (§ 43) 

Redaktionelle Folgeänderung zum BeamtVGÄndG 
1993. 

Zu Nummer 18 (§ 45) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 22. 

Zu Nummer 19 (§ 48) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Auslandsverwen-
dungsgesetz. 

Zu Nummern 20 und 21 (§ 53) 

Folgeänderung zur Änderung des § 53 BeamtVG 
(Artikel 6 Nr. 23). Auch hier Einbeziehung des bishe-
rigen Regelungsinhalts des §. 54 (entspricht § 53 a Be-
amtVG) in § 53 und Verschärfung der Anrechnung 
bei Einkommen außerhalb des öffentlichen Dienstes. 
Besonderen Gegebenheiten im Soldatenrecht (frü-
here Zurruhesetzung auf Grund besonderer Alters-
grenzen, besonders frühzeitige Zurruhesetzung der 
Flugzeugführer und Waffensystemoffiziere strahlge-
triebener Kampfflugzeuge - BO 41 -, übergangs-
weise Versorgung der Soldaten auf Zeit) wird durch 
spezielle Regelungen wie folgt Rechnung getragen: 

- Anhebung der Höchstgrenze bei Zuverdienst außer-
halb des öffentlichen Dienstes bis zur Vollendung 
des 61. Lebensjahres um 20 v. H., bei BO 41 bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres und mindestens 
aus Besoldungsgruppe A 14, 

- bei BO 41 darüber hinaus Beibehaltung der bishe-
rigen Beschränkung der Einkommensanrechnung 
auf 7,625 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge, sofern das Ruhegehalt „Sozialbestandteile" 
(nicht erdiente Erhöhung) in mindestens dieser 
Höhe enthält, 

- Beibehaltung der Beschränkung der Einkommens-
anrechnung bei den ehemaligen Soldaten auf Zeit 
als Empfänger von Übergangsgebührnissen auf 
Hinzuverdienst aus Verwendungen im öffentlichen 
Dienst. Eine Anrechnung auf außerhalb des öffent-
lichen Dienstes erzieltes Einkommen muß hier 
unterbleiben, denn den Soldaten auf Zeit soll mit 
Hilfe der Berufsförderung und der Übergangsge-
bührnisse der möglichst unverzügliche Übergang 
in den Zivilberuf erleichtert werden, aus dem 
(auch) eine Altersversorgung aufgebaut werden 
soll. Eine Kürzung der Übergangsversorgung als 
Folge erfolgreicher Eingliederungsbemühungen 
würde neben dem ohnehin schon höheren Lebens-
alter ein weiteres Eingliederungshemmnis bedeu-
ten und im Ergebnis dem Eingliederungsziel zu-
widerlaufen. Ein höheres Lebensalter erschwert 
erfahrungsgemäß die Chancen auf dem Arbeits-
markt. Eine verzögerte oder gar mißlungene Ein-
gliederung zöge aber zwangsläufig höhere Aus-
gaben in anderen Bereichen der öffentlichen Haus-
halte - mit entsprechenden Attraktivitätseinbußen 
für das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit 
insgesamt - nach sich. 

Zu Nummer 22 (§ 54) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 24. 

Zu Nummer 23 (§ 55) 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Nummer 21 und 
zum Dienstrechtsreformgesetz. 

Zu Nummer 24 (§ 55 a) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummern 21 und 22. 

Zu Nummer 25 (§ 55b) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 27. 
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Zu Nummer 26 (§ 55 c) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 28. 

Zu Nummer 27 (§ 60) 

Streichung des entbehrlichen Klammerzusatzes so-
wie Angleichung des Wortlauts an § 62 des Beamten-
versorgungsgesetzes. 

Zu Nummer 28 (§ 61) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 21. 

Zu Nummer 29 (§ 63) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 16. Künf-
tig werden damit einheitliche Entschädigungsbe-
träge für alle besonders gefährlichen Dienstverrich-
tungen geschaffen. 

Zu Nummer 30 (§ 63 a) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 16. Auf 
Grund der inhaltlichen Änderung wurde die Vor-
schrift redaktionell überarbeitet. 

Zu Nummer 31 (§ 63 d) 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Nummer 30. 

Zu Nummer 32 (§ 81) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 13. 

Zu Nummer 33 (§ 81 e) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zum Jahressteuerge-
setz 1996. 

Zu Buchstabe b 

Anpassung an die entsprechende Regelung in § 1 
Abs. 9 des Gesetzes über die Entschädigung für 
Opfer von Gewalttaten. 

Zu Nummer 34 (§ 84) 

Redaktionelle Folgeänderung zum Änderungsgesetz 
vom 24. Juli 1995. 

Zu Nummer 35 (§ 88) 

Die Begründung zu Nummer 34 gilt entsprechend. 

Zu Nummer 36 (§ 91 a) 

Die Begründung zu Nummer 34 gilt entsprechend. 

Zu Nummern 37 und 38 (§ 94) 

Redaktionelle Klarstellung der Überschrift. Ent-
spricht im übrigen der Begründung zu Artikel 6 
Nr. 32. 

Zu Nummern 39 und 40 (§ 94 a) 

Redaktionelle Klarstellung der Überschrift. Ent-
spricht im übrigen der Begründung zu Artikel 6 
Nr. 33. 

Zu Nummer 41 (§ 94 b) 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 54 (vgl. Num-
mer 22). 

Zu Nummer 42 (§ 95) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 34. 

Zu Nummer 43 (§ 96) 

Entspricht der Begründung zu Artikel 6 Nr. 35. Im 
übrigen werden auch die bisherigen Regelungen in 
§ 94 b Abs. 4 des Soldatenversorgungsgesetzes und 
in § 6 Abs. 6 des Personalstärkegesetzes übergangs-
weise beibehalten. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Deutschen Richter-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 34) 

Durch die Vorschrift wird die für Beamte eingeführte 
eingeschränkte Dienstfähigkeit (Artikel 1 Nr. 4, Arti-
kel 2 Nr. 6) den richterrechtlichen Erfordernissen und 
den im Deutschen Richtergesetz bestehenden Rege-
lungen angepaßt. Aus Gründen der richterlichen 
Unabhängigkeit darf die Anordnung einer einge-
schränkten Verwendung eines Richters wegen be-
grenzter Dienstfähigkeit nicht dem Dienstherrn über-
lassen sein. In Übereinstimmung mit der in § 34 ent-
haltenen Regelung über die Versetzung eines Rich-
ters in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit ist 
vorzusehen, daß auch die Anordnung einer einge-
schränkten Verwendung wegen begrenzter Dienst-
fähigkeit nur mit Zustimmung des Richters oder auf 
Grund einer Entscheidung des Dienstgerichtes zuläs-
sig sein soll. 

Zu Nummer 2 (§ 48 d) 

Die durch das Gesetz zur Reform des öffentlichen 
Dienstrechts vom 24. Februar 1997 (BGBl. I  S. 322) 
für Richter im Bundesdienst eingeführte Regelung 
wird an die entsprechenden Regelungen für Richter 
im Landesdienst (§ 76 d DRiG) und für Bundesbeamte 
(§ 72d BBG) angepaßt. 

Zu Nummer 3 (§ 62) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zu Nummer 1. 

Zu Buchstabe b 

Anpassung der Vorschriften über die Zuständigkeit 
der Richterdienstgerichte an die Änderungen durch 
das Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts. 

Zu Nummer 4 (§ 78) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zu Nummer 1. 

Zu Buchstabe b 

Anpassung der Vorschriften über die Zuständigkeit 
der Richterdienstgerichte an die Änderungen durch 
das Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts. 
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Zu Artikel 9 (Wegfall der Dynamisierung 
von Stellenzulagen) 

Stellenzulagen werden künftig bei den allgemeinen 
Besoldungsanpassungen nicht mehr automatisch mit 
erhöht. Die im Jahr 1990 für die Sicherheitszulage, 
die Zulage für Fernmeldeaufklärung, die BSI-Zulage, 
die Polizeizulage, die Feuerwehrzulage und die 
Justizvollzugszulage eingeführte Automatik wird 
zurückgenommen. 

Zu Artikel 10 (Änderung des Gesetzes 
über die Gewährung einer 
jährlichen Sonderzuwendung) 

Zu Nummer 1 (§ 6) 

Zu Buchstabe a 

Aufnahme eines neuen, anspruchsbegründenden Be-
soldungsbestandteiles (Zuschlag nach § 72 a BBesG) 
sowie des Familienzuschlages für Anwärter an Stelle 
des bisherigen Anwärterverheiratetenzuschlags und 
redaktionelle Folgeänderung wegen obsolet geworde-
ner Bezüge (Ortszuschlag, örtlicher Sonderzuschlag, 
Zulagen nach dem Gesetz zur Regelung der Rechts-
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen) und der durch dieses Gesetz weg-
fallenden oder nicht mehr ruhegehaltfähigen Bezüge, 
die bisher Bestandteil der Bemessungsgrundlage wa-
ren (Anwärterverheiratetenzuschlag, ruhegehaltfähi-
ger Teil der Vollstreckungsvergütung). 

Zu Buchstabe b 

Die Sonderzuwendung gehört nach § 1 Abs. 3 BBesG 
zur Besoldung. Sie ist mithin eine zu den im Kalen-
derjahr erdienten Bezügen akzessorische Besol-
dungsleistung. Von dieser Ausgestaltung läßt das 
geltende Recht jedoch Ausnahmen zu, indem es An-
spruch auf die Sonderzuwendung im Falle eines Er-
ziehungsurlaubs auch gewährt, wenn mehrere Jahre 
kein Dienst geleistet worden ist und daher kein An-
spruch auf Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 BBesG be-
standen hat. Die Ausnahme ist seinerzeit bei erheb-
lich kürzerer Dauer des Erziehungsurlaubs einge-
führt worden; angesichts der heute erreichten Ur-
laubsdauer ist sie nicht mehr gerechtfertigt. Nach der 
Neufassung des Absatzes 2 besteht Anspruch auf die 
Sonderzuwendung nur für Zeiträume eines Kalen-
derjahres, in denen Dienst- oder Anwärterbezüge 
nach § 1 Abs. 2 oder 3 BBesG gezahlt worden sind. 
Die Regelung steht, ebenso wie die in Artikel 11 
und 12, im Zusammenhang mit der verbesserten Er-
stattungsregelung in Artikel 16. 

Zu Nummer 2 (§ 8) 

Redaktionelle Folgeänderung wegen der Neufas-
sung des § 40 BBesG durch das Reformgesetz. 

Zu Nummer 3 (§ 13) 

Aufhebung obsolet gewordener Übergangsregelungen. 

Zu Nummer 4 (§ 14) 

Streichung der obsolet gewordenen Berlin-Klausel.  

Zu Artikel 11 (Änderung des Gesetzes über 
vermögenswirksame Leistungen 
für Beamte, Richter, Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit) 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 2) 

Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen be-
steht derzeit für die gesamte Dauer des Erziehungs-
urlaubs, also u. U. für drei Jahre. Wie auch bei der 
Sonderzuwendung, sollen künftig vermögenswirk-
same Leistungen nur noch gewährt werden, wenn 
Dienst- oder Anwärterbezüge zustehen. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung wegen der Neurege-
lung der familienbezogenen Teile der Besoldung 
durch das Reformgesetz. 

Da der Anwärterverheiratetenzuschlag als Bestand-
teil der Anwärterbezüge entfällt, war der Familienzu-
schlag in die Bemessungsgrundlage aufzunehmen. 
Künftig ist mithin für Anwärter die Summe aus An-
wärtergrundbetrag, Anwärtersonderzuschlag und 
Familienzuschlag der Stufe 1 maßgebend. 

Zu Buchstabe b 

Klarstellung. 

Zu Nummer 3 (§ 4) 

Es soll der Regelung durch Landesrecht überlassen 
sein zu bestimmen, welcher Stelle die schriftliche 
Mitteilung zuzuleiten ist. Bundesgesetzlich ist es 
nicht geboten, hierfür die Landesregierungen zu be-
stimmen. An der bisherigen Regelung wird daher 
nicht mehr festgehalten. 

Zu Nummer 4 (§ 5) 

Redaktionelle Klarstellungen. 

Zu Nummer 5 (§ 7) 

Streichung der obsolet gewordenen Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 12 (Änderung des Urlaubsgeldgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Wie die vermögenswirksame Leistung, so steht auch 
das Urlaubsgeld für die gesamte Dauer eines Erzie-
hungsurlaubs und - wie auch bei der Sonderzuwen-
dung - unabhängig von einem Anspruch auf Bezüge 
zu. Auch hier ist künftig eine strengere Akzessorietät 
zwischen Urlaubsgeld und Anspruch auf Dienst-
oder Anwärterbezüge (§ 1 Abs. 2, Abs. 3 BBesG) er-
forderlich. Es bietet sich daher an, die tarifvertraglich 
für Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst vereinbarte 
Regelung zu übernehmen. 

Zu Nummer 2 (§ 8) 

Eine dem aufzuhebenden § 8 entsprechende Rege-
lung ist in § 53 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgeset-
zes erfolgt. 
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Zu Nummer 3 (§ 9) 

Streichung der obsolet gewordenen Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 13 (Änderung des 2. Haushaltsstruktur-
gesetzes) 

Durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 2. Dezem-
ber 1981 wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1982 die 
Anrechnung von Renten gemäß § 55 des Beamten-
versorgungsgesetzes in abgemilderter Form (40 v. H. 
der Rente bleiben anrechnungsfrei) auf Versorgungs-
bezüge ausgedehnt, die auf einem vor dem 1. Januar 
1966 begründeten Beamten-/Richter- bzw. Soldaten-
verhältnis beruhen. 

Bei kommunalen Wahlbeamten gilt diese abgemil-
derte Anrechnung auch dann, wenn die Versorgung 
an sich auf einem nach dem 1. Januar 1966 begrün-
deten Beamtenverhältnis beruht, dieses jedoch un-
mittelbar an ein vor dem 1. Januar 1966 bestehendes 
Beamtenverhältnis anschließt. 

Dies gilt künftig aus Gründen der Gleichbehandlung 
für alle Beamten, Richter und Soldaten. 

Zu Artikel 14 (Änderung der Beamtenversorgungs-
Übergangsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zum BeamtVGÄndG 
1993. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung zum Dienstrechtsre-
formgesetz. 

Zu Nummer 2 (§ 4) 

Zu Buchstabe a 

In § 4 Abs. 1 BeamtVÜV ist geregelt, daß die Anrech-
nung von Verwendungseinkommen aus dem öffent-
lichen Dienst gemäß § 53 BeamtVG für Beamte und 
Richter im Ruhestand, die wegen ihrer besonderen 
Fachkenntnisse im Beitrittsgebiet verwendet werden, 
ab 1. August 1991 insoweit Anwendung findet, als 
die Summe aus Versorgungsbezügen und Verwen-
dungseinkommen die Höchstgrenze von 130 v. H. der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge überschreitet. Dies 
gilt bisher nicht für Beschäftigungsverhältnisse, die 
nach dem 31. Dezember 1996 begründet werden (§ 4 
Abs. 3 BeamtVÜV). 

Im Beitrittsgebiet besteht weiterhin Bedarf an berufs-
erfahrenen Beamten und Richtern, insbesondere in 
den Bereichen der Justiz und der Betriebsprüfung. 
Daher wird die Geltung der besonderen Höchst-
grenze des § 4 Abs. 1 BeamtVÜV entsprechend dem 
Beschluß des Bundesrates vom 25. April  1997 (BR-
Drucksache 144/97) über den 31. Dezember 1996 hin-
aus bis zum 31. Dezember 1999 verlängert. 

Zu Buchstabe b 

Zur Vermeidung eines unnötigen Verwaltungsauf-
wandes infolge einer Regelung mehrerer Versor-
gungsbezüge nach §§ 54 und 107 c BeamtVG kann 
der Versorgungsempfänger auf den neuen, im Bei-
trittsgebiet erworbenen Versorgungsbezug verzich-
ten. Ein Verzicht kommt in der Regel nur in den Fäl-
len in Betracht, in denen der Versorgungsbezug 
höher ist als der neu erworbene Anspruch im Bei-
trittsgebiet. Der Anspruch auf eine amtsangemes-
sene Alimentation wird daher nicht beeinträchtigt, so 
daß dem Zweck des § 3 Abs. 3 BeamtVG nicht zu-
wider gehandelt wird. 

Zu Artikel 15 (Änderung der Soldatenversorgungs

-

Übergangsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Redaktionelle Folgeänderungen zum Auslandsver-
wendungsgesetz und zum Änderungsgesetz vom 
24. Juli 1995. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zum BeamtVGÄndG 
1993. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung zur Änderung des Sol-
datengesetzes (Artikel 4). 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Folgeänderung zum Dienstrechtsre-
formgesetz. 

Zu Buchstabe d 

Die Begründung zu Nummer 1 gilt entsprechend. 

Zu Nummer 3 (§ 4) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 7 Nr. 21. 

Zu Buchstabe b 

Auf die Begründung zu Artikel 14 wird verwiesen. 
Die für Beamte geltenden Regelungen sind aus 
Gründen der Gleichbehandlung auf die Soldaten zu 
übertragen. 

Zu Artikel 16 (Änderung der Erziehungsurlaubs-
verordnung) 

Während pflichtversicherte Arbeitnehmer für die 
Dauer des Erziehungsurlaubs beitragsfrei in der 
gesetzlichen Krankenversicherung weite rversichert 

 sind, müssen Beamte bei ihren privaten  Krankenver-
sicherungen in der Regel ihre vollen Krankenver-
sicherungsbeiträge, die über 300 DM mehr monatlich 
betragen können, weiterentrichten. Die nach bisheri-
gem  Recht vorgesehene Erstattung dieser Beiträge 
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ist nach § 5 Abs. 2 der Erziehungsurlaubsverordnung 
(ErzUrlV) auf 60 DM monatlich beschränkt. 

Von vielen Seiten wird deshalb seit langem eine Ver-
besserung der Erstattungsregelung gefordert. Der 
Deutsche Bundestag hat in der Sitzung am 11. Mai 
1995 der Beschlußempfehlung des Petitionsausschus-
ses (vgl. lfd. Nr. 5 der Sammelübersicht 13 d/29 - 
Drucksache 13/1222) zugestimmt, eine entsprechende 
Petition der Bundesregierung zur Erwägung zu über-
weisen. 

Insbesondere aus haushaltsmäßigen Gründen ist 
eine volle Erstattung der Krankenversicherungsbei-
träge der Beamten im Erziehungsurlaub nicht mög-
lich. Die vorgesehene Neufassung des § 5 Abs. 2 
ErzUrlV stellt für eine über die geltende Regelung 
hinausgehende Beitragserstattung - wie bei der Zah-
lung von Erziehungsgeld - auf das (Familien-)Ein-
kommen des beurlaubten Beamten während des Er-
ziehungsurlaubs ab: 

- Wer wegen seines geringen (Familien-)Einkom-
mens Anspruch auf volles Erziehungsgeld hat, soll 
auch in den Genuß der vollen Beitragserstattung 
kommen. 

- Wer wegen seines (Familien-)Einkommens nur ein 
vermindertes Erziehungsgeld beanspruchen kann, 
soll auch in den meisten Fällen nur eine verrin-
gerte Beitragserstattung geltend machen können. 

- Wem der Gesetzgeber wegen eines höheren (Fa-
milien-)Einkommens Erziehungsgeld versagt, der 
soll keinen höheren Beitrag erhalten als nach bis-
herigem Recht. 

In verwaltungsökonomischer Sicht hat die Neurege-
lung den Vorteil, daß die Dienststellen keine eigenen 
Berechnungen des maßgeblichen Einkommens (§ 6 
BErzGG) vornehmen müssen, da dies bereits die Er-
ziehungsgeld zahlenden Stellen tun. Es genügt, daß 
die Beamten, die eine über 60 DM hinausgehende 
Beitragserstattung beantragen, die entsprechenden 
Bescheide über die Zahlung von Erziehungsgeld vor-
legen. 

Die Regelung behandelt im übrigen alle beurlaubten 
Beamten gleich, unabhängig davon, ob sie alleiner-
ziehend oder verheiratet sind, ob der Ehepartner Be-
amter ist oder ob der im Arbeitnehmerverhältnis 
stehende Ehepartner in einer gesetzlichen Kranken-
versicherung bzw. in einer privaten Krankenver-
sicherung versichert ist. 

Zu Artikel 17 (Änderung anderer Vorschriften) 

Zu Absatz 1 

Folgeänderungen wegen der Neufassung des § 15 
BBG (Artikel 2 Nr. 1). 

Um das Bundesministerium für Post und Telekommu-
nikation, das nach der Postlaufbahnverordnung für 
den Erlaß von Laufbahn-, Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen in bezug auf die bei den Aktienge-
sellschaften beschäftigten Beamten zuständig ist, 
aber nicht die Stellung einer obersten Dienstbehörde 
hat und deshalb nicht von dem neuen § 15 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes erfaßt wird, in die Lage zu 

versetzen, Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen als Rechtsverordnungen zu erlassen, be-
darf es einer ausdrücklichen Ermächtigung im Post-
personalrechtsgesetz. 

Zu Absatz 2 

Folgeänderung wegen der Neufassung des § 15 BBG 
(Artikel 2 Nr. 1). 

Zu Absatz 3 

Redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 6 Nr. 23 
und 24. 

Zu Absatz 4 

Redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 6 Nr. 23 
und 24. 

Zu Absatz 5 

Redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 7 Nr. 21 
(Neufassung des § 53 SVG) und zu Artikel 7 Nr. 22 
(Aufhebung des § 54 SVG). 

Zu Absatz 6 

Das Bundessozialgericht hat diese Bestimmung für 
nichtig erachtet, da sie nicht im Rahmen der Ermäch-
tigung durch § 16 Abs. 3 AAÜG liege. Von einer 
Änderung der Ermächtigung wird abgesehen. Damit 
wird Einkommen unabhängig davon angerechnet, 
ob es aus einer Verwendung innerhalb oder außer-
halb des öffentlichen Dienstes erzielt worden ist. 

Zu Absatz 7 

Klarstellung, daß zu den besonderen Vorschriften, 
die der Zentralbankrat nach § 31 Abs. 6 BBankG 
erlassen darf, auch die besonderen Vorschriften für 
die einzelnen Laufbahnen (Laufbahn-, Ausbildungs- 
und Prüfungsordnungen) gehören. 

Zu Absatz 8 

Nach geltender Rechtslage soll die Bundesregierung 
den gesetzgebenden Körperschaften zu Beginn jeder 
Wahlperiode einen Versorgungsbericht vorlegen. 
Der nächste Versorgungsbericht wäre im Jahr 1999 
und damit nur rund zwei Jahre nach Vorlage des 
ersten Versorgungsberichts vorzulegen. Zu diesem 
Zeitpunkt könnte der nächste Bericht noch keine 
wesentlich neuen Erkenntnisse aufzeigen. Die Vor-
lage soll daher erst im Laufe der Legislaturperiode 
erfolgen. 

Zu Artikel 18 (Übergangsvorschriften) 

Zu Absatz 1 

Die überörtliche militärische Flugsicherung wird 
außerhalb des Spannungs- und Verteidigungsfalles 
- wie die zivile Flugsicherung - in privatrechtlicher 
Organisationsform durchgeführt. Diese Funktionen 
werden von u. a. zur Deutschen Flugsicherungs-
GmbH beurlaubten Soldaten wahrgenommen. Sie 
werden kraft gesetzlicher Regelung in einem privat- 
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rechtlichen Arbeitsverhältnis beschäftigt. Um ihnen 
daraus keine Nachteile erwachsen zu lassen, sollen 
entsprechende Verwendungszeiten, die außerhalb 
des soldatenrechtlichen Statusverhältnisses, wäh-
rend einer Beurlaubung abgeleistet werden, für die 
Ruhegehaltfähigkeit der Stellenzulage berücksich-
tigt werden. 

Zu Absatz 2 

Entsprechende Folgeänderung zum Wegfall der 
Ruhegehaltfähigkeit von Zulagen für Beamte der frü-
heren Bundesanstalt für Flugsicherung. 

Zu Absatz 3 

Vorübergehende Ergänzung des Versorgungsschut-
zes durch Zahlung einer erhöhten einmaligen Unfall-
entschädigung für besonderes gefährdete Soldaten 
im Sinne des § 63 des Soldatenversorgungsgesetzes 
(mit Ausnahme von Besatzungsmitgliedern in strahl-
getriebenen Kampfflugzeugen BO 41) während einer 
besonderen Auslandsverwendung im Sinne des 
§ 58a Abs. 1 und 2 des Bundesbesoldungsgesetzes, 
bei der Verwendung eines Soldaten im Ausland im 
Zusammenhang mit einer Maßnahme im Sinne des 
§ 58 a des Bundesbesoldungsgesetzes oder bei Ver-
wendungen im Ausland mit vergleichbar gesteiger-
ter Gefährdungslage. Dies betrifft Auslandsunfälle, 
in denen nicht die besonderen Voraussetzungen für 
die Gewährung einer erhöhten einmaligen Entschä-
digung nach § 63 a Abs. 4 oder § 63 d in Verbindung 
mit § 63 a Abs. 4 des Soldatenversorgungsgesetzes 
(insbesondere mangels rechtswidrigen Angriffs oder 
bewußten Lebenseinsatzes) vorliegen. Angleichung 
an  entsprechende Regelungen im Beamtenversor-
gungsgesetz (§ 43 Abs. 4, § 46 a) 

Zu Artikel 19 (Neubekanntmachungserlaubnisse) 

Neubekanntmachungserlaubnis. 

Zu Artikel 20 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang) 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang. 

Zu Artikel 21 (Umsetzungspflicht) 

Umsetzungspflicht. 

Zu Artikel 22 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 

Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1 

Das rückwirkende Inkrafttreten der Übergangsrege-
lung stellt sicher, daß frühere Verwendungszeiten 
von Soldaten im Arbeitnehmerverhältnis bei der 
Deutschen Flugsicherungs-GmbH für die Ruhege-
haltfähigkeit der früheren Stellenzulage berücksich-
tigt werden. 

Zu Nummer 2 

Das rückwirkende Inkrafttreten der Änderungen zu 
§ 4 BeamtVÜV und zu § 4 SVÜV zum 1. Januar 1997 
stellt sicher, daß die bisherigen Regelungen zur Auf-
bauhilfe in den neuen Ländern ohne Unterbrechung 
auch für nach dem 31. Dezember 1996 begründete 
Beschäftigungsverhältnisse gelten. 

Zu Nummer 3 

Die redaktionelle Klarstellung des Artikels 6 Nr. 34 
und des Artikels 7 Nr. 42 zum Dienstrechtsreform-
gesetz wirkt auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zurück. Im übrigen wird auf die Begründung zu 
Artikel 18 Abs. 3 verwiesen. 

Zu Nummer 4 

Die Heraufsetzung der für Vollzugsbeamte geltenden 
besonderen Altersgrenze und die damit verbundene 
Einführung einer besonderen Antragsaltersgrenze, 
bei deren Inanspruchnahme ein Versorgungsab-
schlag erhoben wird, sollen erst am 1. Januar 2000 in 
Kraft treten. Hierdurch werden die Beamten, die 
heute unmittelbar vor dem Erreichen der Altersgren-
ze stehen, von dieser Änderung nicht mehr erfaßt. 
Für alle anderen betroffenen Beamten besteht genü-
gend Zeit, sich hierauf einzustellen. 

Ebenso mit Wirkung zum 1. Januar 2000 wird der 
Versorgungsabschlag bei Inanspruchnahme der An-
tragsaltersgrenze für Schwerbehinderte eingeführt. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens gewährleistet den 
Gleichklang mit den neuen rentenrechtlichen Rege-
lungen des Entwurfs des Rentenreformgesetzes 1999. 

Zu Nummer 5 

Am 1. Januar 2002 wird die allgemeine Altersgrenze 
für Berufssoldaten auf das 61. Lebensjahr angeho-
ben. Die Anpassung der Regelung zum einmaligen 
Ausgleich bei Altersgrenzen (§ 38 SVG) erfolgt zum 
gleichen Zeitpunkt. 

Zu Nummer 6 

Die Vorschrift regelt das im Interesse der Personal-
struktur der Streitkräfte abgestufte Inkrafttreten der 
Anhebung der Altersgrenzen der Berufssoldaten. 

C. Stellungnahme der Gewerkschaften 
im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 

I. Deutscher Beamtenbund (DBB) 

1. An dem Grundsatz, daß die Versorgung der Beam-
ten ausschließlich aus Mitteln der Dienstherren zu 
erfolgen hat und Kostensteigerungen der Versor-
gung deshalb von diesen aufzufangen sind, darf 
nicht gerüttelt werden. Die Ursache für Personal-
zuwächse in den vergangenen Jahrzehnten liegt 
ausschließlich im Verantwortungsbereich der 
Dienstherren bzw. der Parlamente. 

2. Positiv wertet der DBB die Regelungen über politi-
sche Beamte und zur begrenzten Dienstfähigkeit. 
Die begrenzte Dienstfähigkeit trägt dem Vorrang 
einer weiteren Verwendung in einem möglicher- 
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weise anderen Tätigkeitsbereich vor direkter Zur-
ruhesetzung Rechnung. 

3. Zu den Hauptkritikpunkten des DBB an dem Ge-
setzentwurf zählt die vorgesehene Bildung einer 
Versorgungsrücklage aus Beiträgen der Beamten 
und Versorgungsempfänger. Jegliche Beitrags-
regelung im Sinne einer echten Beteiligung der 
Beamten wird aus verfassungsrechtlichen Grün-
den abgelehnt. Als höchst problematisch wird vom 
DBB auch die beabsichtigte Bildung von bis zu 17 
verschiedenen Sondervermögen, in denen die 
Rücklagen gebildet werden sollen, angesehen. Be-
mängelt wird außerdem, daß lediglich das Endziel 
einer Absenkung des Besoldungs- und Versor-
gungsniveaus um 3 % im Jahre 2015 avisiert ist, 
die Ausgestaltung im einzelnen, also Anzahl und 
Höhe der Stufen bis zur 3 %igen Absenkung, völ-
lig offen bleibt. Für besonders unglücklich hält der 
DBB die Tatsache, daß das von Bundesinnenmini-
ster Kanther favorisierte Modell praktisch jedes 
Jahr das öffentliche Interesse auf die Beamtenver-
sorgung lenken wird. Denn mit jedem Besoldungs-
anpassungsgesetz dürfte die Höhe des Eigenan-
teils der Beamten erneut ins Gerede geraten. Der 
DBB hat auf der Grundlage versicherungsmathe-
matischer Berechnungen Alternativen zu der im 
Versorgungsreformgesetz beabsichtigten Versor-
gungsrücklage vorgelegt. Danach kann der Ein-
stieg in ein systemfremdes, beitragsfinanziertes 
System durch eine einmalige Neugestaltung der 
Besoldungstabelle mit dem gleichen wirtschaftli-
chen Erfolg ersetzt werden. Das renommierte ver-
sicherungsmathematische Büro Prof. Dr. Heubeck 
hat dazu im Auftrag des DBB errechnet, daß eine 
Absenkung des Gehaltsniveaus um durchschnitt-
lich 0,96 % ebenfalls bis zum Jahre 2015 zu 66 Mrd. 
DM Einsparungen führen würde. 

4. Nicht hinnehmbar ist für den DBB die Anhebung 
der besonderen Altersgrenzen im Vollzugsbereich, 
deren Besonderheit keineswegs zufällig besteht. 
Tatsächlich ist aufgrund der besonderen Belastun-
gen in den verschiedenen Vollzugsbereichen die 
dienstliche Verwendbarkeit nur bis zum Erreichen 
der besonderen Altersgrenze gewährleistet. Ge-
warnt wird in diesem Zusammenhang auch vor 
der Auswirkung einer Kumulation verschiedener 
Eingriffsmaßnahmen. Konzeptionslos, unkoordi-
niert, unsozial und zum Teil rechtlich bedenklich 
wird in diesem Zusammenhang insbesondere der 
Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzula-
gen bzw. deren Reduzierung oder gar Streichung 
gewertet. 

5. Auch den Regelungen über die Bezahlung bei 
Versetzung in den Ruhestand kann der DBB nicht 
zustimmen, ebensowenig wie der Beschneidung 
der Rechte des Bundespersonalausschusses und 
der Neuregelung der Anwärterbezüge. Widerset-
zen wird sich der DBB auch dem Vorhaben, die 
Wartefrist für die Versorgung aus dem letzten Amt 
von zwei auf drei Jahre zu verlängern. Nach DBB-
Auffassung, der auch die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts entspricht, liegt hier 
ein Verstoß gegen Artikel 33 Abs. 5 Grundgesetz 
vor. Auf Unverständnis stoßen schließlich die ge-

planten Verschärfungen bei den Versorgungsab-
schlagsregelungen und bei den Hinzuverdienst-
grenzen. Völlig inakzeptabel ist aber, daß nach 
dem neuesten Stand des Gesetzentwurfs auch bei 
Schwerbehinderten eine Versorgungsabschlags-
regelung bei einer Zurruhesetzung zwischen dem 
60. und 63. Lebensjahr vorgesehen ist. 

II. Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 

1. Der DGB hat mehrfach - zuletzt durch Beschluß 
des DGB-Bundesvorstandes vom 8. April 1997 - 
seine  Bereitschaft verdeutlicht, konstruktiv an der 
Reform der Beamtenversorgung mitwirken zu wol-
len. Diese Chance hat die Bundesregierung nicht 
genutzt. 

2. Die Gewerkschaften halten am Ziel einer fo rt
-schrittlichen Harmonisierung der verschiedenen 

Systeme der Alterssicherung fest. Die Systeme sol-
len - trotz ihrer Eigenständigkeit und ihrer Beson-
derheiten - einander angenähert werden. Der 
DGB hatte 1990 dargestellt, daß die Einführung 
eines Beitrags zur Alterssicherung im Beamten-
bereich Sinn machen würde, wenn die Besoldung 
gleichzeitig entsprechend angehoben würde. Eine 
solche Umstellung für die derzeitigen Beamten 
vorzunehmen, dürfte sicherlich - wie manche 
Experten meinen - kaum lösbare rechtliche und 
haushalts- bzw. finanzpolitische Schwierigkeiten 
bereiten. Sinn machen würde aber, für Neueinstel-
lungen einen Systemwechsel vorzunehmen. Der 
DGB ist bereit, darüber zu verhandeln, und plä-
diert dafür, dies im Rahmen dieses Gesetzge-
bungsverfahrens in Angriff zu nehmen, denn der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung greift solche 
Ansätze nicht auf. 

3. Dem vorliegenden Vorschlag zur Bildung einer 
Versorgungsrücklage kann der DGB nicht zustim-
men. Er hat im Anschluß an die Vorlage des Ver-
sorgungsberichts seine Bereitschaft erklärt, die 
Versorgungsrücklage politisch zu begleiten, wenn 
bestimmte Rahmenbedingungen eingehalten wer-
den. Dies sieht der Gesetzentwurf nicht vor. Statt 
dessen wird einer Vielzahl unterschiedlicher re-
gionaler Regelungen Tür und Tor geöffnet. Der 
Bund darf sich aber nicht aus einer Rahmenkom-
petenz verabschieden. Der DGB hält darüber hin-
aus folgende Punkte für unabdingbar: 

- Die jeweiligen Tarifergebnisse sind zeit- und 
inhaltsgleich auf den Beamtenbereich zu über-
tragen. 

- Bei den Sondervermögen muß gesetzlich sicher-
gestellt sein, daß ein Mißbrauch für andere 
Zwecke ausgeschlossen ist. Klar muß auch sein, 
daß die Mittel außerhalb des Haushalts geführt 
werden. 

- Die Beiträge sind in den Monatsabrechnungen 
auszuweisen, damit Beamtinnen und Beamte 
ihre Beitragsleistung nachweisen können. 

- Zumindest aus der Gesetzesbegründung muß 
hervorgehen, daß für die einbehaltenen Beiträge 
der Eigentumsschutz des Artikels 14 GG gilt. 
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- Beamtinnen und Beamte müssen an der Siche-
rung, Ausgestaltung und Verwaltung der Ver-
sorgungsrücklage paritätisch beteiligt werden. 
Die Interessenvertreter sollen - wie in der ge-
setzlichen Rentenversicherung - durch Wahl 
entsandt werden. 

4. Wir begrüßen, daß die Bundesregierung die ge-
werkschaftliche Forderung nach Einführung einer 
Teildienstfähigkeit aufgegriffen hat. Deren Ausge-
staltung ist aber unzureichend. Die Freiwilligkeit 
der Betroffenen müßte im Vordergrund stehen, da-
mit ausgeschlossen werden kann, daß die Arbeit-
geber dieses Instrument als Zwangsmaßnahme 
mißbrauchen. Wir erwarten, daß bei der Teil-
dienstfähigkeit auf eine Altersgrenze verzichtet 
wird, damit diese im Einzelfall auch dienstunfähi-
gen jüngeren Beamtinnen und Beamten offen-
steht, zumal auch eine vorübergehende Teildienst-
fähigkeit denkbar ist. Die Höhe der Vergütung 
sollte bundeseinheitlich festgelegt und die Be-
rücksichtigung bei der Berechnung der Versor-
gung verbessert werden. Nur dann wird das In-
strument „Teildienstfähigkeit" Akzeptanz finden. 
Während der Erprobungszeit sollte ein Berater-
kreis mit gewerkschaftlicher Beteiligung einge-
richtet werden. Begleitet werden müßte diese 
Maßnahme durch eine Altersteilzeitregelung. 

5. Die besondere Altersgrenze (60 Jahre) von Polizei-, 
Justizvollzugsdienst und Feuerwehr, die den be-
sonderen physischen und psychischen Anforde-
rungen und Belastungen dieser Beschäftigten-
gruppen Rechnung trägt, ist zu erhalten. In ande-
ren Ländern der Europäischen Union beträgt das 
reguläre Zurruhesetzungsalter für diesen Perso-
nenkreis 55 Jahre. Nicht einmal über eine Faktori-
sierung der in Wechselschicht und operativem 
Dienst verbrachten Dienstzeit wird nachgedacht. 

6. Die Heraufsetzung der Schwerbehindertenalters-
grenze wird aus arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Gründen abgelehnt. Der DGB lehnt es ab, im Beam-
tenrecht Fakten zu schaffen, bevor der Gesetzgeber 
in der Rente eine Regelung verabschiedet hat. 

7. Die Absenkung der Anwärterbezüge wird abge-
lehnt. Sie hat mit der Umsetzung des Versorgungs-
berichts nichts zu tun. Die Anwärterbezüge wur-
den bereits eingefroren. Bedauerlicherweise ha-
ben sich Bundesregierung und Länder bisher nicht 
bereit erklärt, die eingesparten Beträge für zusätz-
liche Ausbildungsplätze einzusetzen oder für ei-
nen raschen Abschluß in Monopolausbildungen 
zu verwenden. 

III. Deutscher Richterbund 

Die vorgesehene Bildung einer Versorgungsrücklage 
wird notfalls. mitgetragen. Die Einführung einer Teil-
dienstfähigkeit und die Verschärfung der Hinzuver-
dienstregelungen werden begrüßt. Die Absenkung 
der Anwärterbezüge und der Wegfall der Ruhege-
haltfähigkeit der Stellenzulagen - letzteres insbeson-
dere im Gerichtsvollzieherbereich - werden abgelehnt. 

IV Bund Deutscher Verwaltungsrichter und 
Verwaltungsrichterinnen (BDVR) 

Die vorgesehene Bildung einer Versorgungsrücklage 
wird nicht grundsätzlich abgelehnt. Es müsse jedoch 
klar sein, daß es sich um eine zeitlich befristete Son-
derleistung zur Bewältigung einer Ausnahmesitua-
tion handelt. Damit unvereinbar sei die vorgesehene 
dauerhafte Absenkung des Besoldungs- und Versor-
gungsniveaus. Vielmehr seien die Tariferhöhungen 
zunächst ungekürzt an die Beamten weiterzugeben, 
der Versorgungsbeitrag sei von der erhöhten Besol-
dung einzubehalten. Nach Ablauf der Ansparphase 
sei die Besoldung wieder ungekürzt auszuzahlen. 
Eine Beteiligung der Versorgungsempfänger an 
der Versorgungsrücklage wird abgelehnt. Die aus-
schließliche Verwendung der Mittel der Rücklage für 
Versorgungsausgaben müsse zuverlässig sicherge-
stellt werden. 

 
V. Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands 

(CGB) 

Der CGB hält die vorgesehene Bildung einer Versor-
gungsrücklage für unvermeidlich. Er forde rt  Regelun-
gen, die die ausschließliche Verwendung der Rückla-
ge für Versorgungsausgaben zuverlässig sicherstellen. 

Der CGB lehnt den Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit 
der Stellenzulagen ab. Hinsichtlich der Absenkung 
der Anwärterbezüge forde rt  er die Zusage, daß im 
Gegenzug die Zahl der Anwärterstellen angehoben 
wird. Die vorgesehene Einführung einer Teildienst-
fähigkeit wird begrüßt. 

VI. Deutscher Bundeswehr-Verband (DBwV) 

Der DBwV lehnt den Entwurf des Versorgungs-
reformgesetzes als unsozial und in weiten Teilen kon-
zeptionslos ab. Entschiedene Einwände bestehen 
nach Auffassung des Verbandes gegen die Erhebung 
eines Versorgungsbeitrags von Soldaten/Beamten 
durch Einbehaltung eines Teils der Besoldungsan-
passung, zumal hierzu auch Soldaten auf Zeit heran-
gezogen werden sollen, die im Rahmen der sozialen 
Rentenversicherung eine eigenständige selbst finan-
zierte Alterssicherung besitzen. Damit würde die Be-
rechnungsbasis für deren Rentennachversicherung 
noch weiter sinken, die Rente sich weiter verschlech-
tern. Systemwidrig sei auch die Heranziehung der 
Versorgungsempfänger zu Beiträgen für ihre eigene 
Versorgung. Auch sei keineswegs gewährleistet, daß 
eine etwaige Rücklage zweckentsprechend verwen-
det würde. 

Entschieden abgelehnt hat der DBwV die generelle 
Beseitigung der Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzu-
lagen. Viele Zulagen in den Streitkräften würden nur 
aus dem Grunde gezahlt, weil eine der Ausbildung 
und den Anforderungen des Dienstpostens gerechte 
Ämtereinstufung der Soldaten speziell unter Berück-
sichtigung der militärischen Hierarchie nicht ge-
währleistet sei. Zum Beispiel könnte nicht jeder Flug-
zeugführer in dieser Verwendung zu hohen Dienst-
graden befördert werden; Zulagen bildeten hierbei 
den notwendigen Ausgleich für nicht funktionsge- 
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rechte Bezahlung. Sie müßten deshalb Wirkung für 
die Versorgungsbezüge behalten. 

Nicht hinnehmbar nach Auffassung des DBwV ist die 
geplante Verschärfung der Hinzuverdienstregelung, 
wonach Pension und Hinzuverdienst grundsätzlich 
nicht höher sein dürfen, als die letzte Bezahlung. Be-
sonders betroffen hiervon seien zahlreiche Berufssol-
daten, die im dienstlichen Interesse im Rahmen der 
Umfangsreduzierung der Streitkräfte vorzeitig aus 
dem Dienst ausgeschieden seien und sich eine priva-
te  Existenz aufgebaut hätten. Durch die Begrenzung 
des Hinzuverdienstes sei ihre Lebensplanung in vie-
len Fällen zunichte gemacht. 

Die Kumulation der bereits durchgeführten und der 
drohenden Eingriffe der Dienstrechtspolitik der Bun-
desregierung in soziale Positionen führte dazu, daß 

gravierende Einkommenseinbußen eintreten, die un-
ter sozialen Aspekten unter keinen Umständen hin

-

nehmbar seien. 

D. Kosten 

Die Status-, Besoldungs- und Versorgungsregelun-
gen führen bei den Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder und Gemeinden) insgesamt zu einer Kosten-
entlastung. 

Wegen erforderlicher Übergangsregelungen und we-
gen der unterschiedlichen Zeitpunkte des Inkrafttre-
tens setzt der Einspareffekt stufenweise ein, bis die 
Maßnahmen ihre volle Wirkung entfalten. Bezogen 
auf das Jahr 2008 ergeben sich folgende Einsparun-
gen: 

Einsparungen in Mio. DM 

Gebietskörper- 
davon 

schaften 
Bund Länder 

Zulagen 	  300 76 190 

Anhebung besonderer Altersgrenzen 	  300 50 230 

Verlängerung Wartefrist auf dem Beförderungsamt 	 200 30 150 

Verschärfung der Hinzuverdienstregelungen 	  300 90 170 

Versorgung politischer Beamter 	  (nur geringes Einsparvolumen) 

Absenkung Anwärterbezüge 	  300 12 270 

Abschlag bei Schwerbehinderten 	  130 11 100 

Summe Einsparungen (2008); 
in Folgejahren weiter ansteigend 	  1 530 	269 1 110 

In Zusammenschau mit den durch das Reformgesetz 
vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322) bereits realisier-
ten Einsparungen und der maßvollen Besoldungs- 
und Versorgungsanpassung 1996/97 in Höhe von ins-
gesamt 3,6 Mrd. DM sowie dem bisherigen „Einfrie-
ren" der Sonderzuwendung (0,2 Mrd. DM) wird das 
Einsparziel des Versorgungsberichts (5 bis 6 Mrd. 
DM im Jahr 2008) erreicht. 

Hinzu kommt die Entlastung der öffentlichen Haus-
halte durch die Bildung der Versorgungsrücklage, 
die einschließlich der Verzinsung auf rund 66 Mrd. 
DM angewachsen sein und ab ca. 2014 zur Minde-
rung der Versorgungsausgaben zur Verfügung ste-
hen wird. 

Gegenüber dem geltenden Recht ergeben sich ge-
ringfügige Mehrkosten durch die Regelungen in Ar-
tikel 6 Nr. 16, Artikel 13 und Artikel 16. Diese werden 

kompensiert durch die Einsparungen infolge der Ver-
ringerung der Zahl und der Versorgung politischer 
Beamter und der Einführung des neuen Rechtsinsti-
tuts der Teildienstfähigkeit. 

E. Preiswirkungsklausel 

Die vorgesehenen Änderungen status-, besoldungs- 
und versorgungsrechtlicher Regelungen im Beam-
ten-, Richter- und Soldatenbereich führen insgesamt 
zu Einsparungen. Sie werden jedoch keine nennens-
werten Änderungen von Angebots- und Nachfrage-
strukturen zur Folge haben, so daß Auswirkungen 
auf Einzelpreise und Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten sind. 
Zur Durchführung des Gesetzes wird zusätzliches 
Personal bei Bund, Ländern und Gemeinden nicht 
benötigt. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 719. Sitzung am 28. No-
vember 1997 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf ge-
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 und 3 (§§ 25, 26 BRRG), 
Artikel 5 Nr. 8, 10, 20 Buchstabe a 
(§§ 46, 49 BBesG und Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B), 
Artikel 6 Nr. 7 und 21 (§§ 14, 48 BeamtVG) 

Der Bundesrat sieht die Vorlage im Hinblick auf 
die die Vollzugsdienste betreffenden Vorschriften 
in Artikel 1 Nr. 2 (besondere Altersgrenze), Arti-
kel 1 Nr. 3 (besondere Antragsaltersgrenze), Arti-
kel 5 Nr. 8 (Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit von 
Zulagen für die Wahrnehmung höherwertiger 
Funktionen), Artikel 5 Nr. 10 (Wegfall der Ruhe-
gehaltfähigkeit der Vollstreckungsvergütung der 
Gerichtsvollzieher), Artikel 5 Nr. 20 Buchstabe a 
(Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzu-
lagen auch für Polizei, Feuerwehr, Justizvollzug), 
Artikel 6 Nr. 7 (Versorgungsabschlag bei der In-
anspruchnahme der besonderen Antragsalters-
grenze bei Polizei, Feuerwehr, Justizvollzug) und 
Artikel 6 Nr. 21 (Übergangsgeld für Beamte, für 
die die besondere Altersgrenze gilt) noch nicht 
als beratungsfähig an, weil 

- für Bereiche mit besonders erhöhten Anforde-
rungen und Belastungen keine Differenzie-
rung vorgesehen ist und keine Alternativmo-
delle untersucht wurden, 

- die finanziellen Auswirkungen für die Beam-
ten der Vollzugsdienste nicht konkret darge-
stellt und in den Gesamtzusammenhang der 
bisherigen und beabsichtigten Sparmaßnah-
men gestellt sind und weil 

- einzelne rahmenrechtliche Festlegungen die 
Regelungsmöglichkeiten der Länder unnötig 
einschränken. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens 
folgende ergänzenden Untersuchungsergebnisse 
vorzulegen: 

- Eine Betroffenheitsanalyse für alle Vollzugs-
dienste, in der eventue lle Veränderungen zu 
den gesundheitlichen Anforderungen seit 
Festsetzung der besonderen Altersgrenze auf 
das vollendete 60. Lebensjahr dargestellt sind. 

- Eine Gegenüberstellung der finanziellen Aus-
wirkungen der ab 1991 bereits verwirklichten, 
der gesetzlich bereits geltenden und der beab-
sichtigten Einsparmaßnahmen auf die Beam-
ten der Vollzugsdienste und die Beamten der 
allgemeinen Verwaltung. 

- Alternativmodelle zu Regelungen für be-
stimmte Berufsgruppen zu erwägen unter Dar-
stellung ihrer finanziellen Auswirkungen. 

Begründung 

Die Bundesregierung begründet die Anhebung 
der besonderen Altersgrenze auf das vollendete 
61. Lebensjahr damit, daß die allgemeine An-
tragsaltersgrenze durch das Dienstrechtsreform-
Besetz auf das 63. Lebensjahr angehoben worden 
ist (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 2). Eine Her-
aufsetzung der besonderen Altersgrenze ist aber 
nur gerechtfertigt, wenn die gesundheitlichen 
Anforderungen in allen Berufsgruppen abge-
nommen hätten. Der hohe Anteil der vorzeitig 
(d. h. vor Erreichen des 60. Lebensjahres) in den 
Ruhestand versetzten Beamten läßt diesen 
Schluß jedoch nicht zu. Es ist auch nicht unter-
sucht worden, ob hier eine Differenzierung nach 
Berufsgruppen, nach Funktionen oder Laufbahn-
gruppen oder nach der Art  der Tätigkeit 
(Schichtdienst) sachgerecht wäre. Im übrigen ist 
nicht die Notwendigkeit einer rahmenrechtlichen 
Festlegung der Anhebung der besonderen Al-
tersgrenze dargelegt worden. Bei einem Verzicht 
auf die Festlegung auf das 61. Lebensjahr könn-
ten die Länder frei entscheiden, ob sie die bishe-
rigen Bestimmungen für alle oder einzelne Be-
rufsgruppen beibehalten wollen oder ob sie sich 
den Regelungen des Bundes anschließen. Die 
gleichen Überlegungen gelten auch hinsichtlich 
der Einführung einer besonderen Antragsalters-
grenze in das Rahmenrecht, die nur Sinn macht, 
wenn eine darüberliegende rahmenrechtliche 
besondere Altersgrenze existiert. 

Auch wenn man der grundsätzlichen Regelungs-
konzeption der Bundesregierung folgen würde, 
daß Stellenzulagen künftig nicht mehr ruhege-
haltfähig sein sollen, ist es dennoch vorstellbar, 
daß Ausnahmen von diesem Grundsatz für be-
stimmte Bereiche mit besonders hohen Belastun-
gen oder für Fallgruppen, in denen die Zulage 
Beförderungsersatzcharakter hat, vorgesehen 
werden. 

Der Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit der Zulage 
für die Wahrnehmung höherwertiger Funktionen 
würde auch Zulagen erfassen, die aufgrund lan-
desrechtlicher Rechtsvorschriften (§ 46 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 3 BBesG) geleistet werden. Die Über-
tragung eines höherwertigen Amts mit zeitlicher 
Begrenzung, wie sie z. B. an Schulen mit kolle-
gialer Schulleitung möglich ist, hat aber Beför-
derungsersatzcharakter. Der Wegfall der Ruhe-
gehaltfähigkeit würde im Ergebnis zu einer 
höheren Belastung der Landeshaushalte führen, 
weil dann Beförderungsstellen bereitzustellen 
sind. 
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Die Vollstreckungsvergütung für Gerichtsvollzie-
her  (§ 49 Abs. 2 BBesG) ist seit nahezu 100 Jahren 
ein wesentlicher Bestandteil ihrer Besoldung. Sie 
sollte daher auch versorgungswirksam bleiben. 

Eine Differenzierung ist auch zu erwägen für die 
Vollzugsdienste Polizei, Feuerwehr und Justiz. 
Die Stellenzulage für diesen Personenkreis trägt 
zugleich der Bedeutung der jewei ligen Aufga-
benbereiche, für die die Stellenzulage gewährt 
wird, Rechnung. Sie ist mit einer (ruhegehaltfähi-
gen) Amtszulage vergleichbar. Es wäre im Hin-
blick auf die erhöhten Anforderungen und Bela-
stungen dieses Personenkreises eine unbillige 
Härte, wenn dieser Bezügebestandteil, der den 
Lebenszuschnitt des Beamten und seiner Familie 
über die gesamte Zeit seines Berufslebens mit

-

prägt, bei der Berechnung des Ruhegehalts un-
berücksichtigt bliebe. 

Ungeachtet der Bemühungen, die Anzahl der 
Zulagen einzuschränken, soll dagegen für die 
Beamten des Bundeskriminalamtes eine neue 
Zulage eingeführt werden (Artikel 5 Nr. 20 
Buchstabe k) und den Ländern die Möglichkeit 
eingeräumt werden, eine Zulage auch für die 
Beamten der Landeskriminalämter vorzusehen. 
Eine Überprüfung dieser Regelung ist unter Be-
rücksichtigung der Zielsetzungen und der Ge-
samtzusammenhänge geboten. 

Nicht untersucht wurde, wie sich das Ausgleichs-
geld, das Beamten gewährt wird, die nach Errei-
chen der besonderen Altersgrenze in den Ruhe-
stand treten (§ 48 Abs. 1 BeamtVG), dem Grunde 
und der Höhe nach in den Gesamtzusammen-
hang und die Zielsetzungen des Gesetzentwurfs 
einfügt. 

Wegen der finanziellen Auswirkungen auf die 
Vollzugsdienste hatte das Bundesinnenministeri-
um in Vorgesprächen wiederholt zugesagt, eine 
derartige „Betroffenheitsanalyse" den Ländern 
zur Verfügung zu stellen. Dies ist bisher nicht ge-
schehen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 4 a - neu -
(§ 44 b Abs. 5- neu - BRRG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende Num-
mer 4 a einzufügen: 

,4 a. Dem § 44 b wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

„(5) Durch Gesetz kann bestimmt werden, 
daß Beamten bis zum 31. Dezember 2004 Ur-
laub nach Absatz 1 Nr. 2 bereits nach Vollen-
dung des 50. Lebensjahres bewi lligt werden 
kann. Absatz 4 Satz 1 ist mit der Maßgabe an-
zuwenden, daß die Dauer des Urlaubs 15 Jahre 
nicht überschreiten darf. " ' 

Begründung 

Zur Entlastung des Arbeitsmarktes wird die be-
stehende Altersgrenze für eine Beurlaubung bis 
zum Eintritt in den Ruhestand vorübergehend 
auf das 50. Lebensjahr gesenkt. 

In Artikel 2 Nr. 10 (§ 72e Abs. 4 BBG) des Ge-
setzentwurfs wird im Bereich des Bundes die 
Altersgrenze für den sog. Altersurlaub vorüber-
gehend auf das 50. Lebensjahr gesenkt. 

Mit dem Änderungsvorschlag soll für den Lan
-desgesetzgeber die rahmenrechtliche. Möglich-

keit geschaffen werden, eine entsprechende Re-
gelung einzuführen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 4 b - neu - (§ 44 c BRRG) 
und Artikel 5 Nr. 9 (§ 48 BBesG) 

a) In Artikel 1 ist nach der neuen Nummer 4 a fol-
gende Nummer 4 b einzufügen: 

,4 b. Nach § 44 b wird folgender § 44 c einge-
fügt: 

„§ 44 c 

Durch Gesetz kann festgelegt werden, 
daß Beamte, denen wegen einer festge-
legten ungleichmäßigen Verteilung der 
Arbeitszeit ein Zeitausgleich zusteht, der 
nicht oder nicht in vollem Umfang ge-
währt werden kann, eine Ausgleichszah-
lung nach den für Mehrarbeit festgeleg-
ten Vergütungssätzen erhalten. " ' 

b) Artikel 5 Nr. 9 ist wie folgt zu fassen: 

,9. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird ... (wie Regierungsent-
wurf) ... 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„ (3) Die Bundesregierung und die 
Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Gewäh-
rung einer Ausgleichszahlung für Be-
amte zu regeln, denen im Zuge einer 
festgelegten ungleichmäßigen Vertei-
lung der Arbeitszeit der zustehende 
Zeitausgleich ganz oder teilweise nicht 
gewährt werden kann. " ' 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die Länder haben den rahmenrechtlichen Spiel-
raum, Modelle einer längeren ungleichmäßigen 
Verteilung der Arbeitszeit (z. B. Sabbatjahr, Ar-
beitszeitkonten) einzuführen. Da bei derartigen 
Arbeitszeitmodellen in erheblichem Umfang zu-
nächst zusätzlicher Dienst geleistet wird, ist es 
aus Fürsorgegründen erforderlich, durch eine ge-
setzliche Regelung die Gewährung einer Aus-
gleichszahlung für die Fälle der Unmöglichkeit 
des Zeitausgleichs einzuführen. Hierfür bietet 
sich die Anwendung der Regelungen über die , 
Mehrarbeitsvergütung entsprechend § 44 Satz 3 
BRRG an. 

Zu Buchstabe b 

Die Ergänzung des § 48 BBesG ist die besol-
dungsrechtliche Folgeregelung zu dem einge- 
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fügten § 44 c BRRG (Artikel 1 Nr. 4 b). Sie ist er-
forderlich, damit die Mehrarbeitsvergütungsre-
gelung nach Absatz 1 auch auf die Fälle der Un-
möglichkeit des Zeitausgleichs bei längerer un-
gleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit ent-
sprechend angewandt werden kann. 

4. Zu Artikel 5 Nr. 5 (§ 17 BBesG) 

In Artikel 5 Nr. 5 ist § 17 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 2 sind nach den Worten „sie werden" 
die Worte „im Bundesbereich" einzufügen. 

b) Nach Satz 2 ist folgender Satz 3 anzufügen: 

„Durch Landesrecht kann bestimmt werden, 
daß die Festsetzung von Aufwandsentschädi-
gungen in festen Beträgen des Einvernehmens 
mit einer zu bestimmenden Behörde bedarf." 

Begründung 

Die Länder haben im Rahmen des bisherigen § 17 
BBesG in den Landesbesoldungsgesetzen er-
gänzende Regelungen über die Gewährung von 
Dienstaufwandsentschädigungen erlassen. Es 
sollte der Entscheidung der Länder überlassen 
bleiben, welche verfahrensmäßigen Regelungen 
nach der Änderung des § 17 BBesG getroffen 
werden. Durch die vorgesehene Neufassung des 
§ 17 BBesG wird in ausreichendem Maße klarge

-

stellt, wann und unter welchen Voraussetzungen 
eine Aufwandsentschädigung neben der Besol-
dung gewährt werden darf. Ein Bedürfnis, die 
Festsetzung von Aufwandsentschädigungen in 
festen Beträgen im Bundesrecht für den Bereich 
der Länder von dem Einvernehmen mit dem für 
das Besoldungsrecht zuständigen Ministerium 
abhängig zu machen, besteht daher nicht. Die 
Festlegung der Mitwirkungsbefugnis eines Mini-
steriums bei Entscheidungen anderer Körper

-

schaften widerspricht auch den Zielen der Ver-
waltungsreform und dem Grundsatz der Subsi-
diarität. Zu Lasten der Gesetzgebung durch die 
Länder wird im Bundesrecht ein weiterer, die 
kommunale Selbstverwaltung einschränkender 
Standard festgelegt. Die A rt  der Kontrolle kom-
munaler Entscheidungen im Bereich der Selbst-
verwaltung unterliegt der ausschließlichen Ge-
setzgebungshoheit der Länder. Zur Klarstellung 
der Gesetzgebungskompetenz der Länder auf 
dem Gebiet des Besoldungsrechtes wird § 17 
BBesG vorsorglich um eine Öffnungsklausel er-
gänzt. 

5. Zu Artikel 5 Nr. 5 a - neu - 
(§ 28 Abs. 3 Satz 2- neu - BBesG) 

In Artikel 5 ist nach Nummer 5 folgende Num-
mer 5 a einzufügen: 

,5 a. In § 28 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 

„Zur Feststellung der Kinderbetreuungszeit 
nach Satz 1 für ein Kind bei mehreren Be-
soldungsempfängern dürfen die Bezüge-
festsetzungsbehörden der öffentlich-recht

-

lichen Dienstherren (§ 29) die erforderli-
chen personenbezogenen Daten erheben 
und untereinander austauschen. " ' 

Begründung 

Der Dreijahreszeitraum kann für ein Kind, das 
von mehreren Personen, die als Beamte, Richter 
oder Soldaten im öffentlichen Dienst stehen, 
gleichzeitig oder nacheinander betreut wurde, 
insgesamt nur einmal in Anspruch genommen 
werden. Wurde die Kinderbetreuungszeit mit der 
Höchstdauer bereits bei einem Besoldungsemp-
fänger berücksichtigt, ist die Berücksichtigung 
später bei einem anderen Besoldungsempfänger 
nicht mehr möglich. Die Berücksichtigung einer 
über die Höchstgrenze hinausgehenden Kinder-
betreuungszeit für ein Kind bzw. die Doppelbe-
rücksichtigung einer Kinderbetreuungszeit bei 
mehreren Besoldungsempfängern kann durch 
den Austausch von Vergleichsmitteilungen ver-
mieden werden. Die Erhebung und der Aus-
tausch personenbezogener Daten bedarf der ge-
setzlichen Ermächtigung (vgl. auch Artikel 5 Nr. 7 
Buchstabe c). 

6. Zu Artikel 5 Nr. 17 (§ 72 a Abs. 2 BBesG) 

In Artikel 5 Nr. 17 ist in § 72 a Abs. 2 die Verord-
nungsermächtigung in Satz 1 auf die Bundesre-
gierung zu beschränken; hierbei ist die Zustim-
mungsbedürftigkeit durch den Bundesrat vorzu-
sehen. Der Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Bei eingeschränkter Dienstfähigkeit erhält der 
Beamte nach Absatz 1 mindestens Dienstbezüge 
in der Höhe des Ruhegehalts, das er bei Verset-
zung in den Ruhestand erhalten würde. 

Zur Wahrung der Einheitlichkeit der Besoldung 
sollte bundeseinheitlich für alle Dienstherren be-
stimmt werden, ob bzw. in welcher Höhe ein Zu-
schlag zu den Dienstbezügen bei Teildienstfähig-
keit zu gewähren ist. 

7. Zu Artikel 5 Nr. 17 (§ 72 a Abs. 2 Satz 1 BBesG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die Verordnungs-
ermächtigung in Artikel 5 Nr. 17 in § 72 a Abs. 2 
Satz 1 dem Bestimmtheitsgebot des Artikels 80 
Abs. 1 Satz 2 GG genügt. 

Begründung 

Die Verordnungsermächtigung in Artikel 5 Nr. 17 
(§ 72 a Abs. 2 Satz 1 BBesG) erweckt Bedenken 
im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot des 
Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 GG. 

Dem Verordnungsgeber (Bundesregierung oder 
jeweilige Landesregierung) bleibt es überlassen, 
unter welchen Voraussetzungen und in welcher 
Höhe er für die Fälle der begrenzten Dienstfähig-
keit einen Zuschlag zu den Dienstbezügen ge- 
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mäß § 72a BBesG in der Fassung des Gesetzent-
wurfs neu vorsieht. Zu diesen Fragen muß jedoch 
der Bundesgesetzgeber selbst - in der Rechtsver-
ordnungsermächtigung - die Entscheidung tref-
fen; der bloße Hinweis in der Begründung zu 
Artikel 5 Nr. 17 (BR-Drucksache 780/97, S. 35) 
genügt dem Bestimmtheitsgebot des Artikels 80 
Abs. 1 Satz 2 GG nicht. 

8. Zu Artikel 5 Nr. 20 Buchstabe k, 
Nr. 23 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd 
(Nummer 13 c der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B 
und Anlage IX zum Bundesbesoldungsgesetz) 

Artikel 5 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 20 Buchstabe k ist zu streichen. 

b) Nummer 23 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd 
ist zu streichen. 

Begründung 

In Artikel 5 Nr. 20 Buchstabe k des Entwurfs ist 
die Einführung einer neuen Zulage für Beamte 
des Bundeskriminalamtes vorgesehen. Die Zu-
lage soll hauptsächlich Verwaltungsbeamten und 
Polizeivollzugsbeamten ohne Anspruch auf die 
Polizeizulage (Beamte in Besoldungsgruppen der 
Besoldungsordnung B) gewährt werden. 

Die Einführung dieser neuen Zulage wider-
spricht nicht nur der allgemeinen Begründung zu 
Artikel 5 des Entwurfs, das relativ unüberschau-
bare  Zulagensystem zu straffen und zu bereini-
gen, wobei Zulagen zusammengefaßt, gekürzt 
bzw. gestrichen werden sollen. Sie ist auch durch 
den Hinweis auf Bestrebungen nach einer 
Gleichstellung der o. g. Beamten mit polizeizula-
geberechtigten Beamten nicht hinreichend sach-
lich begründet. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Öffnungsklausel 
setzt die Länder einem erheblichen Druck zur 
Übernahme dieser Mehrkosten verursachenden 
strukturellen Verbesserung aus und ist ange-
sichts der derzeitigen Situation der öffentlichen 
Haushalte nicht vertretbar. 

9. Zu Artikel 5 Nr. 20a - neu - 
(Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz) 

In Artikel 5 ist nach Nummer 20 folgende 
Nummer 20 a einzufügen: 

,20 a. Die Bundesbesoldungsordnung A (Anlage I) 
wird wie folgt geändert: 

a) In der Besoldungsgruppe A 5 wird die 
Amtsbezeichnung „Assistent" gestrichen. 

b) Die Besoldungsgruppe A 6 wird wie folgt 
geändert: 

aa) Bei der Amtsbezeichnung „Sekretär" 
werden die Fußnotenhinweise „2) 3) 
4) " durch den Fußnotenhinweis „1)"  er-
setzt. 

bb) Die Fußnoten 2, 3 und 4 werden gestri-
chen.' 

Begründung 

Die ursprünglich einheitliche Eingangsbesol-
dung in der Laufbahngruppe des mittleren Dien-
stes hat sich in den vergangenen Jahren durch 
mehrfache Verbesserungen in Teilbereichen 
deutlich auseinanderentwickelt. Zuletzt sind 
durch Artikel 3 des Bundesbesoldungs- und -ver-
sorgungsanpassungsgesetzes 1994 die Eingangs-
ämter für die Laufbahnen des mittleren allgemei-
nen Justizdienstes, des mittleren Dienstes der 
Steuerverwaltung und des mittleren Zolldienstes 
von BesGr A 5 nach BesGr A 6 angehoben wor-
den. Diese Entwicklung hat zu einer unausgewo-
genen Festlegung des Eingangsamtes und damit 
zu einer Ungleichbehandlung von im wesentli-
chen gleichwertigen Laufbahnen des mittleren 
Dienstes geführt. Es ist daher zur Wahrung ein-
heitlicher Besoldungsstrukturen und zur Vermei-
dung eines weiteren Auseinanderdriftens der 
Eingangsämter für Laufbahnen des mittleren 
Dienstes besoldungspolitisch dringend geboten, 
die Eingangsämter für Laufbahnen des mittleren 
Dienstes allgemein nach BesGr A 6 anzuheben. 

Der Bundesrat greift daher die wiederholt von 
ihm erhobene Forderung erneut auf, insoweit 
endlich die notwendige Änderung vorzunehmen. 
Zwar hat die Bundesregierung wiederholt, zu-
letzt im Rahmen des Gesetzes zur Reform des öf-
fentlichen Dienstrechts vom 24. Februar 1997 
(vgl. Gegenäußerung der Bundesregierung zur 
Stellungnahme des Bundesrates zu Nummer 32 
des Gesetzentwurfs - Drucksache 13/3994), zu-
gesagt, den Vorschlag des Bundesrates „zeitnah" 
aufzugreifen. Sie hat ihre Zusage jedoch ein wei-
teres Mal nicht eingehalten. Der Bundesrat erin-
nert die Bundesregierung daher mit Nachdruck 
an ihre mehrfach gegebene Zusage. Dabei kann 
sich die Bundesregierung nicht darauf berufen, 
der Lösungsvorschlag gehöre nicht in den Sach-
zusammenhang des vorliegenden Gesetzent-
wurfs. Die Bundesregierung hat nämlich selbst 
verschiedene andere Änderungen in den Ent-
wurf aufgenommen, die ebenfa lls nicht dem Ziel 
der Kostendämpfung der öffentlichen Haushalte 
untergeordnet werden können (vgl. z. B. Artikel 5 
Nr. 9 und 20 Buchstabe k - neue Zulage [!] für 
Beamte des Bundeskriminalamtes - und Artikel 6 
Nr. 16). Ein weiteres Hinausschieben der ange-
strebten Änderung ist auch im Hinblick darauf, 
daß mit einem „Besoldungsbereinigungsgesetz" 
in dieser Legislaturperiode  nicht mehr zu rech-
nen ist, nicht länger vertretbar. Im übrigen sind 
die finanziellen Auswirkungen je Regelungsfall 
äußerst gering (regelmäßig 65 DM monatlich). 

10. Zu Artikel 6 Nr. 7, 35 
(§ 14 Abs. 3, § 69c Abs. 7 BeamtVG) 

Artikel 6 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 7 Buchstabe a ist § 14 Abs. 3 Satz 2 
zu streichen. 
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b) In Nummer 35 ist § 69c Abs. 7 zu streichen. 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Der zusätzlichen Belastung von schwerbehinder-
ten Beamtinnen und Beamten kann nicht zuge-
stimmt werden. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung aus Buchstabe a. 

11. Zu Artikel 6 Nr. 21 (§ 48 BeamtVG) und Artikel 7 
Nr. 15 (§ 38 SVG) 

a) Artikel 6 Nr. 21 ist wie folgt zu fassen: 

„ 21. § 48 wird aufgehoben. " 

b) Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob § 38 des Soldatenversorgungsgesetzes (Ar-
tikel 7 Nr. 15) im Hinblick auf die Aufhebung 
des § 48 des Beamtenversorgungsgesetzes un-
ter Berücksichtigung der Besonderheiten im 
Soldatenbereich ebenfa lls aufgehoben werden 
muß. 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Beamte des Vollzugsdienstes, Beamte des Ein-
satzdienstes der Feuerwehr und Beamte im Flug-
verkehrskontrolldienst erhalten einen Ausgleich 
in Höhe von 8 000 DM, weil sie vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres wegen Erreichens der Al-
tersgrenze in den Ruhestand treten. Demgegen-
über müssen die anderen Beamten einen Versor-
gungsabschlag hinnehmen, wenn sie mit 63 Jah-
ren bzw. als Schwerbehinderte mit 60 Jahren auf 
Antrag in den Ruhestand gehen wollen. Ange-
sichts des Versorgungsabschlags ist es nicht län-
ger gerechtfertigt, Beamten, die wegen einer vor 
Vollendung des 65. Lebensjahres liegenden ge-
setzlichen Altersgrenze in den Ruhestand treten, 
einen Ausgleich zu zahlen. 

Zu Buchstabe b 

§ 38 SVG entspricht § 48 BeamtVG und wäre, 
falls Besonderheiten im Soldatenbereich dem 
nicht entgegenstehen, entsprechend Nummer 1 
anzupassen. 

12. Zu Artikel 6 Nr. 23 (§ 53 Abs. 2 BeamtVG) 

In Artikel 6 Nr. 23 ist § 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wie 
folgt zu fassen: 

„1. für Ruhestandsbeamte und Witwen die ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das 
Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Be-
trag in Höhe des Eineinviertelfachen der je-
weils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zu-
züglich des jeweils zustehenden Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1," 

Begründung 

Der Höchstgrenzenberechnung sollte weiterhin 
die Besoldungsgruppe zugrunde gelegt werden, 
aus der sich das Ruhegehalt berechnet. Die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Neufassung begün-
stigt beim Bezug von Verwendungseinkommen 
die Beamten, die die Wartezeit für die Versor-
gung aus dem letzten Amt (§ 5 Abs. 3 BeamtVG) 
nicht erfüllen. Abgesehen davon, daß eine sol-
che Regelung einer arbeitsmarktpolitisch uner-
wünschten Beschäftigung von Ruhestandsbeam-
ten Vorschub leisten würde, wäre die Maßnahme 
verwaltungsaufwendig und nicht automationsge-
recht. Nicht nur in den betroffenen Fällen müßte 
ein zusätzlicher Abgleich zwischen tatsächlich 
gezahlter Versorgung und ohne Berücksichti-
gung des § 5 Abs. 3 BeamtVG zustehender Ver-
sorgung ermöglicht und automationsgerecht vor-
gehalten werden. Dieser zusätzliche Aufwand ist 
nicht vertretbar. 

13. Zu Artikel 6 Nr. 23, 24 
(§ 53 Abs. 9, § 53a BeamtVG) 

Artikel 6 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 23 ist § 53 Abs. 9 zu streichen. 

b) Nummer 24 ist wie folgt zu fassen: 

„24. § 53a wird aufgehoben." 

Als Folge ist in Nummer 1 der Buchstabe c wie 
folgt zu fassen: 

,c) Die Worte „ § 53 a Zusammentreffen von Ver-
sorgungsbezügen mit sonstigem Erwerbsein-
kommen" werden gestrichen.' 

Begründung 

Der Gesetzentwurf nimmt Wahlbeamte auf Zeit 
von der verschärften Einkommensanrechnung 
aus, nach der bei Versorgungsberechtigten vor 
Vollendung des 65. Lebensjahres auch außerhalb 
des öffentlichen Dienstes erzieltes Erwerbsein-
kommen auf die Versorgung angerechnet wer-
den soll. Eine solche Besserstellung ist nicht zu 
rechtfertigen. 

Zutreffend und nachvollziehbar weist die Geset-
zesbegründung zu Artikel 6 Nr. 23 (§ 53) darauf 
hin, daß die bisherige Differenzierung zwischen 
Einkommen innerhalb und außerhalb des öffent-
lichen Dienstes, die oftmals zu nicht nachvoll-
ziehbaren Ergebnissen führt, nicht länger auf-
rechtzuerhalten sei. Ausdrücklich zuzustimmen 
ist der Begründung auch insofern, als nicht ein-
zusehen sei, daß lediglich Einkünfte aus einer 
anderweitigen Verwendung im öffentlichen 
Dienst angerechnet werden. 

Eine sachgerechte und nachvollziehbare Begrün-
dung für die vorgesehene Ausnahmeregelung 
liegt nicht vor; der allgemeine Hinweis auf die 
besondere Stellung der Wahlbeamten auf Zeit ist 
wenig überzeugend. Es ist vielmehr aus Gründen 
der Gleichbehandlung folgerichtig und zwin-
gend geboten, auch die Wahlbeamten auf Zeit 
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(ebenso wie die sog. politischen Beamten) in die 
für die übrigen Beamten generell vorgesehenen 
Regelungen einzubeziehen, zumal den Betroffe-
nen auch nach dem Änderungsvorschlag ihr bis-
heriges Einkommensniveau (100 %-Grenze) ins-
gesamt erhalten bleibt. 

14. Zu Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe bb (§ 6 Abs. 2 Satz 5 
Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung) 

In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b ist Doppelbuchsta-
be bb wie folgt zu fassen: 

,bb) Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Zahlung von Dienstbezügen steht die 
Zeit eines sich unmittelbar an die tatsäch-
liche Dienstleistung anschließenden Erzie-
hungsurlaubs bis zur Vollendung des zwölf-
ten Lebensmonats des Kindes gleich. " ' 

Begründung 

a) Die im Gesetzentwurf vorgesehene völlige 
Beseitigung der Berücksichtigung von Zeiten 
des Erziehungsurlaubs bei der Bemessung 
der jährlichen Sonderzuwendung widerspricht 
den Zielen, die Stellung der Familien zu stär-
ken und die Betreuung der Kinder in den er-
sten Lebensjahren durch die Eltern zu fördern 
und zu unterstützen. Außerdem wäre dies ein 
Sonderopfer für die Beamten, weil § 2 Abs. 2 
Satz 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc des 
Tarifveftrags über eine Zuwendung für Ange-
stellte vom 12. Oktober 1973 die gleiche Rege-
lung vorsieht, wie bisher § 6 Abs. 2 Satz 5 des 
Sonderzuwendungsgesetzes. 

b) Die vorstehende Änderung des Sonderzuwen-
dungsgesetzes entspricht einem Beschluß des 
Arbeitskreises der Länder für Besoldungsfra-
gen vom 14. bis 16. Oktober 1996 (TOP 6). Er 
zielt darauf ab, Beamten, denen ein weiteres 
Kind geboren wird, nur dann einen erneuten 
Anspruch auf die Sonderzuwendung zuzuge-
stehen, wenn sie vor dem Erziehungsurlaub 
für das weitere Kind Dienst geleistet und 
Dienstbezüge bezogen haben. Diese Regelung 
berücksichtigt die Grundsätze, die das Bun-
desverwaltungsgericht in seinen jüngsten Ent-
scheidungen entwickelt hat. 

15. Zu Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe c - neu - 
(§ 6 Abs. 3 - neu - Gesetz über die Gewährung 
einer jährlichen Sonderzuwendung) 

In Artikel 10 Nr. 1 ist nach Buchstabe b folgender 
Buchstabe c anzufügen: 

,c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

„(3) Hat der Berechtigte Anspruch auf eine 
der Zuwendung nach diesem Gesetz ver-
gleichbare Leistung, so vermindert sich die 
Zuwendung entsprechend. " ' 

Begründung 

Diese Anrechnungsvorschrift ist als gesetzliche 
Grundlage zwingend erforderlich, um alle ander-
weitigen mit der Sonderzuwendung vergleichba-
ren Leistungen, unabhängig vom Entstehungs-
grund, künftig beim Anspruchsberechtigten er-
heben und auf die nach diesem Gesetz zu ge-
währende Sonderzuwendung anrechnen zu kön-
nen. 

Eine derartige Anrechnungsvorschrift ist drin-
gend geboten und wird z. B. vom Rechnungshof 
Baden-Württemberg bereits seit längerer Zeit ge-
fordert. 

16. Zu Artikel 14 Nr. 1 Buchstabe b 
(§ 2 Nr. 9 BeamtVÜV) 

In Artikel 14 Nr. 1 ist Buchstabe b wie folgt zu 
fassen: 

,b) Nummer 9 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden ... (wie Regierungsent-
wurf) ... 

bb) Satz 6 wird aufgehoben." ' 

Begründung 

Das Beamtenversorgungsgesetz sieht in § 14 a für 
die Beamten, die vor Vollendung des 65. Lebens-
jahres in den Ruhestand treten und mit Blick auf 
noch nicht fällig gewordene Rentenansprüche 
eine Versorgungslücke hinnehmen müssen, einen 
finanziellen Ausgleich vor, um soziale Härten für 
den Betroffenen zu vermeiden. Diese an sich 
sinnvolle Bestimmung gilt aufgrund des § 2 Nr. 9 
Satz 6 BeamtVÜV aber nicht für Beamte in den 
ostdeutschen Ländern, die nach Inkrafttreten des 
Einigungsvertrages erstmalig verbeamtet wor-
den sind und die nach Eintritt in den Ruhestand 
lediglich eine Mindestversorgung erhalten. 

Wie sich nunmehr bereits abzeichnet, wären da-
mit namentlich Vollzugsbeamte der Landespoli-
zei sowie Beamte des Justizdienstes und der Be-
rufsfeuerwehren erheblich benachteiligt. Es han-
delt sich dabei um Landesbedienstete, die erst im 
gehobenen Alter verbeamtet worden sind und 
aufgrund der für diese Bereiche geltenden be-
sonderen Altersgrenze bereits mit 60 Jahren in 
den Ruhestand treten. Dies wird zur Folge haben, 
daß sie bei ihrem Ausscheiden aus dem öffentli-
chen Dienst überwiegend nur die 35 %ige Min-
destversorgung erhalten werden und weitere 
fünf Jahre bis zum Empfang der vor dem Beam-
tenverhältnis erdienten Rentenansprüche abwar-
ten müssen. Kann insoweit schon generell eine 
erhebliche Belastung für den betroffenen Perso-
nenkreis festgestellt werden, so ist darüber hin-
aus zu befürchten, daß in zahlreichen Einzelfäl-
len - insbesondere dann, wenn der Ehepartner 
nicht über ein zusätzliches Einkommen verfügt - 
das Lebensminimum gefährdet wird. Derartig 
unerträglichen Situationen muß deshalb dadurch 
begegnet werden, daß § 14 a BeamtVG auch für 
die Beamten der neuen Länder gilt. Damit wäre 
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zudem ein weiterer Schritt zur Verwirklichung 
der Rechts- und Wirtschaftseinheit in Deutsch-
land getan. 

17. Bewertung der Kindererziehungszeiten 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren darauf hinzu-
wirken, daß die im Rentenreformgesetz 1999 
(BR-Drucksache 773/97) enthaltenen Verbesse-
rungen bei der Bewertung der Kindererziehungs-
zeiten inhaltsgleich und systemkonform in das 
Kindererziehungszuschlagsgesetz übernommen 
werden. 

Begründung 

Durch das Kindererziehungszuschlagsgesetz 
wurden die Auswirkungen von Kindererzie-
hungszeiten auf die Beamtenversorgung mit Wir-
kung vom 1. Januar 1992 neu geregelt. Die Neu-
regelung entspricht der im Bereich der gesetzli-
chen Rentenversicherung getroffenen Lösung. 

Im Hinblick auf den gebotenen Gleichklang mit 
dem Rentenrecht und zur Vermeidung von Nach-
teilen für die Versorgungsempfänger ist die in-
haltsgleiche Übertragung der im Rentenreform-
gesetz 1999 enthaltenen Verbesserungen bei der 
Bewertung der Kindererziehungszeiten auf die 
Beamtenversorgung zwingend geboten. 

18. Gleichbehandlung Schwerbehinderter in den 
Systemen der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der Beamtenversorgung 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren sicherzustellen, daß 
der notwendige Gleichklang zwischen den Sy-
stemen der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der Beamtenversorgung hergestellt wird. 

Handlungsbedarf besteht insbesondere bei 

- der Vertrauensschutzregelung für schwerbe-
hinderte Beamte zur Inanspruchnahme der be-
stehenden Regelungen, 

- den vorgesehenen Abschlagsregelungen. 

Begründung 

Bei der Reform der Beamtenversorgung sind ein-
seitige Sonderopfer zu Lasten der Beamten zu 
vermeiden. So ist z. B. im Rentenreformgesetz 
1999 vorgesehen, daß die Abschläge der Über-
gangsregelung wegen der vorzeitigen Inan-
spruchnahme monateweise erhoben werden. Da-
neben sollen Versicherte, die vor dem 1. Januar 
1942 geboren sind und mindestens 45 Jahre mit 
Pflichtbeiträgen belegt haben, von der Anhe-
bung der Altersgrenze ausgenommen werden. 
Ähnliche Regelungen sind im VReformG nicht 
vorgesehen. Es sollte sichergestellt werden, daß 
schwerbehinderte Arbeitnehmer und schwerbe-
hinderte Beamte unter den gleichen Vorausset-
zungen eine vorgezogene Altersversorgung we

-

gen ihrer Schwerbehinderung in Anspruch neh-
men können. 

19. Vorruhestand und Altersteilzeit 

a) Der Bundesrat sieht zur Realisierung des un-
abweisbar gebotenen Personalabbaus und we-
gen der Einsparung von Personalkosten die 
zwingende Notwendigkeit, die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß Be-
amtinnen und Beamte, deren Stellen im Rah-
men von Verwaltungsreformmaßnahmen ent-
behrlich geworden sind, auch vor Erreichen 
der gesetzlichen oder der Antragsaltersgrenze 
in den Ruhestand versetzt oder daß ihnen An-
reize zur Aufnahme einer Teilzeitbeschäfti-
gung geboten werden können. 

Einige . Länder haben bisher das Sonderur-
laubsrecht als Rechtsgrundlage für Vorruhe-

standsregelungen genutzt. Eine gesetzliche 
Regelung erweist sich jetzt als unverzichtbar, 
weil nur so die zahlreichen Änderungen im 
Beamtenversorgungsrecht - insbesondere die 
Regelung über den Versorgungsabschlag - 
eingebunden werden können. 

b) Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregie-
rung, im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
für die Länder die Möglichkeit zu schaffen, für 
ihre Beamtinnen und Beamten den Vorruhe-
stand landesgesetzlich zu regeln. Ebenso sind 
Voraussetzungen zur Förderung der Altersteil-
zeitbeschäftigung festzulegen. Die notwendi-
gen beamten-, versorgungs- und besoldungs-
rechtlichen Voraussetzungen und Folgen sind 
unter Berücksichtigung der im Arbeitnehmer-
bereich bestehenden gesetzlichen und tarif-
vertraglichen Möglichkeiten zu bestimmen. 

Begründung 

In allen Ländern wird die Reform der öffentlichen 
Verwaltungen vorangetrieben. Neuorganisatio-
nen und Aufgabenwegfall führen vielfach zur 
Verminderung des Personalbedarfs. Vorhande-
nes Personal kann auch an anderer Stelle nicht 
sinnvoll eingesetzt werden. Während im Arbeit-
nehmerbereich schon seit langem Vorruhe-
standsmöglichkeiten bestehen und durch Alters-
teilzeitgesetz modifiziert worden sind, fehlen ge-
setzliche Regelungen für einen schnellen Abbau 
im Beamtenbereich. Verschiedene Länder sind 
mit Erfolg auf das Sonderurlaubsrecht ausgewi-
chen. Änderungen im Beamtenversorgungsrecht 
- insbesondere durch Erhebung eines Versor-
gungsabschlags ab 1998 - machen es zunehmend 
schwieriger, auf diese Weise bef riedigende Rege-
lungen zu treffen. Eine Harmonisierung mit dem 
Arbeitnehmerbereich läßt sich nach Schaffung 
der Altersteilzeit und Erhebung von Rentenab-
schlägen ab dem 60. Lebensjahr allein durch 
Landesrecht nicht mehr sicherstellen. Berlin hat 
bereits einen - in den Ausschüssen zunächst ver-
tagten - Gesetzesantrag im Bundesrat einge-
bracht, mit dem das Altersteilzeitgesetz auf den 
Beamtenbereich übertragen werden soll (BR- 
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Drucksache 466/97). Die Praxis hat aber gezeigt, 
daß darüber hinaus Regelungen zum Abbau von 
Personalüberhängen erforderlich sind. 

20. Zugangsvoraussetzungen 
für den höheren Dienst 

Die Bundesregierung wird gebeten, eine Ände-
rung des Laufbahn- und Dienstrechts zu prüfen, 
die Fachhochschulabsolventen die Möglichkeit 
des Zugangs zum höheren Dienst eröffnet. 

Begründung 

Angesichts des erreichten Entwicklungsstandes 
der Fachhochschulen und der in § 2 des Hoch-
schulrahmengesetzes allen Hochschulen ge-
meinsam gestellten wissenschaftlichen Aufgaben 
sollte die bisher bestehende Beschränkung des 
Zugangs zum höheren Dienst auf Universitätsab

-

solventen überprüft werden. Eine Prüfung ist 
nach Auffassung des Bundesrates deshalb ange-
zeigt, weil einerseits das Ausbildungsniveau an 
Fachhochschulen in den letzten zwei Jahrzehn-
ten deutlich angehoben worden ist, andererseits 
sich die Tätigkeitsfelder im höheren Dienst um-
fassend gewandelt haben. In Konsequenz dessen 
wie auch im Zuge der Internationalisierung der 
Studiengänge sollen demnächst auch an Uni-
versitäten Kurzzeitstudiengänge eingeführt wer-
den. Es ist deshalb zu prüfen, ob diese geänder-
ten Rahmenbedingungen im Bildungsbereich 
wie im öffentlichen Dienst auch eine Änderung 
des Laufbahn- und Dienstrechts erforderlich ma-
chen. 

Da dies mit der Zielsetzung des Versorgungsre-
formgesetzes nicht vereinbar erscheint, sollte 

dieses Anliegen außerhalb dieses Gesetzge-
bungsverfahrens geprüft werden. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme 
des Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 

Die Frage einer Neubewertung der besonderen Al-
tersgrenzen der Vollzugsbeamten ist im zuständigen 
Bund-Länder-Arbeitskreis für Beamtenrechtsfragen 
auf der Grundlage von Datenmaterial eingehend er-
örtert worden. Die Länder haben sich grundsätzlich 
für eine Anhebung der besonderen Altersgrenzen, 
und zwar im Interesse der Rechtseinheitlichkeit durch 
eine rahmenrechtliche Regelung, ausgesprochen. 

Der nunmehr erhobene Vorwurf, der Gesetzentwurf 
sei hinsichtlich der Regelungen, die Beamte der Voll-
zugsdienste betreffen, nicht beratungsfähig, ist des-
halb nicht verständlich. 

Gegenüber weitergehenden Lösungsvorschlägen 
sieht der Gesetzentwurf rahmenrechtlich nur eine 
Anhebung der besonderen Altersgrenzen um ein 
Jahr vor, verbunden mit der Einführung einer beson-
deren Antragsaltersgrenze. Das ermöglicht den Län-
dern, differenzie rtere Regelungen für ihren Bereich 
zu treffen. 

Die Auswirkungen der jeweils konkret begründeten 
Neuregelungen ergeben sich aus dem Gesetzent-
wurf. Die Beamten der Vollzugsdienste sind überwie-
gend Länderbeamte. Den Ländern ist es unbenom-
men, weitergehende Vergleiche oder Analysen zu 
erstellen, falls sie dies für notwendig erachten. 

Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 3 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen, 
durch rahmenrechtliche Regelungen in Fä llen län-
gerer ungleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit bei 
Unmöglichkeit des Zeitausgleichs Ausgleichszah-
lungen zu ermöglichen. Der Vorschlag des Bundes-
rates differenzie rt  weder zwischen Voll- und Teilzeit-
beschäftigten noch zwischen freiwilligen und ver-
pflichtenden Ansparmodellen noch danach, ob die 
Störungen in der Person des Beamten liegen oder 
vom Dienstherrn zu verantworten sind. Auch ist nicht 
ausreichend dargelegt, in welchem Umfang es an

-gesichts der bestehenden Regelungen über Mehr-
arbeitsvergütung zusätzlicher rahmengesetzlicher 
Regelungen bedarf. Der Vorschlag bedarf deshalb 
vertiefter fachlicher Abklärung. 

Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag für proble

-

matisch, wird ihn aber im weiteren Gesetzgebungs

-

verfahren prüfen. Sie weist jedoch darauf hin, daß 
die Beteiligung des für das Besoldungsrecht zustän-
digen Ministeriums wegen des Sachzusammenhangs 
zur Besoldung sinnvoll ist. 

Zu Nummer 5 

Die Bundesregierung wird sich dem Vorschlag nicht 
verschließen. Sie ist jedoch der Auffassung, daß das 
Ziel auch mit weniger Vollzugsaufwand und ohne 
Verfahrenskomplizierung zu erreichen wäre. Anstel-
le des Austausches personenbezogener Daten, der 
diese Gesetzesänderung und zusätzlichen Vollzugs-
aufwand erfordert, könnte auf die Erklärung des Be-
amten oder der Beamtin abgestellt werden, daß die 
Kinderbetreuungszeit insgesamt nur einmal in An-
spruch genommen wird. 

Zu Nummer 6 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu; sie 
bedauert zugleich, daß die Länder sich nicht in der 
Lage sehen, die vorgeschlagene Flexibilisierung mit-
zutragen. 

Zu Nummer 7 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Ver

-

ordnungsermächtigung hinreichend bestimmt ist. 

Zu Nummer 8 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
Ziel der Regelung ist nicht die Schaffung einer neuen 
Stellenzulage, sondern die Umwandlung einer steuer-
freien Aufwandsentschädigung in eine steuerpflich-
tige Zulage. Regelungsziel ist es, die Aufwandsent-
schädigungen auf ihren eigentlichen Zweck zurück-
zuführen, dienstbezogene finanzielle Aufwendungen 
auszugleichen, deren Übernahme dem Besoldungs-
empfänger nicht zuzumuten ist. 

Zu Nummer 9 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag des Bun-
desrates dem Grunde nach für gerechtfertigt. Ange-
sichts der besonders angespannten Lage der öffentli-
chen Haushalte bedarf es jedoch weiterer Prüfung, 
ob eine Realisierung zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
möglich ist. 

Zu Nummern 10 und 18 

Die Vorschläge widersprechen einander. 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat zu, so

-

weit dieser die Sicherstellung des Gleichklangs zwi

-

schen Beamtenversorgung und Rente und damit die 
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Einführung von Versorgungsabschlägen für Schwer-
behinderte forde rt. Die die rentenrechtliche Neure-
gelung tragenden Gründe treffen auch unter Berück-
sichtigung der Eigenständigkeit des Systems der 
Beamtenversorgung in gleicher Weise für den Beam-
tenbereich zu. 

Dieses Ziel ist mit dem Regierungsentwurf bereits er-
reicht. Mit dem Entwurf des Rentenreformgesetzes 
1999 wird die Altersgrenze für die Inanspruchnahme 
einer Altersrente für Schwerbehinderte stufenweise 
ab Geburtsjahrgang 1940 von 60 Jahren auf 63 Jahre 
angehoben. Gleichzeitig wird die Altersgrenze flexi-
bilisiert, indem Möglichkeiten geschaffen werden, 
die Altersrente unter Inkaufnahme von Rentenab-
schlägen in Höhe von 0,3 v. H. für jeden Monat vor-
zeitig zu beantragen. Der Regierungsentwurf sieht 
eine entsprechende Regelung für schwerbehinderte 
Beamte vor. 

Zu Nummer 11 

Die Bundesregierung verweist auf die im Regie-
rungsentwurf für die Vollzugsdienste vorgesehenen 
Regelungen. Sie ist jedoch bereit, den Vorschlag im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren insbesondere un-
ter dem Gesichtspunkt kumulativer Wirkungen mit 
den übrigen Regelungen im Vollzugsbereich zu prü-
fen. 

Zu Nummer 12 

Die Bundesregierung stellt die Überlegungen, die zu 
der Fassung des Regierungsentwurfs geführt haben, 
zurück und stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 13 

Über den Vorschlag wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu entscheiden sein. 

Zu Nummer 14 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
Er berücksichtigt nicht in ausreichendem Maße die 
zwischen den im Kalenderjahr erdienten Bezügen 
und der Sonderzuwendung bestehende Akzessorität. 
Demgegenüber verhindert der Vorschlag des Bun-
desrates lediglich, daß die Sonderzuwendung auch 
dann zusteht, wenn unmittelbar vor Antritt des Erzie-
hungsurlaubs - u. U. jahrelang - keine Dienstleistung 
erbracht worden ist. 

Zu Nummer 15 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag im 
Grundsatz zu. Sie hält jedoch im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren eine eingehende Prüfung aller Aus-
wirkungen der vorgeschlagenen Konkurrenzrege-
lung für erforderlich. 

Zu Nummer 16 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag, auch we

-

gen des Sachzusammenhangs mit dem Vorschlag zu 

Nummer 11, im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
prüfen. 

Zu Nummer 17 

Die Bundesregierung wird entsprechend der Bitte 
des Bundesrats prüfen, wie die im Entwurf des Ren-
tenreformgesetzes 1999 vorgesehene verbesserte Be-
wertung der Kindererziehungszeiten unter Berück-
sichtigung der Besonderheiten des Systems der Be-
amtenversorgung auf den Beamtenbereich übertra-
gen werden kann. 

Zu diesem Zweck ist bereits im Oktober 1997 eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe des Arbeitskreises für 
Versorgungsfragen gebildet worden. 

Zu Nummer 18 

Auf die Gegenäußerung zu Nummer 10 wird verwie-
sen. 

Zu Nummer 19 

Die Bundesregierung wird sich zu dem Vorschlag im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens äu-
ßern. 

Zu Nummer 20 

Die Bundesregierung hält es aus den vom Bundesrat 
dargelegten Gründen für vertretbar, Fachhochschul-
absolventen, die ein Promotionsverfahren abge-
schlossen haben, die Möglichkeit des Zugangs zum 
Vorbereitungsdienst des höheren Dienstes in diesem 
Gesetzgebungsverfahren zu eröffnen. Der Bundesrat 
hat allerdings einen entsprechenden Antrag abge-
lehnt und eine generelle Prüfung außerhalb dieses 
Gesetzgebungsverfahrens erbeten. 

Preiswirkungsklausel 

Soweit die Bundesregierung in dieser Gegenäuße-
rung Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu-
stimmt, haben diese preisliche Auswirkungen nicht 
zur Folge. 

Stellungnahme der Gewerkschaften 

Die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften hat-
ten Gelegenheit, zur Gegenäußerung der Bundesre-
gierung Stellung zu nehmen. 

Der Deutsche Beamtenbund hat wie folgt Stellung 
genommen: 

Zu Nummer 1 

Die Anhebung der besonderen Altersgrenze im Voll-
zugsbereich vom vollendeten 60. auf das vollendete 
61. Lebensjahr wird vom DBB nachdrücklich abge-
lehnt. 

Zu Nummer 2 

Der Schaffung einer rahmenrechtlichen Möglichkeit 
zur vorübergehenden Absenkung der Altersgrenze 
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auf das 50. Lebensjahr für eine Beurlaubung bis zum 
Eintritt in den Ruhestand wird zugestimmt. 

Zu Nummer 3 

In die Prüfung, durch rahmenrechtliche Regelungen 
in Fällen längerer ungleichmäßiger Verteilung der 
Arbeitszeit bei Unmöglichkeit des Zeitausgleichs 
Ausgleichszahlungen zu ermöglichen, sind die Spit-
zenorganisationen der Gewerkschaften einzubezie-
hen. 

Zu Nummer 4 

Es wird die Auffassung der Bundesregierung unter-
stützt, wonach eine Beteiligung des für das Besol-
dungsrecht zuständigen Ministeriums wegen des 
Sachzusammenhangs zur Besoldung sinnvoll ist. 

Zu Nummer 5 

Die Schaffung einer gesetzlichen Ermächtigung zum 
Austausch von Vergleichsmitteilungen bei Kinderbe

-

treuungszeiten wird als nicht erforderlich angesehen. 

Zu Nummer 6 

Erwartet wird eine Verordnung zur Festsetzung des 
Zuschlags bei Teildienstfähigkeit nach einheitlichen 
Grundsätzen. 

Zu Nummer 8 

Der DBB tritt für einen finanziellen Ausgleich im bis-
herigen Umfang ein. 

Zu Nummer 9 

Die Anhebung des Eingangsamtes im mittleren 
Dienst von BesGr. A 5 nach A 6 ist längst überfällig. 

Zu Nummern 10 und 18 

Der DBB lehnt generell die Einführung eines Versor-
gungsabschlags für Schwerbehinderte ab. Systemun-
terschiede sind zu beachten. 

Zu Nummer 11 

Der DBB lehnt den Wegfall des einmaligen Aus-
gleichs für besondere Altersgrenzen ab. 

Zu Nummer 12 

Einer Verschärfung der Hinzuverdienstregelungen 
wird widersprochen. 

Zu Nummer 13 

Auf die Äußerung zu Nummer 12 wird verwiesen. 

Zu Nummer 14 

Der DBB unterstützt den Vorschlag des Bundesrates 
zur Erhaltung der Sonderzuwendung während eines 
Erziehungsurlaubs bis zum 12. Lebensmonat des 
Kindes aus Gründen der Gleichbehandlung mit den 
übrigen Statusgruppen im öffentlichen Dienst. 

Zu Nummer 15 

Eine Verminderung der jährlichen Sonderzuwen-
dung bei weiterem Anspruch auf eine vergleichbare 
Leistung aus einem anderen Rechtsverhältnis wird 
abgelehnt. 

Zu Nummer 16 

Um sozialen Härten zu begegnen, tritt der DBB für 
die Schließung von Versorgungslücken vor dem 
65. Lebensjahr auch in den neuen Bundesländern 
ein. 

Zu Nummer 17 

Der DBB fordert, daß die im Rentenreformgesetz 
1999 (BR-Drucksache 773/97) enthaltenen Verbesse-
rungen bei der Bewertung der Kindererziehungszei-
ten gleichwertig und systemkonform in das Kinderer-
ziehungszuschlagsgesetz übernommen werden. Dies 
betrifft insbesondere die Höherbewertung und die 
Beseitigung von Anrechnungsregelungen bei Teil-
zeittätigkeit im Erziehungsurlaub. 

Zu Nummer 18 

Auf die Äußerung zu Nummer 10 wird verwiesen. 

Zu Nummer 19 

Der DBB unterstützt sachgerechte Regelungen über 
Vorruhestand und Altersteilzeit. 

Zu Nummer 20 

Der DBB begrüßt den Vorschlag zu prüfen, inwieweit 
der höhere Dienst für Fachhochschulabsolventen er-
öffnet werden kann. Er wird sich seinerseits ebenfa lls 
mit diesem Vorschlag auseinandersetzen. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat wie folgt Stel-
lung genommen: 

Zu Nummer 1 

Der DGB begrüßt die Aufforderung des Bundesrates, 
zunächst eine Betroffenheitsanalyse über die Auswir-
kungen der verschiedenen Änderungen des Beam-
tenversorgungsgesetzes vorzulegen. Er hält aber 
eine Begrenzung auf die Vollzugsdienste für nicht 
ausreichend. Der DGB forde rt  deshalb die Bundesre-
gierung auf, eine umfassende Betroffenheitsanalyse 
für alle Beamtengruppen zu erstellen. 

Zu Nummer 2 

Der DGB begrüßt den Vorschlag des Bundesrates, in 
Zeiten eines angespannten Arbeitsmarktes die Beur-
laubungsmöglichkeiten zu erweitern. 

Zu Nummer 3 

Der DGB begrüßt den Vorschlag des Bundesrates, 
den bei ungleichmäßiger Arbeitszeitverteilung dem 
Arbeitgeber gewährten „Kredit" bei der Möglichkeit 
der Nichterfüllung finanziell entschädigen zu kön-
nen. Dies müßte mindestens in Höhe der nicht ge-
zahlten Besoldung erfolgen. 
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Zu Nummer 4 

Aus gewerkschaftlicher Sicht gibt es zur Forderung 
des Bundesrates keine Bedenken. 

Zu Nummer 5 

Aus gewerkschaftlicher Sicht ergeben sich keine 
Einwände gegen den Vorschlag des Bundesrates. 
Das gleiche gilt für die Alternative der Bundesregie-
rung. 

Zu Nummer 6 

Mit dem Beschluß des Bundesrates wird die Forde-
rung des DGB aufgegriffen, den Zuschlag bundes-
einheitlich zu gestalten. Der DGB bedauert jedoch, 
daß sich Bundesrat und Bundesregierung bisher 
nicht dazu haben durchringen können, sowohl die 
Forderung nach Wegfall der Altersgrenze (50 Jahre) 
als auch eine verbesserte Berücksichtigung der Teil-
dienstfähigkeitszeiten bei der Berechnung der Ver-
sorgung aufzugreifen. 

Zu Nummer 7 

Der DGB wendet sich nicht gegen eine Überprüfung, 
ob die Ermächtigungsnorm dem grundgesetzlich 
festgelegten Bestimmtheitsgebot genügt. 

Zu Nummer 8 

Der DGB unterstützt das Anliegen der Bundesregie-
rung, die steuerfreie Aufwandsentschädigung in eine 
steuerpflichtige Stellenzulage umzuwandeln. Inso-
fern begrüßt er, daß die Bundesregierung dem Be-
schluß des Bundesrates nicht zustimmt. 

Zu Nummer 9 

Der DGB begrüßt den Beschluß des Bundesrates und 
erwartet, daß nun endlich eine Lösung im Interesse 
der Beamten gefunden wird. 

Zu Nummern 10 und 18 

Der DGB begrüßt die konsequente Haltung des Bun-
desrates gegenüber der Altersgrenze schwerbehin-
derter Beschäftigter. Zwar ist der Bundesrat inkonse-
quent, wenn er gleichzeitig einen Prüfauftrag be-
schließt, mit dem im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren der Gleichklang der Systeme sichergestellt 
werden soll. Aber er hat insofern recht, als die für 
das Rentenrecht vorgesehene Übergangsregelung 
Schwerbehinderte, die vor dem 1. Januar 1942 gebo-
ren sind und 45 Jahre mit Pflichtbeiträgen haben, 
von der Neuregelung ausnimmt. Eine entsprechende 
Regelung fehlt im Gesetzentwurf. 

Zu Nummer 11 

Die Streichung der 8 000 DM wird vom DGB nicht 
akzeptiert. Der DGB erwartet, daß die Bundesregie-
rung den Vorschlag des Bundesrates ablehnt. 

Zu Nummer 12 

Der DGB lehnt den Vorschlag des Bundesrates und 
die Auffassung der Bundesregierung ab. Er hält eine 

Höchstgrenze, die sich an der zuletzt erhaltenen Be-
soldung orientiert, für systemkonform. 

Zu Nummer 13 

Keine Anmerkungen. 

Zu Nummer 14 

Der Vorschlag des Bundesrates geht aus gewerk-
schaftlicher Sicht nicht weit genug, weil auch er die 
Rechtslage der Beamtinnen und Beamten gegenüber 
der geltenden Tarifnorm verschlechtert und somit 
den Gleichklang von Tarif- und Besoldungsbereich 
mißachtet. Der DGB wiederholt deshalb seine Forde-
rung, die beabsichtigte Verschlechterung nicht vor-
zunehmen. 

Zu Nummer 15 

Eine solche Regelung trifft nicht generell auf ge-
werkschaftliche Bedenken. Es sollte aber im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren über eine entsprechende 
Übergangsregelung nachgedacht werden. 

Zu Nummer 16 

Der DGB begrüßt den Vorschlag des Bundesrates. Er 
fordert  die Bundesregierung auf, diesen Vorschlag zu 
übernehmen. 

Zu Nummer 17 

Der DGB begrüßt den Vorschlag des Bundesrates 
und die Reaktion der Bundesregierung. 

Zu Nummer 19 

Der DGB begrüßt den Bundesratsbeschluß. Der DGB 
erinnert an seine grundsätzliche Forderung, aus per-
sonalwirtschaftlichen Gründen, aber auch zur Ver-
meidung der vorzeitigen Versetzung in den Ruhe-
stand wegen Dienstunfähigkeit Übergangsregelun-
gen anzubieten, die die Beamtenversorgung nicht 
zusätzlich beschädigen. 

Zu Nummer 20 

Die Prüfbitte des Bundesrates zeigt in die richtige 
Richtung. Der DGB begrüßt deshalb, daß die Bundes-
regierung nunmehr den Zugang in den höheren 
Dienst für promovierte FH-Absolventen zumindest 
für vertretbar hält. Jedoch geht auch dieser Ansatz 
nicht weit genug. Die Gewerkschaften fordern schon 
seit langem, das Laufbahnrecht zu flexibilisieren und 
die starren Eingangsvoraussetzungen zu locke rn . 

Der Deutsche Bundeswehr-Verband hat wie folgt 
Stellung genommen: 

Zu Nummer 11 

Der Deutsche Bundeswehr-Verband lehnt den Vor-
schlag des Bundesrates ab, den einmaligen Aus-
gleich für besondere Altersgrenzen zu streichen. Die 
in Rede stehenden Beamten müssen vor Erreichen 
der allgemeinen Altersgrenze in den Ruhestand tre-
ten und sind damit auf niedrigere Bezüge angewie- 
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sen. Dies trifft erst recht zu auf die Soldaten, die noch 
wesentlich früher gezwungen werden, in den Ruhe-
stand zu treten. 

Zu Nummer 16 

Der Deutsche Bundeswehr-Verband stimmt dem Vor-
schlag des Bundesrates zu, die Empfänger von Min-
destversorgung im Beitrittsgebiet in den Anwen-
dungsbereich des § 14 a Beamtenversorgungsgesetz 
einzubeziehen. Eine Änderung der Soldatenversor

-

gungs-Übergangsverordnung ist erforderlich, um für 
den Bereich der Soldaten eine Anwendung der ent-
sprechenden Regelung des § 26 a Soldatenversor-
gungsgesetz zu ermöglichen. 

Der Deutsche Bundeswehr-Verband forde rt  jedoch 
darüber hinaus, den § 26a SVG zur sachgerechten 
Schließung der Versorgungslücke dahin gehend zu 
ändern, daß die vorübergehende Erhöhung nicht erst 
ab dem 60. Lebensjahr, sondern ab Erreichen der 
jeweiligen besonderen Altersgrenze erfolgt. 






